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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

nach einem Jahr voller Herausforderungen besteht für 
das neue Jahr etwas mehr Grund zur Zuversicht: Die 
Impfungen haben begonnen. Dennoch wird uns die 
Corona-Pandemie auch in den kommenden Monaten 
noch viel abverlangen.

Seit Beginn der Pandemie hat die Bundesregierung 
Unternehmen und Beschäftigten umfangreiche Hil-
fen zur Verfügung gestellt, um die finanziellen Fol-
gen der Einschränkungen des Wirtschaftslebens ab-
zufedern. Bei der Ausgestaltung dieser Hilfen arbeiten 
das BMF und das BMWi eng zusammen. Die Unter-
stützungsmaßnahmen werden ständig überprüft, an 
die Anforderungen angepasst und verbessert. Nach-
dem im Frühjahr zunächst die Soforthilfe zur Verfü-
gung stand, konnten Unternehmen und Selbststän-
dige im Anschluss die Überbrückungshilfen  I und  II 
nutzen. Bei den Umsatzausfällen im November und 
Dezember halfen die November- beziehungsweise 
Dezemberhilfe als außerordentliche Wirtschaftshilfe. 
Nunmehr soll die Überbrückungshilfe  III bereitste-
hen. Antragsberechtigt sind Unternehmen, die in ei-
nem Monat einen coronabedingten Umsatzeinbruch 
von mindestens 30  Prozent im Vergleich zum Refe-
renzmonat im Jahr 2019 erlitten haben. Der Höchst-
betrag des monatlichen Zuschusses für die Fixkosten 
beträgt 1,5 Millionen Euro. Neben gesonderten Regeln 
für Soloselbstständige gibt es spezielle Regelungen für 
einige besonders betroffene Branchen wie den Ein-
zelhandel, die Kultur- und Veranstaltungswirtschaft, 

die Tourismusbranche und die Pyrotechnikindustrie. 
Diese Hilfen laufen bis Ende Juni 2021.

Schon jetzt ist klar, dass auch nach der Überwindung 
der Pandemie die Digitalisierung zentrales Thema für 
unser Land bleiben wird. Bund und Länder werden da-
her mit verbesserten Abschreibungsmöglichkeiten für 
digitale Wirtschaftsgüter einen zusätzlichen schnel-
len, gezielten und unbürokratischen Impuls leisten. 
Computerhardware sowie Betriebs- und Anwender-
software zur Dateneingabe und -verarbeitung können 
nun im Jahr der Anschaffung oder Herstellung steuer-
lich sofort abgeschrieben werden (auch rückwirkend 
zum 1.  Januar  2021). Bisher werden diese digitalen 
Wirtschaftsgüter regelmäßig über mehrere Jahre ab-
geschrieben. Die mit der sogenannten Digital-AfA ver-
bundene sofortige Abschreibung ermöglicht Unter-
nehmen einen deutlichen Liquiditätsvorteil und soll 
damit digitale Investitionen anreizen. Das kann auch 
während der Pandemie genutzt werden, um beispiels-
weise die Beschäftigten mit mobilen Computern für 
das Homeoffice auszustatten.

Auf die Bedeutung digitaler Investitionen weist der 
Internationale Währungsfonds (IWF) regelmäßig hin. 
Im Januar hat der IWF den Abschlussbericht seiner 
sogenannten Artikel-IV-Konsultationen, einer jährli-
chen Analyse der Wirtschafts- und Finanzpolitik, für 
Deutschland, vorgelegt. Der Bericht stellt Deutschland 
ein gutes Zeugnis für die entschlossene finanzpoliti-
sche Reaktion auf die Krise aus. Der IWF empfiehlt die 
Fortsetzung der expansiven Finanzpolitik, bis es deut-
liche Anzeichen einer nachhaltigen Erholung gibt.

Der Jahresbeginn markiert auch das Ende der deut-
schen EU-Ratspräsidentschaft im 2. Halbjahr 2020. Der 
Schlaglichtartikel in dieser Ausgabe zieht eine Bilanz 
der Präsidentschaft im Bereich der EU-Finanzpolitik.

Ich wünsche Ihnen eine interessante Lektüre und ein 
gutes und vor allem gesundes neues Jahr!

 
 
Wolfgang Schmidt	  
Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen
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Bilanz der deutschen EU-Ratspräsidentschaft 
im Bereich der Finanzpolitik

	● Nach Abschluss der sechsmonatigen deutschen EU-Ratspräsidentschaft zum Jahresende 2020 ist 
klar: Europa hat sich in der Krise bewährt und handlungsfähig gezeigt. Nur gemeinsam können die 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU) die Pandemie eindämmen und überwinden. Es ist ein 
wichtiger Erfolg der deutschen Ratspräsidentschaft, dass in der EU eine eng abgestimmte Krisenre-
aktion gelungen und mit dem Wiederaufbaufonds ein schlagkräftiges Instrument zur Überwindung 
der wirtschaftlichen und sozialen Folgen der Krise geschaffen worden ist.

	● Zudem sind weitere Integrationsschritte erzielt worden, die Europa dauerhaft stärken werden. 
Neben dem zentralen Thema der Krisenbewältigung wurden entscheidende Fortschritte bei der 
Stärkung der Wirtschafts- und Währungsunion, der europäischen Architektur einer fairen und 
effektiven Besteuerung, bei der Geldwäschebekämpfung sowie in der Finanzmarktpolitik erreicht.

Mehrjähriger Finanzrahmen, 
Next Generation EU und EU-
Haushalt

Der deutschen Ratspräsidentschaft ist in einer gro-
ßen Kraftanstrengung gelungen, was viele Beob-
achter lange angezweifelt hatten. Unter ihrer Ver-
handlungsführung haben die Mitgliedstaaten 
der  EU ein historisches gemeinsames und solida-
risches Aufbauprogramm auf den Weg gebracht. 
Mit dem Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) 2021-
2027 und dem Aufbauinstrument Next Genera-
tion  EU schuf der Europäische Rat im Juli dafür 
die finanzielle Grundlage. Es gelang der deutschen 
Ratspräsidentschaft zudem, eine Einigung über 
dieses Wiederaufbaupaket mit dem Europäischen 
Parlament zu erzielen. Als größter Mitgliedstaat 
wurde Deutschland seiner Verantwortung gerecht 
und löste das Versprechen ein, einen höheren fi-
nanziellen Beitrag zu leisten. Dies ist richtig, denn 
die Mittel werden zukunftsweisend eingesetzt und 
schaffen einen konkreten europäischen Mehrwert. 
Mit dem ebenfalls unter deutscher Präsidentschaft 
in Rekordtempo verabschiedeten EU-Haushalt 
für das Jahr 2021 wird der hohe Anspruch an den 
neuen MFR bereits konkret in die Tat umgesetzt. 

Der Haushalt sieht auch bereits Zahlungen für Next 
Generation EU vor und ist damit der größte in der 
Geschichte der Europäischen Union.

Eigenmittelbeschluss

Mit dem sogenannten Eigenmittelbeschluss wer-
den die Einnahmen der EU (Eigenmittel bestehen 
in erster Linie aus Beiträgen der Mitgliedstaaten) 
und das für den EU-Haushalt zur Verfügung ste-
hende Gesamtvolumen festgelegt. Der Eigenmit-
telbeschluss sichert aber nicht nur die Finanzie-
rung des Mehrjährigen Finanzrahmens. Für das 
neue Instrument Next Generation  EU nimmt die 
Europäische Union zum ersten Mal selbst in gro-
ßem Stil Mittel an den Finanzmärkten auf, um die 
Pandemie und ihre gravierenden wirtschaftlichen 
Folgen zu bekämpfen. Die EU-Mitgliedstaaten be-
weisen damit, dass sie in der Krise solidarisch fürei-
nander und für das europäische Projekt einstehen. 
Weil die Anleihebegebung erst durch den neuen Ei-
genmittelbeschluss ermöglicht wird, musste dieser 
innerhalb kürzester Zeit durchverhandelt werden 
und wird daher wohl um ein bis zwei Jahre schnel-
ler ratifiziert werden können als seine Vorgänger.
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Aufbau- und Resilienzfazilität

Unter deutschem Vorsitz ist es in kürzester Zeit 
gelungen, die Verhandlungen an der Aufbau- und 
Resilienzfazilität (Recovery and Resilience Facil-
ity – RRF) zu führen und noch kurz vor Weihnach-
ten abzuschließen. Damit ist der Weg frei für eine 
schnelle Umsetzung. Die RRF ist das zentrale Aus-
gabeinstrument von Next Generation  EU mit ei-
nem Gesamtvolumen von 672,5  Milliarden Euro. 
Um Mittel aus der Fazilität zu erhalten, müssen alle 
Mitgliedstaaten im nächsten Schritt sogenannte 
Aufbau- und Resilienzpläne entwickeln, in de-
nen sie darstellen, wie sie die EU-Gelder einsetzen 
wollen. Neben der unmittelbaren Krisenbekämp-
fung werden dabei die großen Herausforderungen 
der EU in den Blick genommen. Die Pläne der Mit-
gliedstaaten müssen zukunftsorientierte Ausga-
benbereiche wie Klimaschutz und Digitalisierung 
in den Fokus rücken und neben Investitionen auch 
Reformen zur Verbesserung von Wachstum und 
Widerstandsfähigkeit enthalten.

Europäische Architektur 
einer fairen und effektiven 
Besteuerung

Ziel der deutschen Ratspräsidentschaft war zudem, 
die europäische Architektur einer fairen und ef-
fektiven Besteuerung voranzubringen. Dazu zählt 
auch, dass internationale Standards der Besteu-
erung auf EU-Ebene konsequent umgesetzt, die 
Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten in Steuer-
sachen gestärkt und schädliche Steuerpraktiken ef-
fektiv bekämpft werden. Während der deutschen 
EU-Ratspräsidentschaft konnten hierzu wichtige 
Fortschritte erreicht werden. Es ist gelungen, eine 
einheitliche Position aller Mitgliedstaaten zu zen
tralen Fragen der Steuerpolitik – etwa zur Besteue-
rung der digitalen Wirtschaft, Mehrwertsteuer und 
dem Kampf gegen unfairen Steuerwettbewerb – si-
cherzustellen. Damit wurde ein wichtiger Beitrag 
für mehr Steuergerechtigkeit in Europa geleistet.

Besteuerung der digitalisierten 
Wirtschaft

Künftig soll sich kein international tätiges Unter-
nehmen mehr seinem fairen Beitrag zur Finanzie-
rung des Gemeinwesens entziehen können. Das gilt 
insbesondere für große grenzüberschreitend tätige 
Unternehmen der digitalen Wirtschaft. Deshalb 
ist es gut, dass während der deutschen Ratspräsi-
dentschaft im Bereich der Besteuerung der digita-
lisierten Wirtschaft wichtige Fortschritte erreicht 
worden sind, insbesondere beim Ziel einer Min-
destbesteuerung: Nachdem bei den Verhandlun-
gen auf OECD- und G20-Ebene ein Konsens zu den 
wichtigsten technischen Elementen erzielt werden 
konnte, bekräftigten alle EU-Mitgliedstaaten, die-
sen internationalen Prozess weiter zu unterstüt-
zen. Die globale Einigung soll bis Mitte 2021 erfol-
gen und dann auf europäischer Ebene umgesetzt 
werden.

Zusammenarbeit in Steuersachen

Außerdem ist es gelungen, die europäische Zusam-
menarbeit in Steuersachen weiter voranzubringen. 
Dazu haben die Mitgliedstaaten die technischen 
Arbeiten an einer Überarbeitung der Amtshilfe-
richtlinie (DAC7)1 abgeschlossen. Hierdurch wird 
die Besteuerung von Geschäften über Onlineplatt-
formen effektiver gestaltet und die Zusammenar-
beit zwischen den Mitgliedstaaten insgesamt we-
sentlich verbessert.

Unternehmensbesteuerung

Es wurden auch Schritte unternommen, um ge-
gen unfairen Steuerwettbewerb und schädliche 
Steuerpraktiken noch effektiver vorzugehen. Die 
deutsche EU-Ratspräsidentschaft stieß hierfür die 

1  Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Bereich der 
Besteuerung (Directive on Administrative Cooperation).
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Diskussion zur Überarbeitung des seit 1997 unver-
änderten Mandats der Gruppe Verhaltenskodex 
(Unternehmensbesteuerung) an und verabredete 
gemeinsam mit den Mitgliedstaaten die nächsten 
Schritte. Die Arbeiten der Gruppe sind maßgeblich 
für ein effektiveres Vorgehen gegen unfairen Steu-
erwettbewerb und schädliche Steuerpraktiken.

Reform des Europäischen 
Stabilitätsmechanismus

Es ist Deutschlands erklärtes Ziel, die Wirtschafts- 
und Währungsunion weiterzuentwickeln. Dazu 
zählt auch, ihre Widerstandsfähigkeit gegen Kri-
sen zu stärken. Das ist mit der Einigung der Euro-
gruppe auf eine umfassende Reform des Europäi-
schen Stabilitätsmechanismus (ESM) gelungen. Der 
ESM wurde 2013 als internationale Finanzinstitu-
tion in Luxemburg gegründet, um Finanzmittel zu 
mobilisieren und diese in finanzielle Schwierigkei-
ten geratenen Mitgliedstaaten des Euroraums un-
ter wirtschaftspolitischen Auflagen zur Verfügung 
zu stellen. Mit der Einigung der europäischen Fi-
nanzministerinnen und Finanzminister Anfang 
Dezember  2020 konnte ein jahrelanger Verhand-
lungsprozess zur Reform des ESM erfolgreich abge-
schlossen werden. Damit wird die Wirtschafts- und 
Währungsunion noch krisenfester.

Common Backstop

Herzstück der Reform ist der sogenannte Common 
Backstop. Dieser ermöglicht dem ESM, als Letztsi-
cherung notfalls Kredite an den europäischen Ban-
kenabwicklungsfonds bereitzustellen, um Banken 
in Schieflage abzuwickeln. Der Bankenabwick-
lungsfonds wird über Beiträge des Bankensektors 
befüllt. Sollten diese Mittel nicht ausreichen, kann 
der ESM als Ultima Ratio unter bestimmten Vo
raussetzungen dem Ausschuss für die einheitliche 
Abwicklung(Single Resolution Board) einen Kredit 
gewähren, der dann vor allem mit nachträglich er-
hobenen Sonderbeiträgen des Bankensektors zu-
rückgezahlt würde. Die Letztsicherung wird zum 
Schutz der Steuerpflichtigen daher mittelfristig 

haushaltsneutral sein. Sie ist ein wichtiger Beitrag, 
um die Finanzstabilität in der Währungsunion zu 
wahren und die Bankenunion zu stärken.

Weitere Stärkung des ESM

Neben der Letztsicherung sieht die ESM-Reform 
weitere Maßnahmen vor, um die Schlagkraft des 
ESM als Krisenbewältigungsinstrument zu ver-
bessern: So wird die Wirksamkeit der bestehen-
den vorsorglichen Finanzhilfeinstrumente erhöht. 
ESM-Mitgliedern, die unverschuldet in Not gera-
ten sind, kann damit solidarisch beigestanden wer-
den. Dadurch werden Risiken für die Stabilität der 
Währungsunion verringert und ihre Schuldentrag-
fähigkeit wird langfristig verbessert. Hierzu trägt 
auch die Einführung einheitlicher Umschuldungs-
klauseln durch die Mitgliedstaaten bei, die für mehr 
Rechtssicherheit im Falle einer Umschuldung sor-
gen. Durch eine Neuordnung der Zusammenar-
beit mit der Europäischen Kommission werden die 
Kompetenzen des ESM bei der Aushandlung von 
Finanzhilfen sowie der Programmgestaltung und 
-überwachung zudem gestärkt.

Europäische Geldwäsche
bekämpfung gestärkt

Die europäische Geldwäschebekämpfung wurde 
gestärkt und das Ziel einer gemeinsamen euro-
päischen Geldwäscheaufsicht ist näher gerückt. 
Nach schwierigen Verhandlungen zu Ratsschluss-
folgerungen zur Bekämpfung von Geldwäsche 
und Terrorismusfinanzierung konnte der deut-
sche Ratsvorsitz eine Festlegung darauf erreichen, 
dass bei der im kommenden Jahr anstehenden 
Gesetzesreform

a)	 das europäische Regelwerk zur Geldwäschebe-
kämpfung signifikant vereinheitlicht,

b)	 eine europäische Aufsicht mit Eingriffsrechten 
insbesondere für besonders risikoreiche Unter-
nehmen des Finanzsektors geschaffen und

10
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c)	 die Koordinierung der nationalen Zentralstellen 
für Finanztransaktionsuntersuchungen (Financial 
Intelligence Units) und deren Kooperation unter-
einander gestärkt wird.

Stärkung des Schutzes der 
finanziellen Interessen der EU

EU-Betrugsbekämpfungs-
Architektur

Das Europäische Amt für Betrugsbekämpfung (Eu-
ropean Anti-Fraud Office, OLAF) ist mit Beginn des 
Jahres 2021 auf seine künftige Zusammenarbeit mit 
der Europäischen Staatsanwaltschaft ausgerichtet. 
Die dazu notwendigen Schritte zur Anpassung sei-
ner Rechtsgrundlage, der sogenannten OLAF-Ver-
ordnung (Nr.  883/2013), nämlich die Schlussver-
handlung des Trilogs und die Verabschiedung des 
Rechtstextes, konnten unter deutscher Ratspräsi-
dentschaft abgeschlossen werden. Die Europäische 
Staatsanwaltschaft hat im Januar  2021 ihre Arbeit 
aufgenommen. Gestützt auf die neue OLAF-Ver-
ordnung konnten in der Zwischenzeit auch Ar-
beitsvereinbarungen der beiden Behörden ausge-
arbeitet werden.

EU-Betrugsbekämpfungs
programm

Die deutsche Ratspräsidentschaft hat eine politi-
sche Einigung auf das künftige Betrugsbekämp-
fungsprogramm (181  Millionen Euro) mit dem 
Europäischen Parlament erzielt. Das Programm 
vereint das frühere Programm Hercule, mit dem 
Ausbildungs- und Kooperationsmaßnahmen der 
Mitgliedstaaten im Bereich der Betrugsbekämp-
fung finanziert werden, sowie die IT-Plattform 
AFIS, kurz für Automated Fingerprint Identifica-
tion System, über die neben IT-Instrumenten des 
Zolls auch das Irregularity Management System 
der EU betrieben wird.

Schaffung eines echten 
Binnenmarkts für Finanz-
dienstleistungen: Weiter-
entwicklung von Kapital
marktunion und Bankenunion

Für die Bewältigung der wirtschaftlichen Folgen 
der Corona-Krise wurden mit dem Mehrjährigen 
Finanzrahmen und der Aufbau- und Resilienzfazi-
lität öffentliche Gelder in bisher ungekannter Höhe 
auf europäischer Ebene bereitgestellt. Der öffentli-
che Sektor wird diese Aufgabe aber nicht allein be-
wältigen können.

Kapitalmarktpaket zur Förderung 
der wirtschaftlichen Erholung

In der Phase der wirtschaftlichen Erholung wer-
den die europäischen Unternehmen auch auf Fi-
nanzierungen über die Kapitalmärkte zurückgrei-
fen. Dazu hat die Europäische Kommission Ende 
Juli ein Kapitalmarktpaket zur Förderung der wirt-
schaftlichen Erholung (Capital Markets Recovery 
Package) vorgelegt. Unter der deutschen Ratspräsi-
dentschaft konnte das Paket innerhalb von weniger 
als fünf Monaten im Rat verhandelt und eine Eini-
gung mit dem Europäischen Parlament erzielt wer-
den. Dadurch können die Regelungen bald in Kraft 
treten. Diese sollen nicht zuletzt die bankbasierte 
Finanzierung von kleinen und mittelständischen 
Unternehmen verbessern sowie deren Zugang zum 
Kapitalmarkt erleichtern.

Kapitalmarktunion voranbringen

Neben diesen kurzfristigen Anpassungen zur Kri-
senbewältigung wurde mit Ratsschlussfolgerun-
gen ebenso die langfristige Weiterentwicklung 
der Kapitalmarktunion vorangetrieben. Die deut-
sche Ratspräsidentschaft konnte eine Einigung der 
Mitgliedstaaten darauf erzielen, dass es weiterer 
Schritte in Richtung eines echten Binnenmarkts 
für Finanzdienstleistungen bedarf. In diesen 
Schlussfolgerungen haben sich die Mitgliedstaaten 

11
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auf eine Priorisierung der anstehenden Maßnah-
men geeinigt und der Europäischen Kommission 
eine Orientierungshilfe für die in ihrem Aktions-
plan angekündigten Arbeiten gegeben.

Stärkung der Bankenunion

Stabile Finanzmärkte brauchen Vertrauen in deren 
Krisensicherheit. Neben der Diskussion zu einer 
europäischen Einlagensicherung hat die deutsche 
Ratspräsidentschaft auch die wichtigen Themen 
Krisenmanagement, regulatorische Behandlung 
von Staatsanleihen und Marktintegration in die Ar-
beiten des Rates einbezogen. Fortschritte konnten 
insbesondere im Bereich Krisenmanagement er-
zielt werden, zu dem die Europäische Kommission 
nun legislative Vorschläge vorbereitet.

Regelungen für den Ersatz von 
Referenzwerten

Die deutsche Ratspräsidentschaft hat zudem die 
Verhandlungen über Änderungen der sogenannten 
Benchmark-Verordnung auf europäischer Ebene zü-
gig vorangetrieben. Bereits weniger als fünf Monate 
nach Vorlage des Kommissionsvorschlags konnte 
eine Einigung im Rat und mit dem Europäischen 
Parlament erzielt werden. Die vereinbarten Ände-
rungen sind wichtig, um Risiken für das Finanzsys-
tem zu vermeiden, die sich unter anderem aus der 
anstehenden Einstellung der London Inter-Bank Of-
fered Rate (LIBOR) ergeben könnten. Die LIBOR-Re-
ferenzzinssätze und andere wichtige Bezugsgrößen 
dienen bei einer Vielzahl von Finanzinstrumenten 
und Finanzkontrakten häufig als Referenzen.

Chancen der Digitalisierung 
für den europäischen Finanz-
dienstleistungssektor nutzen: 
Digital Finance Package

Die deutsche Ratspräsidentschaft hat das Ende 
September 2020 vorgelegte Digital Finance Package 

der Europäischen Kommission ambitioniert voran-
getrieben. Dabei wurden insbesondere die Arbeiten 
an den neuen und komplexen Gesetzgebungsvor-
haben zu digitalen Kryptowerten (Crypto Assets) 
und zur Widerstandsfähigkeit der Finanzdienst-
leistungs-IT (Cyber Resilience) zügig und sehr am-
bitioniert begonnen. Ziel ist, dass der europäische 
Finanzdienstleistungssektor die Chancen der Di-
gitalisierung noch besser nutzen und Risiken auch 
in Zukunft adäquat begegnet werden kann. Zudem 
haben die Finanzminister von Frankreich, Italien, 
den Niederlanden, Spanien und Deutschland in ei-
ner gemeinsamen Erklärung im September  2020 
hervorgehoben, dass globale, mit Referenzwerten 
stabilisierte Kryptowerte (sogenannte Stablecoins) 
in der Europäischen Union nur dann in Umlauf ge-
bracht werden dürfen, wenn die Herausforderun-
gen und Risiken solcher Projekte in angemesse-
ner Weise regulatorisch und aufsichtlich adressiert 
worden sind.

Stärkere Berücksichtigung 
von Nachhaltigkeitsaspekten 
am Finanzmarkt: Sustainable 
Finance

Bei der Bekämpfung des Klimawandels ist es 
auch von entscheidender Bedeutung, dass die Fi-
nanzmarktakteure Nachhaltigkeitsaspekte bei ih-
ren Entscheidungen berücksichtigen. Unter der 
Schirmherrschaft von BMF und Bundesumweltmi-
nisterium hat das „Green and Sustainable Finance 
Cluster Germany“ die deutsche Ratspräsident-
schaft dafür genutzt, den European Sustainable Fi-
nance Summit im September 2020 auszurichten. So 
konnten das aus Sicht des BMF prioritäre Thema 
vorangebracht und bereits Akzente für die anste-
hende Sustainable Finance Strategy der Europäi-
schen Kommission gesetzt werden.

Mit der erfolgreichen Emission der ersten Grünen 
Bundeswertpapiere im Herbst 2020 hat das BMF ei-
nen innovativen Ansatz verfolgt und einen wichti-
gen Schritt auf dem Weg zu mehr Nachhaltigkeit 
im Finanzsektor vollzogen.
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Bilanz der deutschen EU-Ratspräsidentschaft im Bereich der Finanzpolitik

Handels- und Kooperations
abkommen mit dem 
Vereinigten Königreich

Am 24. Dezember haben sich die Europäische Kom-
mission und das Vereinigte Königreich auf ein um-
fassendes Handels- und Kooperationsabkommen 
geeinigt. Dieses Abkommen ist in seiner Tiefe und 
Breite präzedenzlos. Es wird die Beziehungen zwi-
schen der EU und dem Vereinigten Königreich auf 
eine neue Grundlage stellen und die Basis für eine 
enge Partnerschaft auch in der Zukunft bilden. Das 
Abkommen wird seit dem 1. Januar 2021 zunächst 
vorläufig angewendet. Dies ermöglicht es dem Eu-
ropäischen Parlament, das Abkommen im neuen 
Jahr zu prüfen und seine Zustimmung zu erteilen. 
Die deutsche Ratspräsidentschaft hat die Europä
ische Kommission in allen Phasen der Verhandlun-
gen unterstützt und insbesondere darauf hinge-
wirkt, die Einheit der EU-27 über die gesamte Zeit 
der Verhandlungen zu wahren.

Stärkung der EU-Zollunion

Die politische Leitlinie der Präsidentin der Euro-
päischen Kommission Ursula von der Leyen, die 
EU-Zollunion auf die nächste Ebene zu heben, soll 
durch den mehrere Jahre umfassenden Zollakti-
onsplan der Kommission umgesetzt werden. Mit 
den Ratsschlussfolgerungen zu diesem Aktions-
plan konnte das Ziel konkretisiert und vorange-
bracht werden, eine stärkere und kohärentere EU-
Zollunion zu schaffen.
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Im Interview: Thomas Westphal, Leiter der 
Europaabteilung

Herr Westphal, wie fühlt man 
sich nach den spannenden, 
aber sicherlich auch 
anstrengenden sechs Monaten 
einer EU-Ratspräsidentschaft?

Alle an der Präsidentschaft eng beteiligten Kolle-
ginnen und Kollegen genießen nun sicher das Ge-
fühl, aufatmen zu können und sich etwas zu erho-
len. Andererseits muss man sich auch erst wieder 
daran gewöhnen, keinen direkten Einfluss mehr 
auf die Gestaltung der Tagesordnungen für die 

Sitzungen des ECOFIN-Rats und der Ratsarbeits-
gruppen im Zuständigkeitsbereich des BMF neh-
men zu können, Verhandlungen aktiv in der Vor-
sitzrolle gestalten zu können und es damit in der 
Hand zu haben, wichtige Ergebnisse bei europapo-
litisch bedeutsamen Dossiers zu erzielen. Wir nen-
nen das den „Presidency Blues“. Trotz der Erfahrun-
gen aus früheren Präsidentschaften war es auch für 
mich eine neue und prägende Erfahrung, unter den 
geänderten organisatorischen und inhaltlichen Be-
gleitumständen der Corona-Pandemie die Arbeit 
des Rats zu steuern.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Thomas Westphal 
© Bundesministerium der Finanzen/photothek
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Im Interview: Thomas Westphal, Leiter der Europaabteilung

Um an diesen Punkt anzu
knüpfen: In welcher Form hat 
sich die Corona-Pandemie 
auf die deutsche Rats
präsidentschaft ausgewirkt?

Wir hatten uns die ersten Ratssitzungen im Video-
format, also ohne, dass Delegierte und Minister in 
Brüssel Auge in Auge verhandeln, genau angese-
hen. Dies hat zum ersten Mal im 1. Halbjahr 2020 
während des ersten Lockdowns unter der kroati-
schen Präsidentschaft stattgefunden. Allerdings 
konnte sich da noch niemand vorstellen, dass das 
mal zum Normalfall werden würde. So sind wir mit 
der Erwartung in unsere Präsidentschaft gegangen, 
dass wir nach dem Sommer eine ganz normale Prä-
senzpräsidentschaft führen würden.

Ich erinnere mich noch an unser Interview im Juli. 
Damals fand zwar das erste monatliche Treffen der 
EU-Finanzministerinnen und -Finanzminister un-
serer Präsidentschaft, der ECOFIN-Rat, unter Lei-
tung unseres Ministers als Videokonferenz statt; 
alle Beteiligten hofften aber, dass nach der Som-
merpause wieder Normalität Einzug halten würde. 
Diese Hoffnung erfüllte sich bis auf eine Ausnahme 
nicht; alle weiteren regulären ECOFIN-Sitzungen 
im 2. Halbjahr fanden virtuell statt. Die Ausnahme 
und damit ein besonderer Lichtblick und Präsi-
dentschaftshöhepunkt für das BMF war das infor-
melle Treffen der EU-Finanzministerinnen und 
-Finanzminister im September in Berlin. Das Zu-
sammenkommen in kleinem Kreis – die zunächst 
geplante größere Ausrichtung ließ sich leider auf-
grund der pandemiebedingten Einschränkungen 
nicht verwirklichen – förderte den vertrauensvol-
len inhaltlichen Austausch. Im Nachhinein kann 
man sagen, dass der Minister die richtigen Themen 
für das erste physische Treffen der europäischen 
Finanzministerinnen und Finanzminister nach 
sieben Monaten Videokonferenzen gesetzt hat. 
Die hervorragende Organisation durch eine Viel-
zahl engagierter Kolleginnen und Kollegen hinter 
den Kulissen sorgte für einen reibungslosen Ab-
lauf. Ein toller Abend in Potsdam sorgte mit einem 

stimmungsvollen kulturellen Rahmen für nach-
haltige positive Eindrücke bei unseren Gästen.

Abgesehen von diesem informellen Ministertreffen 
fanden alle Sitzungen, die von der Hauptstadt aus 
geleitet wurden, in Form von Videokonferenzen 
statt. Lediglich die Kolleginnen und Kollegen der 
Finanzabteilung der Ständigen Vertretung in Brüs-
sel konnten in eingeschränktem Umfang in Prä-
senz tagen. Als Glücksfall erwies sich nun, dass wir 
die Ständige Vertretung schon vor der Corona-Pan-
demie umfassend und sehr gezielt mit erfahrenen 
Kolleginnen und Kollegen verstärkt hatten, so-
dass die Vertretung in Brüssel mit dem Botschafter 
an der Spitze alle erforderlichen Verhandlungen, 
etwa die nächtelangen Triloge mit dem Europä-
ischen Parlament, übernehmen und erfolgreich 
zu Ende bringen konnte. Ein Schlüssel des Erfolgs 
war diese enge und vertrauensvolle Zusammen-
arbeit mit unserer Finanzabteilung in Brüssel, mit 
dem Botschafter als zentraler Figur vor Ort und mit 
den Ressorts in Berlin. Wertvoll war auch die Un-
terstützung durch das Generalsekretariat des Rats, 
ohne dessen routinierte Vorbereitung im Vorfeld 
und Begleitung während der Sitzungen keine Prä-
sidentschaft handlungsfähig wäre.

Hat die Corona-Pandemie die 
inhaltliche Ausgestaltung der 
deutschen Präsidentschaft 
beeinflusst?

Das Ausmaß und die Dauer der Einschränkungen 
und der wirtschaftlichen Folgen der Pandemie wa-
ren schon zu Beginn unserer Präsidentschaft so be-
sorgniserregend, dass eine europäische Antwort 
zwingend erschien; deswegen beschloss der Euro-
päische Rat im Juli ein Paket, das neben dem Mehr-
jährigen Finanzrahmen das Aufbauinstrument 
„Next Generation EU“ zur Bewältigung der wirt-
schaftlichen und sozialen Folgen der Corona-Pan-
demie umfasste. Bereits im Frühjahr hatten wir im 
BMF, zusammen mit dem Kanzleramt, diesen Kom-
promiss vorbereitet. In unserer Präsidentschaft 
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ging es dann darum, die politische Einigung in kon-
kreten Rechtstexten im Rat und mit dem Europäi
schen Parlament auszuverhandeln. Was zunächst 
kaum realistisch erschien: Im Ergebnis ist es uns 
gelungen, für alle bedeutenden Teile dieses Wie-
deraufbaupakets eine Einigung herbeizuführen; 
für die Aufbau- und Resilienzfazilität als wichtigs-
tem Baustein des Pakets wurde kurz vor Weihnach-
ten nach zähen Verhandlungen schließlich noch 
eine Einigung mit dem Europäischen Parlament 
erreicht. Nun liegt es an den europäischen Regie-
rungen, den Eigenmittelbeschluss so schnell wie 
möglich zu ratifizieren, damit die Mittel auch tat-
sächlich fließen können und dort ankommen, wo 
sie dringend benötigt werden. Ich bin davon über-
zeugt, dass unsere Präsidentschaft letztlich nicht 
trotz, sondern wegen der Corona-Pandemie als au-
ßerordentlich durchsetzungsstark und erfolgreich 
bewertet werden wird.

Konnten die ursprünglich 
geplanten Vorhaben der 
deutschen Ratspräsidentschaft 
unter diesen Umständen 
vorangebracht oder 
abgeschlossen werden?

Es spricht für den großartigen Einsatz der Kolle-
ginnen und Kollegen in Berlin und Brüssel, dass es 
trotz der mehr als widrigen Umstände in vielen Be-
reichen substanzielle Fortschritte gab. Denn man 
muss berücksichtigen, dass die neue Europäische 
Kommission de facto erst mit einem Vierteljahr 
Verspätung ihre Arbeit aufnahm und ihre Gesetz-
gebungsarbeit danach ebenfalls überwiegend aus 
dem Homeoffice heraus betrieb. Im Schlaglichtar-
tikel zur Bilanz der deutschen Ratspräsidentschaft 
in dieser Ausgabe des Monatsberichts sind die vor-
angebrachten Dossiers eingehender dargestellt; ich 
möchte deshalb die Vorhaben nur kurz skizzieren.

Mit der Verabschiedung des Mehrjährigen Finanz-
rahmens, der Einigung über einen neuen Eigen-
mittelbeschluss sowie über den jährlichen Haus-
halt der Europäischen Union (EU) haben wir 

der EU einen verlässlichen Rahmen für die Haus-
halte der kommenden Jahre gegeben. Wir haben 
die europäische Geldwäschebekämpfung gestärkt 
ebenso wie die Bankenunion; wir haben die Kapi-
talmarktunion weiterentwickelt und eine Einigung 
mit dem Europäischen Parlament zur Schaffung 
eines echten Binnenmarkts für Finanzdienstleis-
tungen erzielt sowie das Digital Finance Package 
vorangetrieben.

Im Steuerbereich haben wir die Architektur der für 
uns so bedeutsamen fairen und effektiven Besteu-
erung vorangebracht. Hervorzuheben sei die Eini-
gung über eine Änderung der Amtshilferichtlinie 
DAC7 zur effektiveren Besteuerung von Geschäf-
ten über Online-Plattformen.

Wir konnten die Arbeiten zur Änderung der 
OLAF-Verordnung abschließen und haben damit 
dafür gesorgt, dass das Europäische Amt für Be-
trugsbekämpfung mit Beginn des Jahres 2021 rei-
bungslos mit der Europäischen Staatsanwaltschaft 
zusammenarbeiten kann. Zudem haben wir uns 
mit dem Europäischen Parlament auf das künftige 
Betrugsbekämpfungsprogramm geeinigt. Schließ-
lich geben die Ratsschlussfolgerungen zum Zollak-
tionsplan die künftige Richtung in diesem wichti-
gen Arbeitsgebiet vor.

Welche Tipps haben Sie für 
Mitgliedstaaten, die ihre 
Präsidentschaft gerade vor 
sich haben?

Zunächst muss jede kommende Präsidentschaft 
ihre eigenen Ziele definieren und sich überlegen, 
auf welchem Wege und mit welcher Verhand-
lungsstrategie sie diese erreichen will. Aber einige 
Schlüsse lassen sich nach diesen sechs Monaten 
EU-Ratspräsidentschaft doch ziehen.

„Es wird nicht alles so kommen wie vorgesehen!“: 
Diese Erkenntnis erklärt sich mehr denn je von 
selbst.
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Im Interview: Thomas Westphal, Leiter der Europaabteilung

„Nur eine Präsidentschaft, die als ‚ehrlicher Makler‘ 
agiert, wird Erfolge aufweisen!“: Die Mitgliedstaa-
ten, aber auch die Kommission und das Europä
ische Parlament reagieren sehr empfindlich, wenn 
Präsidentschaften versuchen, ihre herausgehobene 
Rolle zur Durchsetzung nationaler Ziele zu nutzen; 
die Präsidentschaft funktioniert nur in europä
ischer Verantwortung. 

„Die Präsidentschaft ist für alles verantwortlich, 
aber sie kontrolliert nicht alles!“: Am Ende hängt 
der Erfolg auch von Faktoren ab, die man nicht be-
einflussen kann.

„Wenig passiert ohne die Ständige Vertretung!“: 
Auch das liegt in diesem Fall auf der Hand; keine 
noch so kluge Vorbereitung kann die Kontakte und 
Kenntnisse vor Ort ersetzen; und in Zeiten, in de-
nen praktisch keine Reisen möglich sind, wird die 
Arbeit in Brüssel zum Schlüssel des Erfolgs.

„Man braucht klare Ideen, aber man muss auch be-
reit sein, sie anzupassen!“: Europäische Dossiers 
sind komplex und eine Einigung ist es angesichts 
der Vielzahl von Interessen nicht minder; nur wer 
bereit ist, seine Position ständig zu reflektieren und 
gegebenenfalls zu ändern, wird Erfolg haben.

Ich möchte es an dieser Stelle nicht versäumen, al-
len Kolleginnen und Kollegen im BMF und in Brüs-
sel zu danken, die durch ihren außergewöhnlichen 
Einsatz diese ungewöhnliche EU-Ratspräsident-
schaft zu einer sehr erfolgreichen gemacht haben.

Bundesfinanzminister Olaf Scholz und Thomas Westphal im Gespräch mit dem Gastredner Ivan Krastev beim Informellen Treffen der 
EU-Finanzministerinnen und -minister während der deutschen Ratspräsidentschaft am 11./12. September 2020 in Berlin. 
© Bundesministerium der Finanzen/photothek
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Familien stärken

Um die finanzielle Lage insbesondere von Fami-
lien zu stärken, wurde eine ganze Reihe von neuen 
Maßnahmen und Regelungen beschlossen.

Solidaritätszuschlag

Ab  2021 wird der Solidaritätszuschlag in einem 
ersten Schritt zugunsten niedriger und mittle-
rer Einkommen zurückgeführt. Für rund 90  Pro-
zent derjenigen, die Lohnsteuer und veranlagte 
Einkommensteuer zahlen, fällt der Solidaritätszu-
schlag durch die Anhebung der Freigrenzen voll-
ständig weg. Für diejenigen in der sogenannten 
Milderungszone verringert er sich ebenfalls, aller-
dings bei steigenden Einkommen mit abnehmen-
der Wirkung. Dadurch wird der Verteilung des So-
lidaritätszuschlags nach der Leistungsfähigkeit in 
besonderem Maße Rechnung getragen.

Konkret wird zum einen die Freigrenze von 
972 €/1.944 € (Einzel-/Zusammenveranlagung) 
auf 16.956 €/33.912 € angehoben. Zum anderen 
wird die „Milderungszone” im Anschluss an die 

Freigrenze angepasst, um einen Sprung zu ver-
meiden. Das bedeutet, dass der Solidaritätszu-
schlag nicht sofort mit 5,5  Prozent erhoben wird, 
sondern dass der zu zahlende Solidaritätszuschlag 
auf 11,9  Prozent (bisher 20  Prozent) der Differenz 
zwischen der Bemessungsgrundlage und der Frei-
grenze gedeckelt wird. Auf Einkommen oberhalb 
der Milderungszone  – zu versteuerndes Einkom-
men über 96.820 €/193.641 € (Einzel-/Zusammen-
veranlagung) – wird im Jahr 2021 weiterhin in un-
verminderter Höhe Solidaritätszuschlag entrichtet.

Mehr Kindergeld und höhere 
Freibeträge für Kinder

Mit einer erneuten Anpassung von Kindergeld und 
Kinderfreibetrag wird der zweite Teil der Vereinba-
rung aus dem Koalitionsvertrag von CDU/CSU und 
SPD umgesetzt. Bereits zum 1. Juli 2019 ist das mo-
natliche Kindergeld um 10 € erhöht worden. Dieses 
wird nun um weitere 15 € pro Kind und Monat an-
gehoben und beträgt damit für das erste und zweite 
Kind jeweils 219 €, für das dritte Kind 225 € und für 
das vierte und jedes weitere Kind jeweils 250 € mo-
natlich (siehe Tabelle 1).

Die wichtigsten steuerlichen Änderungen 2021

	● Am 1. Januar 2021 sind verschiedene gesetzliche Änderungen in Kraft getreten, die sich auf den 
Alltag von Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen auswirken werden.

	● Im Vordergrund steht die Abschaffung des Solidaritätszuschlags, kurz Soli. Für rund 90 Prozent 
der Lohn- und Einkommensteuerpflichtigen, die bisher den Soli gezahlt haben, fällt der Zu-
schlag komplett weg. Für weitere 6,5 Prozent entfällt er zumindest in Teilen. Im Ergebnis werden 
96,5 Prozent der Steuerpflichtigen bessergestellt.

	● Mehr Kindergeld sowie höherer Kinderfreibetrag, Grundfreibetrag und Behindertenpausch-
betrag: Zusammen mit der Soli-Abschaffung haben mitten in der Corona-Pandemie vor allem 
Menschen mit kleinen und mittleren Einkommen mehr Geld. Das ist die größte Steuerentlastung 
seit sehr langer Zeit.
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Erhöhung des Kindergeldes im Überblick

Bis 30. Juni 2019 Seit 1. Juli 2019 Seit 1. Januar 2021

1. Kind 194 € 204 € 219 €

2. Kind 194 € 204 € 219 €

3. Kind 200 € 210 € 225 €

4. und jedes weitere Kind 225 € 235 € 250 €

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Ebenso wurden die Freibeträge für Kinder (Kinder-
freibetrag und Freibetrag für den Betreuungs- und 
Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf) jeweils glei-
chermaßen um 288 € erhöht. Der Kinderfreibetrag 
wurde für jeden Elternteil von 2.586 € auf 2.730 € 
angehoben, der Betreuungsfreibetrag von 1.320 € 
für jeden Elternteil auf 1.464 €. Die steuerlichen 
Freibeträge für Kinder belaufen sich damit nun-
mehr auf 8.388 € ([2.730 € + 1.464 €] x 2).

Höherer steuerlicher 
Grundfreibetrag

Um die gestiegenen Bedarfe der Bürgerinnen und 
Bürger zu berücksichtigen, wurde außerdem der in 
den Einkommensteuertarif integrierte Grundfrei-
betrag zur Freistellung des steuerlichen Existenz-
minimums angehoben. Weiter wurden zum Aus-
gleich der kalten Progression die übrigen Eckwerte 
des Einkommensteuertarifs für die Veranlagungs-
zeiträume 2021 und 2022 nach rechts verschoben. 
Darüber hinaus wurde auch der Höchstbetrag für 
den Abzug von Unterhaltsleistungen angehoben 
(siehe Tabelle 2).

Erhöhung des Grundfreibetrags im Überblick

Tabelle 1

Tabelle 2

2020 2021 2022

9.408 € 9.744 € 9.984 €

+ 336 € gegenüber 2020 + 240 € gegenüber 2021
+ 576 € gegenüber 2020

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Höhere Pauschbeträge für 
Menschen mit Behinderungen

Für Steuerpflichtige mit Behinderungen besteht im 
Einkommensteuergesetz die Möglichkeit, anstelle 
eines Einzelnachweises für ihre Aufwendungen für 
den täglichen behinderungsbedingten Lebensbedarf 
einen Behinderten-Pauschbetrag zu beantragen.

Eine Pauschalierungsmöglichkeit besteht auch für 
Steuerpflichtige, denen außergewöhnliche Belas-
tungen durch die häusliche Pflege eines anderen 
Menschen entstehen und die deshalb einen Pfle-
ge-Pauschbetrag in Anspruch nehmen können.

Damit die Pauschbeträge ihre Vereinfachungs-
funktion auch zukünftig erfüllen können, wur-
den die Behinderten-Pauschbeträge sowie der Pfle-
ge-Pauschbetrag ihren Voraussetzungen und der 
Höhe nach angepasst. Folgende Verbesserungen 
sind nunmehr in Kraft:

	● die Verdopplung der Pauschbeträge für Men-
schen mit Behinderungen inklusive der Aktu-
alisierung der Systematik, wodurch bereits ab 
einem Grad der Behinderung von mindestens 
20 Grad ein Pauschbetrag gewährt wird,

	● die Einführung einer behinderungsbedingten 
Fahrtkostenpauschale,

	● der Verzicht auf die zusätzlichen Anspruchsvo-
raussetzungen zur Gewährung eines Behinder-
ten-Pauschbetrags ab einem Grad der Behinde-
rung kleiner als 50 Grad,

	● die Anhebung des Pflege-Pauschbetrags von 
derzeit 924 € auf 1.800 € sowie

	● die Einführung eines Pflege-Pauschbetrags be-
reits ab Pflegegrad 2.

Für das Lohnsteuerabzugsverfahren werden sie  – 
soweit die jeweilige Behinderung den Finanzbe-
hörden bekanntgegeben und keine Übertragung 
oder anderweitige Verteilung von Pauschbeträgen 
beantragt worden ist – maschinell angepasst.

Hilfe für Beschäftigte und 
Unternehmen

Homeoffice wird steuerlich 
absetzbar

Die Homeoffice-Pauschale als Teil des Arbeit-
nehmer-Pauschbetrags macht für die Jahre  2020 
und  2021 eine unbürokratische steuerliche Be-
rücksichtigung der Heimarbeit möglich. Die Co-
rona-Pandemie zwingt sehr viele Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer dazu, ihrer betrieblichen 
oder beruflichen Tätigkeit in der eigenen Woh-
nung nachzugehen. Die Neuregelung sieht einen 
pauschalen Abzug von 5 € pro Tag, maximal 600 € 
im Jahr  – das entspricht 120  Heimarbeitstagen  – 
als Betriebsausgaben oder Werbungskosten vor. 
Die Pauschale wird für die Tage gewährt, an denen 
ausschließlich zu Hause gearbeitet wurde. Fahrt-
kosten (z.  B. Entfernungspauschale) sind für diese 
Tage grundsätzlich nicht abziehbar; Aufwendun-
gen für eine Jahreskarte für öffentliche Verkehrs-
mittel, wenn diese in Erwartung der Benutzung 
für den Weg zur Arbeit erworben wurde, sind da-
von unabhängig abziehbar. Die Homeoffice-Pau-
schale wird auf den Werbungskostenpauschbetrag 
angerechnet.

Arbeitgeberzuschüsse zum 
Kurzarbeitergeld

Die durch das Corona-Steuerhilfegesetz einge-
führte begrenzte und befristete Steuerbefreiung 
der Zuschüsse des Arbeitgebers zum Kurzarbeiter-
geld und zum Saison-Kurzarbeitergeld wird um 
ein Jahr verlängert. Die Steuerfreiheit gilt damit 
für Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 29. Fe-
bruar  2020 beginnen und vor dem 1.  Januar  2022 
enden.
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Corona-Bonus an Beschäftigte

Die Möglichkeit zur steuerfreien Auszahlung eines 
Corona-Bonus – zusätzlich zum ohnehin geschul-
deten Arbeitslohn  – wurde bis zum 30.  Juni  2021 
verlängert. Weil die steuerfreie Auszahlung zu-
nächst vom 1. März bis zum 31. Dezember 2020 be-
fristet war, wäre beispielsweise ein erst im 1. Halb-
jahr  2021 ausgezahlter Pflegebonus nicht mehr 
steuerbegünstigt gewesen. Die Ausdehnung des 
Zeitraums führt allerdings nicht dazu, dass im 
1.  Halbjahr  2021 nochmals 1.500 € steuerfrei  – 
zusätzlich zu bereits im Jahr  2020 steuerfreien 
1.500 € – ausgezahlt werden dürfen. Vielmehr kön-
nen Arbeitgeber aber motiviert sein, ihren Beschäf-
tigten nach dem Jahreswechsel erstmals einen Co-
rona-Bonus zukommen zu lassen.

Steuerfreie „Outplacement“- und 
„Newplacement“-Beratung

Menschen, die ihr gesamtes Arbeitsleben in ein und 
demselben Unternehmen verbracht haben, werden 
zunehmend seltener. Beschäftigte, denen gekün-
digt werden soll oder die ausscheiden werden, kön-
nen von ihren Arbeitgebern beraten werden, um 
sich beruflich neu zu orientieren und so eine Ar-
beitslosigkeit zu vermeiden. Derartige Beratungs-
leistungen sind nun steuerfrei, und zwar auch 
dann, wenn sie von Dritten erbracht werden.

Entlastung der Fernpendler

Das Klimaschutzprogramm 2030 bereitet den Weg 
für den Ausstieg aus dem fossilen Zeitalter hin zum 
Einstieg in eine klimafreundliche Zukunft vor. 
Ein wichtiges neues Instrument ist der CO2-Preis, 
der die Nutzung von Kraftstoff und Gas im Ver-
kehr und beim Heizen Stück für Stück verteuert 
und im Gegenzug Strom, der zunehmend klima
freundlicher wird, günstiger macht. Der CO2-Preis 
als marktwirtschaftliches Instrument spiegelt aber 
gesellschaftliche Realitäten nicht immer wider. So-
genannte Fernpendler beispielsweise brauchen im 
Gegenzug Unterstützung.

Entfernungspauschale

Steuerpflichtige können für Fahrten zwischen ih-
rer Wohnung und Betriebsstätte beziehungsweise 
der ersten Tätigkeitsstätte für jeden vollen Entfer-
nungskilometer je Arbeitstag eine Entfernungs-
pauschale von 0,30 € ansetzen. Zur Entlastung der 
Fernpendler, also derjenigen Steuerpflichtigen mit 
einem besonders langen Arbeitsweg, können diese 
ab dem 1.  Januar 2021 für Entfernungen, die über 
20 km hinausgehen, 0,05 € mehr und damit 0,35 € 
geltend machen. Diese Regelung gilt bis einschließ-
lich 2023 und ist auf einen Entlastungsbetrag von 
höchstens 4.500 € im Kalenderjahr begrenzt. Ein 
höherer Betrag ist möglich, wenn ein eigener oder 
zur Nutzung überlassener Kraftwagen benutzt 
wird. Von 2024 bis einschließlich 2026 steigt die ab 
dem 21. Entfernungskilometer geltende Pauschale 
um weitere 0,03 € auf dann 0,38 €. Die Pauschalen 
gelten auch für Familienheimfahrten im Rahmen 
der doppelten Haushaltsführung.

Mobilitätsprämie

Sogenannte Geringverdiener, die mit ihrem Ein-
kommen unterhalb des Grundfreibetrags liegen, 
sodass sich die Erhöhung der steuerlichen Entfer-
nungspauschale nicht auswirkt, können ab dem 
Jahr  2021 bis zum Jahr  2026 eine Mobilitätsprä-
mie beantragen. Anspruchsberechtigte sind Steu-
erpflichtige, deren zu versteuerndes Einkommen 
unterhalb des Grundfreibetrags liegt. Für den An-
trag haben sie nach dem Jahr, indem der Anspruch 
entstanden ist, vier Jahre Zeit. Die Mobilitätsprä-
mie wird in einem Prämienbescheid festgesetzt, 
wenn sie mindestens 10 € beträgt; sie gehört nicht 
zu den steuerpflichtigen Einnahmen. Die Bemes-
sungsgrundlage für die Mobilitätsprämie orien-
tiert sich an den erhöhten Entfernungspauscha-
len ab dem 21.  Entfernungskilometer, begrenzt 
auf den Betrag, um den das zu versteuernde Ein-
kommen den Grundfreibetrag unterschreitet. 
Die Mobilitätsprämie beträgt 14  Prozent dieser 
Bemessungsgrundlage.
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Mehr klimafreundliche 
Mobilität

Neuer Steuertarif für erstmals 
zugelassene Pkw mit 
Verbrennungsmotoren

Die Kraftfahrzeugsteuer für Pkw ist anhand des 
Hubraums und verkehrsrechtlicher Emissions-
prüfwerte bemessen. Künftig wird die Steuer für 
neue Pkw stärker nach dem spezifischen CO2-Wert 
berechnet. Bisher galt bei der Besteuerung für CO2-
Werte oberhalb von 95 g/km ein einheitlicher Steu-
ersatz von 2 € je g/km. Um einen deutlicheren An-
reiz für emissionsreduzierte Fahrzeuge zu setzen, 
gilt seit dem 1. Januar 2021 für erstzugelassene Pkw 

ein stufenweise ansteigender CO2-Tarif. Je höher 
der CO2-Wert, desto höher der Steuersatz für den 
Anteil der jeweiligen Stufe. Der Steuersatz steigt 
von 2 € je g/km in der ersten Stufe (über 95 g/km 
bis 115 g/km) progressiv an bis auf 4 € je g/km in 
der letzten Stufe (über 195 g/km) (siehe Tabelle 3).

Die berechneten Einzelbeträge der jeweiligen Stu-
fen werden addiert und ergeben den auf CO2 be-
zogenen Teil der Steuer. Der hubraumbezogene 
Teil der Steuer bleibt im Vergleich zum bisheri-
gen Recht unverändert, inklusive den pauscha-
len Ausgleich für Diesel-Pkw aufgrund ihres Vor-
teils bei der Energiesteuer auf Dieselkraftstoff. Die 
Neuregelung gilt nicht für Pkw, die am 31. Dezem-
ber 2020 bereits zugelassen waren.

Zur Ermittlung des neuen CO2-bezogenen Steuerbetrags ist der Teil des CO2-Werts 
oberhalb von 95 g/km jeweils auf die nachfolgend genannten Stufen aufzuteilen.
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Tabelle 3

Stufe¹ CO2-Prüfwert (WLTP²) in g/km Steuersatz in € je g/km

1 über 95 bis 115 2,00

2 über 115 bis 135 2,20

3 über 135 bis 155 2,50

4 über 155 bis 175 2,90

5 über 175 bis 195 3,90

6 über 195 4,00

1  Zur Ermittlung des neuen CO2-bezogenen Steuerbetrags ist der Teil des CO2-Werts oberhalb von 95 g/km jeweils auf die 
nachfolgend genannten Stufen aufzuteilen.

2  WLTP steht für Worldwide Harmonized Light-Duty Vehicles Test Procedure (Weltweit harmonisiertes realitätsnäheres Testverfahren) 
für Pkw und leichte Nutzfahrzeuge; bei der Kraftfahrzeugsteuer für erstzugelassene Pkw seit 1. September 2018 wirksam.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Die wichtigsten steuerlichen Änderungen 2021

Begünstigung von besonders 
emissionsreduzierten Pkw

Erstzugelassene emissionsarme Pkw werden be-
fristet begünstigt. Dies fördert neu angeschaffte 
Pkw mit einem kombinierten CO2-Prüfwert nach 
WLTP von bis zu 95  g/km. Bei Erstzulassung vor 
dem 1. Januar 2025 wird ein Steuerbetrag von jähr-
lich 30 € längstens für fünf Jahre nicht erhoben, so-
mit insgesamt bis zu 150 €. Die Vergünstigung ist 
jedoch begrenzt auf die Höhe der Jahressteuer (bei 
Saisonkennzeichen auf den jeweiligen Bruchteil) 
und endet spätestens am 31.  Dezember  2025. Da-
her können die jährliche Begünstigung und der Ge-
samtbetrag im Einzelfall geringer ausfallen. Die Re-
gelung gilt vertrauenswahrend auch für Pkw, die 
seit dem 12. Juni 2020 erstmals zugelassen wurden.

Verlängerter Gewährungszeitraum 
der Steuerbefreiung für reine 
Elektrofahrzeuge

Die zehnjährige Steuerbefreiung für reine Elek
trofahrzeuge war bisher beschränkt auf Fahrzeuge, 
die bis zum 31. Dezember 2020 erstmalig zugelas-
sen oder komplett auf Elektroantrieb umgerüstet 
wurden. Dieser Zeitraum ist nun verlängert. Eine 
befristete Steuerbefreiung wird künftig für erstzu-
gelassene reine Elektrofahrzeuge aller Klassen und 
Umrüstungen bis zum 31. Dezember 2025 gewährt. 
Sie dauert jedoch längstens bis zum 31.  Dezem-
ber 2030. Durch diese zeitliche Begrenzung kommt 
nur in den Genuss einer langen Befreiungsdauer 
von bis zu zehn Jahren, wer sich frühzeitig für die 
Neuanschaffung eines reinen Elektrofahrzeugs 
oder die komplette Umrüstung entscheidet. Der 
steuerbefreite Zeitraum reduziert sich nach und 
nach bis auf fünf Jahre.

Stärkung von Vereinen und des 
Ehrenamts

Das Gemeinnützigkeitsrecht wurde erheblich ent-
bürokratisiert und digitalisierbarer ausgestaltet. 
Gerade die Corona-Pandemie zeigt, wie wichtig 
der Einsatz für andere Menschen ist. Deshalb wer-
den Vereine und Ehrenamtliche gestärkt. Konkret 
werden

	● der Übungsleiterfreibetrag von 2.400 € auf 
3.000 € und

	● die Ehrenamtspauschale von 720 € auf 840 € 
erhöht,

	● der vereinfachte Spendennachweis bis zum Be-
trag von 300 € ermöglicht (bisher 200 €),

	● die Einnahmegrenze zum wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb für gemeinnützige Organisati-
onen auf 45.000 € erhöht,

	● die Pflicht zur zeitnahen Mittelverwendung für 
kleine Körperschaften abgeschafft und die Mit-
telweitergabe unter gemeinnützigen Organisa-
tionen rechtssicher ausgestaltet sowie

	● die Zwecke „Klimaschutz“, „Freifunk“ und 
„Ortsverschönerung“ als gemeinnützig einge-
stuft.

Das zentrale Zuwendungsempfängerregister beim 
Bundeszentralamt für Steuern schafft endlich 
Transparenz in der Gemeinnützigkeit. Öffentlich 
zugänglich werden damit Informationen darü-
ber, wer sich wo für welche Zwecke einsetzt. Damit 
können sich sowohl Bürgerinnen und Bürger als 
auch Unternehmen gezielt, strukturiert und ver-
lässlich informieren, bevor sie spenden. Gleichzei-
tig ist das zentrale Register ein Kernelement für die 
Digitalisierung der Spendenquittung.
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Bezahlbare Mieten und mehr 
Wohnungsbau

Die Bundesregierung will den Wohnungsbau stär-
ken und die Bezahlbarkeit des Wohnens sichern.

Günstig vermieteter Wohnraum

Bei einer verbilligten Überlassung einer Wohnung 
zu weniger als 66  Prozent der ortsüblichen Miete 
können Vermieterinnen und Vermieter die auf 
diesen  – entgeltlichen  – Anteil entfallenden Wer-
bungskosten von den Mieteinnahmen abziehen. 
Zum 1.  Januar  2021 wurde die Grenze für die ge-
nerelle Aufteilung der Wohnraumüberlassung in 
einen entgeltlich und in einen unentgeltlich ver-
mieteten Teil auf 50 Prozent der ortsüblichen Miete 
herabgesetzt. Damit reagiert die Bundesregierung 
auf die vielerorts steigenden Mieten und das hohe 
Mietniveau. Vor allem wer im Interesse des Fort-
bestands oft langjähriger Mietverhältnisse darauf 
verzichtet, regelmäßig (zulässige) Mieterhöhungen 
vorzunehmen, kann auch bei verbilligter Wohn-
raumüberlassung mit Einkünfteerzielungsabsicht 
von den Mieteinnahmen vollumfänglich die Wer-
bungskosten abziehen. Dafür muss das Entgelt 
mindestens 50 Prozent der ortsüblichen Miete be-
tragen. Für den Grenzbereich zwischen 50 Prozent 
und 66 Prozent der ortsüblichen Miete gibt es ge-
sonderte Regelungen, welche die Prüfung einer To-
talüberschussprognose betreffen.

Höhere Wohnungsbauprämie

Einen Antrag auf Wohnungsbauprämie konnte 
bis  2020 jede Person stellen, bei der das zu ver-
steuernde Einkommen (Einkommensgrenze) 
25.600 € (Alleinstehend) betrug. Bei Verheirate-
ten oder Lebenspartnerschaften nach dem Le-
benspartnerschaftsgesetz (LPartG) lag die Ein-
kommensgrenze bei gemeinsamer steuerlicher 
Veranlagung bei 51.200 €. Ab  2021 ist die jewei-
lige Einkommensgrenze höher. Diese beträgt nun 
bei Alleinstehenden 35.000 € und bei Verheirateten 

beziehungsweise bei Lebenspartnerschaften (nach 
dem LPartG) 70.000 €. Damit sind ab dem 1.  Ja-
nuar 2021 mehr Wohnungsbausparverträge als bis-
her prämienberechtigt.

Die Prämie bemisst sich nach den im Sparjahr ge-
leisteten prämienbegünstigten Aufwendungen. 
Diese beträgt 10 Prozent (bis 2020: 8,8 Prozent) der 
Aufwendungen. Je Kalenderjahr werden ab  2021 
Aufwendungen bis zu einem Höchstbetrag von 
700 € (Alleinstehend; bisher 512 €) beziehungs-
weise 1.400 € (Ehegatten; bislang 1.024 €) bezu-
schusst. Somit beträgt die jährliche Höchstprämie 
70 € beziehungsweise 140 € (bis  2020: 45,06 € be-
ziehungsweise 90,11 €).

Bessere Nutzung von 
Investitionsabzugsbeträgen

Mit Investitionsabzugsbeträgen können unter be-
stimmten Voraussetzungen Abschreibungen für 
künftige Investitionen in bewegliche Wirtschafts-
güter des Anlagevermögens in ein vor dem An-
schaffungs- oder Herstellungszeitpunkt liegen-
des Wirtschaftsjahr vorgezogen werden. So wird 
in dem betreffenden Jahr die Steuerbelastung ge-
mindert. In der Gesamtschau ergibt sich ein 
Liquiditätsvorteil.

Die bislang maßgebenden unterschiedlichen Be-
triebsgrößengrenzen als Voraussetzung für die In-
anspruchnahme vom Investitionsabzugsbeträgen 
wurden durch eine für alle Einkunftsarten geltende 
Gewinngrenze von 200.000 € ersetzt. Dadurch pro-
fitieren neben Existenzgründerinnen und -grün-
dern auch viele weitere kleine und mittelständi-
sche Unternehmen von der Steuervergünstigung. 
Die neue einheitliche Gewinngrenze gilt auch für 
die Inanspruchnahme von Sonderabschreibungen 
nach § 7g des Einkommensteuergesetzes.

Darüber hinaus wurden die begünstigten Investi-
tionskosten von 40 Prozent auf 50 Prozent erhöht 
und vermietete Wirtschaftsgüter können künftig 
uneingeschränkt berücksichtigt werden.
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Die wichtigsten steuerlichen Änderungen 2021

Zahlreiche Änderungen im 
Umsatzsteuerrecht

Reaktion auf die Corona-Krise

Zur Bewältigung der Corona-Krise wurden vom 
1.  Juli  2020 bis zum 31.  Dezember  2020 sowohl 
der reguläre Umsatzsteuersatz von 19 Prozent auf 
16  Prozent als auch der ermäßigte Umsatzsteuer-
satz von 7  Prozent auf 5  Prozent gesenkt. Mit der 
Befristung auf ein halbes Jahr wurden schnelle 
Kaufanreize gesetzt, um einen konjunkturellen Im-
puls zu erreichen. Die Befristung der Steuersatz-
senkung bewirkt, dass seit dem 1. Januar 2021 wie-
der die vorherigen Steuersätze gelten.

Entlastung von Bürokratiekosten

Der Zeitraum für die Abgabe der Umsatzsteuer-
Voranmeldungen ist grundsätzlich das Kalender-
vierteljahr. Beträgt die Umsatzsteuer für das voran-
gegangene Kalenderjahr mehr als 7.500 €, sind die 
Unternehmen verpflichtet, monatlich Voranmel-
dungen abzugeben. Für Existenzgründerinnen und 
-gründer gilt eine besondere Regelung. Wird eine 
berufliche oder gewerbliche Tätigkeit aufgenom-
men, ist im laufenden und folgenden Kalenderjahr 
der Voranmeldungszeitraum der Kalendermonat.

Um Existenzgründerinnen und -gründer von Bü-
rokratiekosten zu entlasten, wird diese beson-
dere Regelung für die Besteuerungszeiträume 2021 
bis  2026 ausgesetzt. Wer eine berufliche oder ge-
werbliche Tätigkeit aufnimmt, hat in diesem Zeit-
raum dem Finanzamt nicht mehr generell mo-
natlich eine Umsatzsteuer-Voranmeldung zu 
übermitteln. Stattdessen ist im Gründungsjahr zur 
Ermittlung des Voranmeldungszeitraums die vo
raussichtliche Steuer des laufenden Kalenderjahrs 
maßgebend. Im Folgejahr kommt es auf die tat-
sächliche Steuer für das Gründungsjahr umgerech-
net in eine Jahressteuer an.

In Fällen, in denen Unternehmen einen Überschuss 
zu ihren Gunsten (Vorsteuererstattung) im Grün-
dungsjahr erwarten, können monatliche Umsatz-
steuer-Voranmeldungen abgegeben werden, wenn 
der voraussichtliche Überschuss mehr als 7.500 € 
betragen wird. Im Folgejahr kommt es auf den tat-
sächlichen Überschuss für das Gründungsjahr um-
gerechnet in einen Jahresüberschuss an.

Umsatzsteuerliche 
Durchschnittssätze in der 
Landwirtschaft

Europarechtlich besteht die Möglichkeit, auf sol-
che landwirtschaftlichen Erzeuger, bei denen ins-
besondere die Anwendung der normalen Mehr-
wertsteuerregelung auf Schwierigkeiten stoßen 
würde, eine Pauschalregelung anzuwenden. Da-
nach schlagen sogenannte Pauschallandwirte auf 
ihre Leistungen einen besonderen Steuersatz auf. 
Die eingenommene Steuer müssen die Pauschal-
landwirte nicht an das Finanzamt abführen. Sie soll 
vielmehr pauschal die Vorsteuer ausgleichen, mit 
der sie durch ihre Eingangsleistungen finanziell be-
lastet sind. Die Europäische Kommission hat Zwei-
fel an der EU-konformen Ausgestaltung der bislang 
in Deutschland geltenden Umsetzung dieser Mög-
lichkeit. Um Rechtssicherheit für die Steuerpflich-
tigen zu schaffen, wird eine Umsatzgrenze in Höhe 
von 600.000  € in das Umsatzsteuergesetz einge-
fügt, bis zu der von der Pauschalregelung Gebrauch 
gemacht werden darf. Die Neuregelung ist erst-
malig auf Umsätze nach dem 31.  Dezember  2021 
anzuwenden.

Telekommunikations
dienstleistungen

Seit dem 1. Januar 2021 ist jeder, der Telekommuni-
kationsdienstleistungen empfängt, Steuerschuld-
ner der Umsatzsteuer, wenn er ein sogenannter 
Wiederverkäufer ist, d.  h. wenn er derartige Leis-
tungen üblicherweise einkauft, um sie weiter zu 
veräußern.
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Umsetzung des Mehrwertsteuer-
Digitalpakets

Zum 1. Juli 2021 wird die zweite Stufe des sogenann-
ten Mehrwertsteuer-Digitalpakets umgesetzt. Die-
ses beinhaltet insbesondere folgende Regelungen:

	● Änderungen beim Versandhandel an Privat-
personen: Bei Warenlieferungen aus Ländern 
außerhalb der EU über einen elektronischen 
Marktplatz wird der Marktplatzbetreiber unter 
bestimmten Voraussetzungen Steuerschuldner 
für die im Inland für diese Lieferung anfallende 
Umsatzsteuer. Aufgrund dessen werden die gel-
tenden Regelungen zur Haftung von Betrei-
bern elektronischer Marktplätze angepasst. Die 
Papierbescheinigung über die steuerliche Er-
fassung der auf elektronischen Marktplätzen 
tätigen Händler wird durch die Verwendung 
der Umsatzsteuer-Identifikationsnummer ab-
gelöst.

	● Erweiterung des bestehenden (besonderen) Be-
steuerungsverfahrens für in der EU ansässige 
Unternehmen, die bestimmte Dienstleistungen 
erbringen, auf innergemeinschaftliche Fernver-
käufe und alle am Ort des Verbrauchs ausge-
führten Dienstleistungen an Privatpersonen in 
der EU (sogenannter One-Stop-Shop – OSS).

	● Ausdehnung des bestehenden (besonderen) Be-
steuerungsverfahrens für nicht im Gemein-
schaftsgebiet ansässige Unternehmen, die 
bestimmte Dienstleistungen erbringen (soge-
nanntes ECOM-Verfahren), auf alle am Ort des 
Verbrauchs ausgeführten Dienstleistungen an 
Privatpersonen in der EU.

	● Einführung eines neuen Import-One-Stop-
Shops (IOSS) für Fernverkäufe von Gegen-
ständen in Sendungen mit einem Sachwert bis 
150 € aus Staaten außerhalb der EU an Privat-
personen in der Europäischen Union.

	● Schaffung einer (optionalen) Sonderregelung 
(Special Arrangement) ebenfalls für Sendungen 
mit einem Sachwert bis 150 €, bei denen der 
IOSS nicht genutzt wird: Die Einfuhrumsatz-
steuer für die Einfuhren eines Monats kann 
dabei durch die Beförderer (Post- bzw. Express-
kurierdienstleister) von den Sendungsempfän-
gern erhoben und im Folgemonat gesammelt 
an die Zollverwaltung entrichtet werden.

	● Abschaffung der 22-€-Freigrenze bei der Ein-
fuhrumsatzsteuer.

Mehrwertsteuer-Digitalpaket

Die Europäische Kommission will mehr-
wertsteuerliche Pflichten für Unterneh-
men vereinfachen, die grenzüberschreitende 
Lieferungen und Dienstleistungen an End-
kunden erbringen. Sie will damit sicherstel-
len, dass Mehrwertsteuer auf diese Umsät-
ze korrekt an den Mitgliedstaat abgeführt 
wird, in dem die Leistung erbracht wird. In 
diesem Bereich traten beziehungsweise tre-
ten legislative Änderungen in zwei Etappen 
in Kraft, nämlich im Jahr 2015 und ab dem 
1. Juli 2021.
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Die wichtigsten steuerlichen Änderungen 2021

Weitere Modernisierung des 
Versicherungsteuerrechts

Das Versicherungsteuerrecht wird weiter moderni-
siert und an aktuelle Entwicklungen angepasst. So 
ist im Versicherungsteuergesetz nunmehr das na-
tionale Besteuerungsrecht im Verhältnis zu ande-
ren Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums 
unmissverständlich geregelt und durch systemati-
sche Folgeregelungen flankiert. Dazu gehört etwa 
die – rückwirkende – Anwendung des ermäßigten 
Versicherungsteuersatzes von 3  Prozent für eine 
Seeschiffskaskoversicherung bei ausschließlich im 
Drittland registrierten Seeschiffen. Zudem wurde 

mit einer einjährigen Vorlaufzeit die grundsätzliche 
Verpflichtung eingeführt, die Versicherungsteuer-
anmeldung (mit Wirkung ab dem 1.  Januar  2021) 
elektronisch abzugeben. im Übrigen wird die Ver-
sicherungsteuer-Durchführungsverordnung um 
eine ganze Reihe von Regelungen wie Begriffsbe-
stimmungen und Verfahrensvorschriften ergänzt 
und gewinnt dadurch an Bedeutung. Insgesamt 
führen die vorgenommenen Änderungen im Ver-
sicherungsteuerrecht zu einer Präzisierung zahl-
reicher Rechtsnormen, welche die Rechtsanwen-
dung spürbar erleichtern und die Rechtssicherheit 
erhöhen.
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Gutachten des Wissenschaftlichen 
Beirats beim BMF zur Verbesserung der 
Dateninfrastruktur für die Steuerpolitik

	● Gutachten und Stellungnahmen des unabhängigen Wissenschaftlichen Beirats beim BMF 
sind als Beitrag zum allgemeinen Diskurs zu verstehen und geben nicht notwendigerweise die 
Meinung des BMF wieder. Die Langfassung des Gutachtens mit Quellen- und Literaturangaben 
wurde auf der Webseite des BMF veröffentlicht.

	● Der Beirat empfiehlt die Einrichtung eines Forschungsdatenzentrums für Steuern.

	● Außerdem sollten die Steuerstatistiken verbessert werden und Verknüpfungsmöglichkeiten 
zwischen Statistiken geschaffen beziehungsweise erweitert werden.

Der Wissenschaftliche Beirat beim BMF befasst 
sich in einem aktuellen Gutachten „Notwendigkeit, 
Potenzial und Ansatzpunkte einer Verbesserung 
der Dateninfrastruktur für die Steuerpolitik“ mit 
dem Erfordernis und den Möglichkeiten für eine 
Verbesserung der quantitativen Analyse der Be-
steuerung in Deutschland. Im Gutachten wird aus-
führlich anhand des aktuellen Forschungsstands 
aufgezeigt, welche Erkenntnisse gewonnen wer-
den können, wenn der Wissenschaft ein besserer 
Zugang zu administrativen Steuerdaten gewährt 
wird. Das Gutachten formuliert Anforderungen 
an die statistische Datenbasis, um vor diesem Hin-
tergrund aufzuzeigen, in welchen Bereichen bei 
der Praxis der quantitativen Analyse der Besteue-
rung in Deutschland Defizite bestehen, und skiz-
ziert, wie andere Länder unter Wahrung des Steu-
ergeheimnisses eine umfassende wissenschaftliche 
Nutzung administrativer Steuerdaten ermöglichen. 
In der hier vorgestellten Kurzfassung wird auf der 
Basis des Gutachtens zunächst erläutert, welche 
Funktion und Bedeutung die quantitative Erfas-
sung des Steuersystems hat. Anschließend wird die 
bestehende Praxis in Deutschland skizziert, bevor 
die Schlussfolgerungen und Empfehlungen vorge-
stellt werden.

Funktion und Bedeutung der 
quantitativen Analyse von 
Steuern

Ein präzises Verständnis der Auswirkungen der 
Steuergesetzgebung ist für die politische Entschei-
dungsfindung zentral. Im parlamentarischen Ge-
setzgebungsprozess kommt den finanziellen Aus-
wirkungen von Steuergesetzen eine erhebliche 
Bedeutung zu. Allerdings sind die in Gesetzesvor-
lagen enthaltenen Angaben in der Regel nicht von 
unabhängiger Seite überprüfbar. Mitunter wird im 
Rahmen der Ressortforschung externe Expertise 
eingeholt, eine zeitnahe und transparente Bericht-
erstattung erfolgt indes nicht. Eine gegen politische 
Einflussnahme robuste, unabhängige Abschätzung 
der Gesetzesfolgen ist damit nicht möglich. Zu-
dem werden Verhaltensreaktionen auf Steuerge-
setzänderungen bei der Bestimmung der finanziel-
len Implikationen regelmäßig ausgeklammert, was 
zu erheblichen Verzerrungen bei der Abschätzung 
der Gesetzesfolgen führen kann. Dass dies ein rele-
vantes Problem ist, ist seit Jahren bekannt. Die Pro
blematik wurde dem Gesetzgeber beispielsweise 
durch das überraschende negative Ergebnis beim 
Aufkommen der Körperschaftsteuer im Jahre 2001 
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deutlich vor Augen geführt, das durch eine eigent-
lich vorhersehbare Verhaltensreaktion auf die Un-
ternehmenssteuerreform  2001 verursacht wurde. 
Dennoch wurde die Praxis der ausschließlich in-
ternen Abschätzung der Gesetzesfolgen nicht ge-
ändert. Die Relevanz solcher Analysen ist vor allem 
in den Bereichen evident, in denen Verhaltenswir-
kungen gesetzlich intendiert sind, beispielsweise in 
der Umwelt- oder Energiepolitik.

Die Anforderungen an eine fundierte Gesetzes-
folgenabschätzung sind hoch und erfordern ne-
ben dem Zugang zu Steuerdaten Methodenexper-
tise und detailliertes Institutionenwissen. Darüber 
hinaus sind die Anforderungen im Zeitablauf ste-
tig gestiegen. Zum einen erhöht sich in vielen Be-
reichen der Anpassungsspielraum der Akteure, der 
erfasst werden muss, wenn Gesetzesfolgen quan-
tifiziert werden sollen. Viele große Unternehmen 
agieren beispielsweise heute multinational und Be-
schäftigte sind zunehmend international mobil. 
Steuergesetzänderungen wirken daher über Lan-
desgrenzen hinaus. Zudem ist im Zuge der wach-
senden Internationalisierung das Steuerrecht er-
heblich komplizierter geworden und es bestehen 
schon bei der Diagnose der Auswirkungen der be-
stehenden Regelungen erhebliche Defizite.

Die quantitative Erfassung des Steuersystems und 
seiner Wirkung ist auch mit Blick auf die Einhal-
tung von Fiskalregeln durch Bund, Länder und 
Kommunen von Bedeutung. Eine verlässliche und 
unabhängige Vorausschätzung der Einnahmenent-
wicklung ist hier unabdingbar, gerade auch wenn 
Steuerreformen anstehen. Unabhängige Geset-
zesfolgenabschätzungen sind in diesem Kontext 
von hohem Wert. Die Abschätzung der finanziel-
len Auswirkungen von Steuerrechtsänderungen 
hat zudem großen Einfluss auf die Einhaltung der 
Regeln des europäischen Stabilitätspakts. Denn 
bei der Überprüfung der Vorgaben für die Ausga-
benlinie werden die finanziellen Auswirkungen 
von steuerpolitischen Maßnahmen als Mehr- oder 
Minderausgaben berücksichtigt.

In der öffentlichen Debatte zu Steuergesetzesände-
rungen spielen zudem Fragen der Steuergerechtig-
keit und Steuerhinterziehung eine große Rolle. Zu 
beiden Themen existieren für Deutschland kaum 
Erkenntnisse. In welchem Maß Traglast und Zahl-
last von Steuern auseinanderfallen, weil Steu-
erbelastungen über Preisänderungen an andere 
Wirtschaftsakteure weitergegeben werden, ist bei-
spielsweise weitgehend unklar. Seit Jahrzehnten 
gibt es zudem Informationen über erhebliche Aus-
fälle durch betrügerische Praktiken bei der Um-
satzsteuer, und noch immer gibt es über das genaue 
Ausmaß nur Spekulationen. Ähnlich ist die Sach-
lage beim Steuerbetrug im Zusammenhang mit Ak-
tiengeschäften rund um den Dividendenstichtag 
(„Cum-Ex-Geschäfte“). Hinterziehungs- und Ver-
meidungspraktiken zu quantifizieren ist metho-
disch anspruchsvoll, da sie im Verborgenen statt-
finden. Belastbare Aussagen lassen sich aber gerade 
durch Analyse administrativer Daten auf Ebene der 
einzelnen Steuererklärungen und der Anträge auf 
Steuererstattungen erzielen.

In der quantitativen Analyse der Besteuerung wur-
den in den vergangenen Jahrzehnten weltweit er-
hebliche Fortschritte gemacht. Bis in die 80er-Jahre 
des vergangenen Jahrhunderts waren die Steuer-
wissenschaften noch weitgehend theoretisch aus-
gerichtet. Entsprechend beschränkte man sich sei-
tens der Wissenschaft darauf, die Effizienz der 
Steuerpolitik einzufordern und ein insgesamt wi-
derspruchsfreies Steuersystem zu entwickeln, das 
grundsätzlichen Anforderungen an Verfassungs-
mäßigkeit, Gerechtigkeit und Effizienz Rechnung 
trägt und die Steuerbefolgungskosten begrenzt. 
Seitdem hat die datenbasierte Auswertung der tat-
sächlichen Erfahrungen mit dem Steuersystem 
und seinen Wirkungen weltweit ein immer größe-
res Gewicht gewonnen. Insbesondere wird heute 
in vielen Ländern anhand von Mikrodaten unter-
sucht, welche Belastungswirkungen sich für steu-
erpflichtige Personen ergeben und welche Verhal-
tensreaktionen steuerliche Regelungen auslösen. 
Grundlage dieser Entwicklung ist, dass der Wissen-
schaft Zugang zu hochwertigen anonymisierten 
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Mikrodaten der Steuerverwaltung gewährt wurde. 
Im Vergleich zur schnellen Entwicklung im Aus-
land ist dieser Zugang trotz einzelner Fortschritte 
in den vergangenen Jahren nach wie vor stark ein-
geschränkt. Über die Wirkungen des deutschen 
Steuersystems und seiner spezifischen Regelungen 
auf zentrale wirtschaftliche und soziale Zielgrö-
ßen gibt es daher in vielen wichtigen Bereichen nur 
Mutmaßungen. Dies gilt auch, weil Erkenntnisse 
aus anderen Ländern nicht ohne Weiteres auf den 
steuerrechtlichen, steueradministrativen und so-
zio-ökonomischen Kontext in Deutschland über-
tragen werden können.

Zur Praxis in Deutschland

Dem Zugriff auf Steuerdaten setzt das Steuerge-
heimnis des § 30 Abgabenordnung (AO) rechtliche 
Grenzen. Die Nutzung für wissenschaftliche Zwe-
cke fällt nicht unter die in § 30 Abs. 4 AO geregelte 
befugte Offenbarung. Ein Anspruch auf Einsicht 
in nicht anonymisierte Steuerdaten besteht nicht. 
Auch auf der Grundlage der Informationsfreiheits-
gesetze kann die Offenbarung von Steuerdaten 
nicht durchgesetzt werden.

Neben das Steuergeheimnis tritt das allgemeine 
Datenschutzrecht, das auf der Grundlage der 
EU-Datenschutzgrundverordnung weiterentwi-
ckelt wurde. Steuerdaten als personenbezogene 
Daten dürfen gemäß Art.  5 Abs.  1 Buchstabe  b 
EU-Datenschutzgrundverordnung nur zu gesetz-
lich festgelegten, eindeutigen und legitimen Zwe-
cken verwendet werden. Die Weiterverarbeitung, 
d.  h. auch die wissenschaftliche Aufarbeitung, be-
darf einer gesonderten gesetzlichen Grundlage. Für 
die Weiterverarbeitung durch die Finanzverwal-
tung wurde in §  29c  AO die erforderliche Rechts-
grundlage geschaffen. Hier ist insbesondere die 
Nutzung für die Gesetzesfolgenabschätzung gere-
gelt (§ 29c Abs.  1 Satz 1 Nr.  5 AO). Die Weiterverar-
beitung durch Dritte ist hiervon nicht gedeckt.

Das Steuergeheimnis hat allerdings keinen Verfas-
sungsrang, weitergehende Ausnahmen zugunsten 

einer wissenschaftlichen Nutzung könnten daher 
normiert werden, insbesondere, wenn Verfahren 
der Anonymisierung eingerichtet werden.

Von zentraler Bedeutung für die Nutzung von Steu-
erdaten für wissenschaftliche Zwecke sind die Sta-
tistikgesetze. Auf der Grundlage des Gesetzes über 
Steuerstatistiken (StSatG) werden Bundesstatisti-
ken über einzelne Steuerarten geführt, wie die Um-
satzsteuer oder die Lohn- und Einkommensteuer. 
Die Steuerstatistiken sollen „der Beurteilung von 
Struktur und Wirkungsweise der Steuern und ih-
rer wirtschaftlichen und sozialen Bedeutung“ die-
nen (§ 1 Abs. 1 StSatG). Wesentlicher Zweck ist die 
Verwendung der Daten für die Durchführung des 
Finanzausgleichs (§ 1 Abs. 2 bis 4 StStatG). Die Steu-
erstatistiken können aber auch für Forschungszwe-
cke genutzt werden. § 7 Abs. 6a und Abs. 7 Steuer-
statistikgesetz erlauben dem BMF und den obersten 
Finanzbehörden der Länder die Übermittlung von 
Daten an von ihnen für die Entwicklung von Mi-
krosimulationsmodellen beauftragte Forschungs-
einrichtungen. Neben der Übermittlung durch die 
Finanzbehörden lässt § 7 Abs. 6b StStatG auch im 
Fall der Auftragsforschung die Datenübermittlung 
direkt durch die Statistikbehörden zu.

Für die Durchführung unabhängiger wissenschaft-
licher Vorhaben erfolgt die Datenübermittlung auf 
der Grundlage von §  16 Abs.  6 Bundesstatistikge-
setz (BStatG) durch die Statistikbehörden des Bun-
des und der Länder. Aus der Wissenschaftsfreiheit 
des Art.  5 Abs.  3 Satz  1 Grundgesetz lässt sich ab-
leiten, dass die Datenübermittlung ermessensfeh-
lerfrei nur aus Gründen eingeschränkter Kapazität 
abgelehnt werden kann, ansonsten aber ein An-
spruch auf Datenbereitstellung besteht.

Mit der Novellierung des StSatG von  1995 wurde 
eine gesetzliche Grundlage dafür geschaffen, die 
Einzeldaten aus der Steuerstatistik zusammenzu-
führen und für Zusatz- und Sonderaufbereitun-
gen zu nutzen. Dies beinhaltete zunächst die Be-
reitstellung der Lohn- und Einkommensteuer-, 
der Körperschaftsteuer- und der Umsatzsteuer-
statistik für einzelne Jahre, beginnend  1992. Die 
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Gewerbesteuerstatistik ist ab  1995   beziehungs-
weise  2010 verfügbar, die Erbschaft- und Schen-
kungssteuerstatistik ab 2002 beziehungsweise 2007. 
Allerdings wurden viele der Statistiken zunächst 
nicht jährlich, sondern nur in bestimmten Zeitin-
tervallen erstellt und es handelte sich zunächst nur 
um bloße Querschnitte, sodass Steuerzahlungen 
und Merkmale nicht über die Zeit hinweg unter-
sucht werden konnten.

Mittlerweile wurden zwar schon fast alle der be-
reitgestellten Steuerstatistiken auf eine jährliche 
Basis umgestellt. Über die Zeit verknüpfte jährliche 
Paneldaten gibt es allerdings nur bei Einkommen-
steuer, Erbschaftsteuer und Umsatzsteuer. Auch 
Verknüpfungen zwischen den Steuerarten gibt es 
kaum. Einzige Ausnahme ist ein integrierter Daten-
satz (GKUVP) für Steuern auf Unternehmen. Diesen 
gibt es jedoch bisher nur für drei, allerdings nicht 
aufeinanderfolgende Jahre, und eine zeitliche Ver-
knüpfung erfolgt nicht.

Die Forschungsdatenzentren der Statistischen Äm-
ter des Bundes und der Länder (FDZ) bieten unter-
schiedliche Zugangswege zu absolut, faktisch und 
formal anonymen Daten aus dem Bereich der Steu-
erstatistiken. Grundsätzlich wird unterschieden 
zwischen Off-Site- und On-Site-Zugangswegen. 
Der Unterschied besteht im Wesentlichen im Grad 
der Anonymisierung und damit zusammenhän-
gend in den Restriktionen bei der Beantragung be-
ziehungsweise der Nutzung des Zugangswegs. Über 
die Off-Site-Zugangswege werden Daten entweder 
absolut anonym (§ 16 Abs. 1 Nr. 4 BStatG) in Form 
von Public Use Files (PUF) oder Campus Files oder 
faktisch anonym (§ 16 Abs. 6 Nr. 1 BStatG) in Form 
von Scientific Use Files (SUF) angeboten. Hierbei 
werden den Nutzenden die Daten für die Arbeit an 
ihrem Institut bereitgestellt. PUF und SUF werden 
in Form einer Daten-CD mit Passwortverschlüsse-
lung an die Einrichtung, mit der der Nutzungsver-
trag geschlossen wurde, versandt. Die On-Site-Zu-
gangswege bieten Zugang zu formal anonymen 
(§ 16 Abs. 6 Nr. 2 BStatG) Mikrodaten entweder über 
die Arbeit an einem Gastwissenschaftlerarbeits-
platz (GWAP) an einem der Standorte der FDZ oder 
per kontrollierter Datenfernverarbeitung.

Da anders als bei Befragungs- oder Zensusdaten bei 
steueradministrativen Daten die wissenschaftliche 
Nutzung nicht primäres Ziel der Datengenerierung 
und Datenverwaltung ist, sind notwendige Infor-
mationen zu Variablenbeschreibung, Codebooks 
etc. nicht oder nicht ausreichend vorhanden.

Die Verantwortung der Steuerstatistiken liegt in 
den jeweiligen Statistischen Landesämtern. Wird 
eine Datennutzung in den FDZ beantragt, sind da-
her die Standorte aller Bundesländer zu informie-
ren und gegebenenfalls bestehende Anmerkungen 
und Einwände zu berücksichtigen. Auch bei der 
Prüfung von On-Site erzeugten Ergebnissen unter-
halb der Länderebene wünschen die Landesämter, 
eingebunden zu werden.

Im Bereich der Steuerdaten erfolgt der Datenzu-
gang normalerweise auf dem Wege der kontrollier-
ten Datenfernverarbeitung oder am GWAP. Die be-
stehende Bereitstellung von Daten krankt an der 
dezentralen Verantwortung im föderalen Gefüge. 
Im Rahmen der konkreten Beantragung eines Da-
tensatzes erfolgt regelmäßig eine fachliche Abstim-
mung des Nutzungsantrags mit allen statischen 
Landesämtern. In diesem Abstimmungsprozess 
gibt es erfahrungsgemäß Auffassungsunterschiede 
bezüglich der Möglichkeit einer Bereitstellung be-
stimmter Merkmale, die dann im Zweifel nicht be-
reitgestellt werden.

Die personellen und technischen Ressourcen in 
den FDZ sowie die föderalen Zuständigkeiten bei 
den Steuerstatistiken können zu erheblichen Ein-
schränkungen beziehungsweise Verzögerungen 
bei der Datenanalyse führen. Bei der Bereitstellung 
am GWAP kann teilweise aufgrund des großen Da-
tenumfangs in den Steuerstatistiken und der vor-
handenen technischen Ressourcen an den Stand-
orten nur auf Stichproben zugegriffen werden 
(dies ist z. B. beim Taxpayer-Panel auf eine 0,5-Pro-
zent-Stichprobe begrenzt). Darüber hinaus ist es je 
nach Rechtsauffassung der einzelnen Statistischen 
Landesämter erforderlich, bei einigen Statistiken 
zusätzliche Anonymisierungsmaßnahmen für die 
Bereitstellung am GWAP vorzunehmen oder keine 
Einzeldaten des jeweiligen Landes zur Auswertung 
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am GWAP zur Verfügung zu stellen. Wenn sich an-
dere Ämter dieser Auffassung nicht anschließen, 
erfolgt mitunter gar keine Bereitstellung.

Per kontrollierter Datenfernverarbeitung können 
zwar formal anonyme Daten analysiert werden, al-
lerdings erlaubt dieser Zugangsweg die Arbeit mit 
den Daten nur indirekt. Hier müssen nämlich Pro-
grammroutinen eingesandt werden, die dann ge-
prüft und ausgeführt werden. Anschließend müs-
sen die Ergebnisse geprüft werden, bevor diese an 
die Nutzenden freigegeben werden. Aufgrund der 
geringen personellen Kapazitäten in den FDZ kann 
es mehrere Wochen dauern, bis die geprüften Er-
gebnisse übermittelt werden. Im Rahmen eines 
Forschungsprojekts mit vielen Einzelanalysen und 
komplexen Anfragen summiert sich der Aufwand 
und die Analyseabschnitte ziehen sich oft über Mo-
nate hin. Außerdem ist aufgrund technischer Re-
striktionen die Anzahl der selektierbaren Varia-
blen beschränkt (z.  B. auf 25  Variablen von über 
1.000 Variablen beim Taxpayer-Panel). Die kombi-
nierte Nutzung der kontrollierten Datenfernver-
arbeitung und des GWAP kann in einigen Fällen 
durch die Vorteile des einen Verfahrens die Nach-
teile des jeweils anderen Zugangswegs zwar abmil-
dern, aber dies führt zu weiteren Verzögerungen, 
insbesondere, wenn die Ergebnisse der Stichprobe 
und des Vollmaterials sich erheblich unterscheiden.

Defizite im Datenangebot

Ein zentrales Defizit des Datenangebots besteht da-
rin, dass die Steuerdaten i. d. R. weder zeitlich noch 
zwischen den Steuerarten verknüpft sind. Insbe-
sondere Fragen der Unternehmensbesteuerung 
können daher immer nur partiell untersucht wer-
den. Dabei sind die Defizite im Kenntnisstand ge-
rade in diesem Themengebiet erheblich. So sind bei-
spielsweise das genaue Ausmaß und die Ursachen 
der vor Jahren bereits diagnostizierten erheblichen 
Verlustvorträge im Rahmen von Einkommen- und 
Körperschaftsteuer nach wie vor unbekannt. Diese 
Verlustvorträge haben gravierende Effekte auf das 
zukünftige Aufkommen insbesondere im Kontext 
von Gesetzesänderungen. Ein anderes Beispiel ist 

die Steuervermeidung durch die Gestaltung inter-
nationaler Sachverhalte. Obschon diese Thema-
tik für die Steuerreformen der Jahre 2001 und 2008 
eine wesentliche Rolle spielte, verfügt die Bundes-
regierung bis heute nicht über Schätzwerte über 
den Umfang der jährlichen Einnahmeverluste 
durch Steuervermeidung.

Weiterhin fehlen für viele in der steuerpolitischen 
Diskussion wichtige Steuerarten aussagekräftige 
statistische Informationen. Das gilt z.  B. für die 
Kapitalertragsteuer, die im Zusammenhang mit 
der Besteuerung von Dividendenerträgen Erfas-
sungsdefizite und Betrugsvorgänge aufweist. Un-
geachtet der erheblichen Größenordnung der be-
kannt gewordenen Betrugsfälle, beispielsweise bei 
Cum-Ex-Transaktionen, fehlt bislang eine Steuer-
statistik der Kapitalertragsteuer. Um das konkrete 
Ausmaß des Betrugs bei den Steuererstattungen 
zu quantifizieren, ist dabei eine Verknüpfung mit 
den beim Bundeszentralamt für Steuern erfassten 
Erstattungsanträgen erforderlich. Auch für andere 
wichtige Steuerarten wie die Grunderwerbsteuer, 
die Grundsteuer und die Energiesteuer werden bis-
her keine Einzeldaten bereitgestellt.

Da in steueradministrativen Daten häufig keine de-
taillierten demografischen Charakteristika (bei Per-
sonen- und Haushaltsdaten) beziehungsweise Fir-
mencharakteristika und keine Informationen zur 
realwirtschaftlichen Aktivität enthalten sind, ist 
für viele Fragestellungen eine Verknüpfung mit ex-
ternen Datenquellen erforderlich. Dieses Erforder-
nis ergibt sich auch, weil steuerzahlende Personen 
Anreize haben, Angaben an Steuerbehörden sys-
tematisch zu verzerren, um Vorteile zu erhalten. 
Das im Rahmen von Steuererklärungen angege-
bene zu versteuernde Einkommen muss nicht not-
wendigerweise mit dem über realwirtschaftliche 
Prozesse erwirtschafteten tatsächlichen Einkom-
men zusammenfallen, sondern kann aufgrund von 
Steuerhinterziehung niedriger ausfallen. Korreliert 
Steuerhinterziehung systematisch mit dem Ein-
kommen, weicht beispielsweise die auf Basis von 
Informationen in Steuererklärungen gemessene 
Einkommensungleichheit von der tatsächlichen 
Einkommensungleichheit in einer Ökonomie ab. 
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Allgemein können Effekte auf reale ökonomische 
Aktivität auf Basis von Steuererklärungen meist 
nur dann plausibel untersucht werden, wenn eine 
Verknüpfung mit anderen (administrativen und/
oder nicht-administrativen) Datenquellen möglich 
ist.

Verknüpfungen zwischen den Steuerstatistiken 
und mit externen Daten sind zwar technisch mög-
lich, aber bis auf einzelne Ausnahmen praktisch 
nicht verfügbar. Ein Grund hierfür ist, dass das 
BStatG zwar erlaubt, Unternehmensdaten mitein-
ander zu verknüpfen, aber das Verknüpfen von Un-
ternehmens- und Personendaten nicht erlaubt ist. 
Ausnahmen müssten in einzelstatistischen Geset-
zen erlaubt werden. Ein anderer Grund sind feh-
lende technische und insbesondere personelle Res-
sourcen in den FDZ.

Empfehlungen

Das Gutachten des Beirats stellt fest, dass in 
Deutschland erhebliche Defizite bei der Bereitstel-
lung von Einzeldaten der amtlichen Steuerstatistik 
bestehen. Zwar werden die bei der Besteuerung zu-
grunde gelegten Sachverhalte längst digital erfasst 
und bearbeitet. Die verfügbare Dateninfrastruktur 
wird aber den Anforderungen nicht gerecht, die an 
die quantitative Erfassung des Steuersystems im 
Gesetzgebungsprozess, im Prozess der demokrati-
schen Willensbildung, im Steuervollzug und in der 
verfassungsrechtlichen Kontrolle der Steuergesetze 
gestellt werden.

Um diesen Anforderungen gerecht zu werden, 
muss Deutschland die Dateninfrastruktur für die 
Steuerpolitik so ausbauen, dass die vorhande-
nen administrativen Daten auf Mikroebene, also 
der Ebene der steuerzahlenden Person, in geeig-
neter anonymisierter Form auch tatsächlich ge-
nutzt werden können. Dies gilt für alle wesentli-
chen Bereiche der Finanz- und Steuerpolitik. Die 
Schätzung der künftigen Steuereinnahmen, die 
Aufkommensschätzung bei Steuerreformen, die 
Identifikation von Defiziten im Vollzug, die Vertei-
lungswirkung des bestehenden Steuersystems und 

die Veränderung von Steuerlasten bei Reformen er-
fordern die Auswertung von Einzeldaten der Steu-
erstatistik. Darüber hinaus ist die Verfügbarkeit der 
Mikrodaten der Steuerstatistik und die Möglich-
keit zur Verknüpfung mit anderen Daten für die 
Abschätzung der realwirtschaftlichen Effekte der 
Besteuerung unverzichtbar. Über die Steuerpolitik 
hinaus ist die Verbesserung der Dateninfrastruk-
tur eine wesentliche Voraussetzung für eine effek-
tive und effiziente Finanz- und Wirtschaftspolitik. 
Die Einzeldaten der Steuerstatik bieten in Bezug 
auf Datenqualität und Datenabdeckung große Vor-
teile im Vergleich zu anderen Datenquellen und 
können, da die entsprechenden Informationen in 
elektronischer Form bei Steuerbehörden verfügbar 
sind, vergleichsweise kostengünstig und ohne zu-
sätzliche Belastung der steuerzahlenden Personen 
durch Umfragen bereitgestellt werden.

Zwar gibt es Ansätze für eine Nutzung administra-
tiver Steuerdaten in Deutschland, dennoch ist die 
Analyse solcher Daten in Deutschland aufgrund 
der Dateninfrastruktur im internationalen Ver-
gleich deutlich unterentwickelt. Über die Wirkun-
gen des deutschen Steuersystems und seiner spe-
zifischen Regelungen auf zentrale wirtschaftliche 
und soziale Zielgrößen gibt es nach wie vor nur 
Mutmaßungen. Das Potenzial für ein besseres Ver-
ständnis des Steuersystems und seiner Wirkungen 
und die Möglichkeiten für eine evidenzbasierte Po-
litikberatung ist weitgehend ungenutzt.

Für eine durchgreifende und nachhaltige Verbes-
serung der Dateninfrastruktur für die Steuerpoli-
tik schlägt der Beirat drei Maßnahmenpakete vor:

Erstens sollte ein eigenes Forschungsdatenzen
trum für Steuern eingerichtet werden. Zweck des 
Forschungsdatenzentrums für Steuern ist die Be-
reitstellung von anonymisierten Einzeldaten auf 
Basis der Steuerstatistiken. Das Forschungsdaten-
zentrum für Steuern sollte eine wissenschaftli-
che Leitung haben, die nach wissenschaftlichen 
Standards auf Datenanforderungen der Steuerpo-
litik und der Wissenschaft reagieren kann, und es 
sollte mit wissenschaftlichem Personal ausgestat-
tet sein, das in gewissem Umfang einer eigenen 
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Forschungstätigkeit  – gegebenenfalls in Koopera-
tion mit externen Wissenschaftlern – nachgeht.

Zweitens sollten die Steuerstatistiken verbessert 
werden. So ist der Katalog der Steuerstatistiken um 
weitere Steuern zu erweitern, z.  B. Grunderwerb-
steuer, Grundsteuer und Kapitalertragsteuer, und 
auch die E-Bilanz-Daten sollten in anonymisierter 
Form bereitgestellt werden. Eine detaillierte geo-
grafische Auswertung bestehender Steuerstatisti-
ken sollte ermöglicht werden, sodass Analysen un-
ter Nutzung von Informationen über die örtlichen 

Merkmale durchgeführt werden können. Auch 
neue administrative Daten sind für die Forschung 
zugänglich zu machen.

Drittens sollten Verknüpfungsmöglichkeiten zwi-
schen Statistiken geschaffen beziehungsweise aus-
geweitet werden, die es erlauben, Individual- oder 
Unternehmensdaten einer amtlichen Statistik mit 
anderen nicht öffentlich zugänglichen Daten zu 
kombinieren.
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	● Der Bundeshaushalt 2020 schloss infolge der Auswirkungen der Corona-Pandemie zum ersten 
Mal seit sieben Jahren mit einem Defizit ab. Die erforderliche Nettokreditaufnahme (NKA) betrug 
rund 130,5 Mrd. €. Das ist ein historischer Höchststand, wenngleich die NKA um rund 87,3 Mrd. € 
niedriger ausgefallen ist als im Zweiten Nachtragshaushalt 2020 erwartet.

	● Die Ausgaben stiegen 2020 gegenüber dem Vorjahr um 28,7 Prozent an und die Steuereinnahmen 
gingen um 13,9 Prozent kräftig zurück.

	● Die strukturelle NKA beläuft sich auf 1,52 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP). Die Ober-
grenze für die strukturelle NKA (0,35 Prozent des BIP = 11,7 Mrd. €) wurde nach vorläufigem 
Ergebnis um rund 39,1 Mrd. € überschritten. Gemäß dem vom Deutschen Bundestag beschlos-
senen Tilgungsplan beträgt der zu tilgende Betrag damit vorläufig rund 2,0 Mrd. € pro Jahr. Die 
endgültige Berechnung des ab 2023 zu tilgenden Betrages erfolgt zum 1. September 2021.

	● Im Jahr 2020 wurden außerordentliche Anstrengungen unternommen, um die Corona-Pandemie 
und ihre wirtschaftlichen, sozialen und gesellschaftlichen Folgen zu bekämpfen beziehungsweise 
einzudämmen. Dies erforderte entschlossenes Handeln auch im Bundeshaushalt. Der Haushalts-
vollzug 2021 wird ebenfalls ganz wesentlich von der Bewältigung der Pandemie geprägt sein.

Ausgangslage

Die deutsche Wirtschaft ist nach einer zehnjähri-
gen Expansionsphase im Corona-Krisenjahr  2020 
in eine tiefe Rezession geraten. Das preisberei-
nigte BIP ist nach ersten Berechnungen des Sta-
tistischen Bundesamts gegenüber dem Vorjahr 
um 5,0  Prozent gesunken. Die Pandemie führte 
zu Rückgängen der Bruttowertschöpfung in na-
hezu allen Wirtschaftsbereichen. Besonders betrof-
fen waren weite Teile des Dienstleistungssektors, 
die zum Teil historisch starke Einbrüche erleb-
ten. Aber auch das Produzierende Gewerbe hatte 
einen sehr deutlichen Rückgang der Wertschöp-
fung zu verzeichnen (ohne Baugewerbe, dort stieg 
die Wertschöpfung verglichen mit dem Vorjahr so-
gar an). Verwendungsseitig ergaben sich beim pri-
vaten Konsum, bei den Bruttoanlageinvestitionen 
sowie bei den Exporten und den Importen starke 
Einbußen gegenüber dem Vorjahr. Dagegen stützte 

der staatliche Konsum mit einem spürbaren Plus 
das wirtschaftliche Geschehen. Einzelheiten zur 
wirtschaftlichen Entwicklung im Jahr 2020 können 
dem Artikel „Konjunkturentwicklung aus finanz-
politischer Sicht“ in diesem Monatsbericht ent-
nommen werden.

Aufgrund des Einbruchs der Wirtschaftsleistung 
sowie steuerlicher Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Auswirkungen der Corona-Pandemie entwi-
ckelten sich die Steuereinnahmen von Bund und 
Ländern (ohne Gemeindesteuern) im Haushalts-
jahr 2020 merklich rückläufig. Sie verringerten sich 
um 7,3 Prozent gegenüber dem Haushaltsjahr 2019. 
Insbesondere die Einnahmen aus den Steuern vom 
Umsatz verringerten sich signifikant aufgrund der 
Reduzierung der Umsatzsteuersätze im 2.  Halb-
jahr 2020. Einzelheiten hierzu können dem Artikel 
„Die Steuereinnahmen des Bundes und der Länder 
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im Haushaltsjahr 2020“ in diesem Monatsbericht 
entnommen werden.1

Gesamtübersicht zum vorläufi-
gen Haushaltsabschluss

Der Bundeshaushalt  2020 schloss zum ersten Mal 
seit sieben Jahren wieder mit einem Defizit ab. In 
dem am 30.  Dezember  2019 verkündeten Haus-
haltsgesetz 2020 war noch kein Haushaltsausgleich 
durch die Aufnahme neuer Schulden vorgesehen. 
Zur Bekämpfung der Corona-Pandemie und der 
damit einhergehenden wirtschaftlichen, sozialen 
und gesellschaftlichen Folgen wurden zwei Nach-
tragshaushalte beschlossen, die eine NKA zur Fi-
nanzierung der die Einnahmen übersteigenden 
Ausgaben vorsahen. Das Zweite Nachtragshaus-
haltsgesetz  2020 wurde am 16.  Juli  2020 im Bun-
desgesetzblatt (BGBl.)  I  Nr.  35 S.  1669 verkündet 
und trat rückwirkend zum 1. Januar 2020 in Kraft. 
Der Zweite Nachtragshaushalt schuf die finanzi-
ellen Voraussetzungen, um das im Juni  2020 be-
schlossene Konjunktur- und Krisenpaket schnell 
und entschlossen umzusetzen. Dabei entlastete der 
Bund Länder und Kommunen umfangreich. Mit 
dem Nachtragshaushalt wurden gleichzeitig die 
Voraussetzungen für Investitionen in die Zukunft 
geschaffen. In Wahrnehmung internationaler Ver-
antwortung stellte Deutschland zusätzliche Mittel 
für Entwicklungshilfe und humanitäre Hilfe bereit.

Da es keinerlei Erfahrungen mit einer derartigen 
Krise gab, wurden bei der Haushaltsplanung auch 
mögliche sehr ungünstige Entwicklungsverläufe 
der Pandemie und deren Folgen berücksichtigt. 
Daher wurden für verschiedene Zwecke Pauschal-
posten veranschlagt, die es ermöglichen sollten, 
rasch und flexibel auf aktuelle Entwicklungen auch 
finanziell reagieren zu können.2

1  In dem Artikel aufgeführte Steuereinnahmen des Bundes wei-
chen methodisch bedingt von den in den folgenden Tabellen 1 
und 7 dargestellten Steuereinnahmen des Bundes ab.

2  Siehe „Nachtragshaushalt 2020 des Bundes (Sollbericht)“ im 
Monatsbericht des BMF August 2020.

Tabelle 1 zeigt neben dem Haushaltssoll 2020 wesent-
liche Eckwerte des vorläufigen Haushaltsabschlus-
ses 2020 im Vergleich zum Haushaltsabschluss 2019.

Ausgaben und Einnahmen

Die Ausgaben des Bundes (ohne besondere Finan-
zierungsvorgänge) lagen mit rund 441,8 Mrd. € im 
vorläufigen Ist  2020 um rund 66,7  Mrd. € bezie-
hungsweise 13,1 Prozent unter dem Soll des Zwei-
ten Nachtrags. Die Einnahmen (ohne Umlaufmün-
zen und ohne besondere Finanzierungsvorgänge) 
beliefen sich im Jahr 2020 nach vorläufigem Ist auf 
rund  311,1  Mrd.  €. Damit nahm der Bund rund 
20,7 Mrd. € beziehungsweise 7,1 Prozent mehr ein 
als im Soll des Jahres 2020 veranschlagt.

Davon entfallen rund 18,8 Mrd. € auf Steuermehr
einnahmen. Das Soll der Steuereinnahmen im 
Zweiten Nachtragshaushalt  2020 in Höhe von 
264,4 Mrd. € basierte auf den Ergebnissen der Steu-
erschätzung vom Mai 2020. Mit einem Ist der Steu-
ereinnahmen in Höhe von 283,3 Mrd. € konnte das 
Soll um 18,8 Mrd. € übertroffen werden.

Die nicht unerheblichen Abweichungen zwischen 
dem Soll und dem vorläufigen Ist sind zum einen 
ein Beleg dafür, dass die Maßnahmen zur Pande-
miebewältigung und das entschlossene finanzpo-
litische Handeln wirken. So ist die Wirtschaftsleis-
tung wie zuvor beschrieben zwar deutlich gesunken, 
aber in geringerem Ausmaß als zum Zeitpunkt der 
Erstellung des Zweiten Nachtrags projiziert (preis-
bereinigtes BIP: -6,3  Prozent gegenüber dem Vor-
jahr). Zum anderen sind bei den Ausgaben veran-
schlagte Mittel aus verschiedenen Gründen nicht 
oder nicht in vollem Umfang abgeflossen, z. B. Co-
rona-Soforthilfen für kleine Unternehmen und 
Soloselbstständige in Höhe von 3,9 Mrd. € (veran-
schlagt: 18,0 Mrd. €) und Überbrückungshilfen für 
kleine und mittelständische Unternehmen in Höhe 
von 20,9 Mrd. € (veranschlagt: 24,6 Mrd. €). Die Mit-
tel wurden für das Jahr  2021 deutlich aufgestockt 
und stehen als Überbrückungshilfen II und III zur 
Verfügung. Hieraus werden auch entsprechend den 
festgelegten Regelungen Ausfälle rückwirkend für 
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November und Dezember  2020 an Unternehmen 
erstattet. Daneben haben sich aber auch Minderbe-
darfe insbesondere im Bereich Gewährleistungen 
(-6,5 Mrd. €), bei der Beteiligung des Bundes an den 
Kosten der Unterkunft und Heizung (-2,3 Mrd. €), 
Arbeitslosengeld II (-5,7 Mrd. €) und bei den Zins
ausgaben (-3,1 Mrd. €) ergeben.

Im Vergleich zu früheren Haushaltsabschlüssen 
sind die Ausgaben 2020 die höchsten Ausgaben des 
Bundes, die es jemals in einem Haushaltsjahr ge-
geben hat. Im Vergleich zum Jahr 2019 stiegen die 
Ausgaben des Bundes (ohne besondere Finanzie-
rungsvorgänge) mit einem Plus von 98,6 Mrd. € be-
ziehungsweise 28,7  Prozent beträchtlich an. Dies 
ist vor allem auf höhere laufende Zuweisungen an 
Länder und Sondervermögen des Bundes sowie auf 
höhere Zuschüsse an Unternehmen und Sozialver-
sicherungen zurückzuführen. Auch die investiven 
Ausgaben übertrafen mit +32,3 Prozent das Vorjah-
resniveau deutlich.

Die Einnahmen des Bundeshaushalts  2020 (ohne 
Umlaufmünzen und ohne besondere Finanzie-
rungsvorgänge) lagen dagegen gemäß dem vor-
läufigen Ist um rund 45,4 Mrd. € beziehungsweise 
12,7  Prozent unter dem Vorjahresniveau. Dies 
ist auf einen Einbruch der Steuereinnahmen um 
rund 45,7 Mrd. € beziehungsweise 13,9 Prozent in-
folge des pandemiebedingten Rückgangs der Wirt-
schaftsleistung und der Entlastungsmaßnahmen 
zurückzuführen (siehe Abschnitt Steuerpolitik).

Finanzierungssaldo und 
Nettokreditaufnahme

Aus der Gegenüberstellung der Einnahmen und 
Ausgaben ergibt sich im Haushaltsjahr 2020 ein Fi-
nanzierungsdefizit in finanzstatistischer Abgren-
zung von rund  130,7  Mrd.  €. Damit ist eine NKA 
im Jahr  2020 erforderlich, die sich unter Hinzu-
rechnung der Münzeinnahmen in Höhe von rund 

Übersicht Tabelle 1
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Soll 2020 Ist 2020 Ist 2019 Veränderung gegenüber Vorjahr

in Mio. € in %

Ermittlung des Finanzierungssaldos

1. Ausgaben zusammen¹ 508.530 441.798 343.186 +98.612 +28,7

2. Einnahmen zusammen² 290.426 311.085 356.492 -45.407 -12,7

Steuereinnahmen 264.446 283.254 328.989 -45.735 -13,9

Sonstige Einnahmen (ohne Münzeinnahmen) 25.980 27.831 27.502 +328 +1,2

3. Saldo der durchlaufenden Mittel  0  0  0 X X

Einnahmen ./. Ausgaben + Saldo der 
durchlaufenden Mittel = Finanzierungssaldo

-218.104 -130.713 13.306 -144.019 X

Verwendung des Finanzierungssaldos

Nettokreditaufnahme 217.772 130.464  0 X X

Münzeinnahmen (nur Umlaufmünzen)  332  248  242 +7 +2,7

Zuführung (-)/Entnahme (+) Rücklage  0  0 -13.548 X X

nachrichtlich:

Investive Ausgaben 
(Baumaßnahmen, Beschaffungen über 
5.000 € je Beschaffungsfall, Darlehen, Inan-
spruchnahme aus Gewährleistungen etc.)

71.286 50.348 38.066 +12.282 +32,3

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
2  Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 

Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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0,2 Mrd. € auf rund 130,5 Mrd. € beläuft. Die erfor-
derliche NKA ist um rund 87,3 Mrd. € geringer als 
mit dem Zweiten Nachtragshaushalt erwartet.

Abrechnung der Schulden
bremse des Bundes für das 
Jahr 2020

Der Bundeshaushalt hat mit einer NKA in Höhe von 
rund 130,5  Mrd. € abgeschlossen. Unter Berück-
sichtigung der für die Schuldenbremse relevanten 
Sondervermögen, die insgesamt einen positiven Fi-
nanzierungssaldo von rund 27,7 Mrd. € aufweisen 
und damit die zu berücksichtigende NKA verrin-
gern, beträgt die für die Schuldenbremse relevante 
tatsächliche NKA  2020 damit rund 102,8  Mrd. € 
(siehe Tabelle 3 Zeile 4).

Zuzüglich finanzieller Transaktionen (siehe Ta-
belle  3 Zeile  5) und zuzüglich der an die tatsäch-
liche wirtschaftliche Entwicklung angepassten 

Konjunkturkomponente (siehe Tabelle  3 Zeile  6 
und  6b) beläuft sich die strukturelle NKA des 
Bundes auf Basis vorläufiger gesamtwirtschaftli-
cher Daten auf rund 50,9  Mrd. € beziehungsweise 
1,52  Prozent des BIP. Damit wird die Obergrenze 
für die strukturelle NKA (0,35 Prozent des BIP des 
Vorvorjahres, in diesem Fall des Jahres 2018 = rund 
11,7 Mrd. €) nach vorläufigem Ergebnis um rund 
39,1 Mrd. € überschritten.

Die Diskrepanz zwischen der nominalen NKA des 
Bundeshaushalts von 130,5  Mrd. € und der struk-
turellen Kreditaufnahme des Bundes von rund 
50,9 Mrd. € in Abgrenzung der Schuldenbremse ist 
in der Tabelle 2 dargestellt. Sie ergibt sich im We-
sentlichen aus der Konjunkturkomponente und 
den Überschüssen der Sondervermögen.

Die Überschreitung der Obergrenze für die struk-
turelle NKA ist um rund 79,6  Mrd. € geringer als 
im Rahmen des Zweiten Nachtragshaushalts er-
wartet. Die im Soll vorgesehene Überschreitung 
der Regelgrenze ist aufgrund der vom Bundestag 
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Voraussichtliches Ist 2020
in Mrd. €

1 Nettokreditaufnahme 102,8

Nettokreditaufnahme Bundeshaushalt 130,5

Finanzierungssaldo Energie- und Klimafonds 25,3

Finanzierungssaldo Aufbauhilfefonds -0,4

Finanzierungssaldo Kommunalinvestitionsförderungsfonds -1,0

Finanzierungssaldo Fonds Digitale Infrastruktur 1,3

Finanzierungssaldo Fonds Ganztagsschulen 2,5

2 Finanzielle Transaktionen -6,6

3 Konjunkturkomponente -45,3

4 Strukturelle Nettokreditaufnahme 
(1) + (2) + (3) 
in % des BIP des Vorvorjahres (2018)

50,9 
 

1,52

5 Obergrenze Strukturelle NKA (0,35 % des BIP) 11,7

6 Überschreitung der zulässigen Nettokreditaufnahme 39,1

Finanzierungssalden der Sondervermögen gehen mit umgekehrtem Vorzeichen in Punkt 1 ein.
Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich. 
Abweichungen in den Summen und in den Produkten durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Berechnung der Überschreitung der zulässigen NKA Tabelle 2
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beschlossenen Inanspruchnahme der Ausnahme-
regel gemäß Art. 115 Abs. 2 Satz 6 und 7 Grundge-
setz (GG) verfassungskonform.

Die Ermittlung der Konjunkturkomponente 
zum Haushaltsabschluss ist in der Verord-
nung über das Verfahren zur Bestimmung 
der Konjunkturkomponente nach § 5 des Ar-
tikel 115-Gesetzes (Artikel 115-Verordnung) 
§ 3 geregelt: „Dazu wird die zum Zeitpunkt 
der Haushaltsaufstellung nach § 2 ermittelte 
Konjunkturkomponente an die tatsächliche 
Wirtschaftsentwicklung angepasst, indem 
die zum Zeitpunkt der Haushaltsaufstellung 
ermittelte Produktionslücke für das betref-
fende Haushaltsjahr korrigiert wird. Die Kor-
rektur erfolgt auf Basis der Differenz zwi-
schen der zum Zeitpunkt der Buchung auf 
dem Kontrollkonto vom Statistischen Bun-
desamt festgestellten und der zum Zeit-
punkt der Haushaltsaufstellung erwarteten 
Veränderung des Bruttoinlandsprodukts.“

In § 2 der Artikel 115-Verordnung, auf den 
hier verwiesen wird, ist die Ermittlung der 
Konjunkturkomponente bei der Haushalts-
aufstellung geregelt. Die zum Zeitpunkt der 
Haushaltsaufstellung maßgebliche Kon-
junkturkomponente wurde mit der Gesamt-
wirtschaftlichen Projektion der Bundesre-
gierung vom Herbst 2019 ermittelt. Sie lag 
bei -0,5 Mrd. €. Infolge des wirtschaftlichen 
Einbruchs im Jahr 2020 liegt die Konjunktur-
komponente nun bei -45,3 Mrd. € (siehe Ta-
belle 3 Zeile 6).

Aufgrund der Inanspruchnahme der Ausnahmere-
gel gemäß Art.  115 Abs.  2 Satz  6 und  7  GG ist die 
Überschreitung der Regelgrenze mit einem Til-
gungsplan zu verbinden. Gemäß dem Beschluss 
des Deutschen Bundestags vom 2.  Juli  2020 wer-
den die aufgrund der Ausnahmeregelung gemäß 
Art. 115 Abs. 2 Satz 6 des GG aufgenommenen Kre-
dite ab dem Bundeshaushalt 2023 sowie in den fol-
genden 19  Haushaltsjahren zurückgeführt, und 
zwar in Höhe von jeweils einem Zwanzigstel des 
Betrags der Kreditaufnahme, der nach Abschluss 
des Bundeshaushalts 2020 die nach Art. 115 Abs. 2 
Satz 2 und 3 GG zulässige Verschuldung überstie-
gen hat. Ein Zwanzigstel des Überschreitungsbe-
trags von rund 39,1 Mrd. € sind gemäß der vorläufi-
gen ersten Abrechnung rund 2,0 Mrd. € und damit 
deutlich weniger als auf Grundlage des Zweiten 
Nachtragshaushalts ermittelt (rund 5,9 Mrd. €).

Gemäß §  7 Abs.  1 des Artikel 115-Gesetzes erfolgt 
die Abrechnung der Schuldenregel erstmals zum 
1. März und abschließend zum 1. September eines 
jeden Jahres. Damit erfolgt die endgültige Berech-
nung des ab dem Bundeshaushalt  2023 zu tilgen-
den Betrags zum 1. September 2021; dies wird im 
Monatsbericht des BMF im September  2021 ver-
öffentlicht. Der im kommenden Finanzplan ab 
dem Jahr 2023 berücksichtigte Betrag für den Til-
gungsplan wird also noch vorläufig sein. Der ab-
schließende Wert wird dann bei der Aufstellung 
des Haushalts  2023 und des Finanzplans bis  2026 
berücksichtigt.

41



Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
Januar 2021Vorläufiger Abschluss des Bundeshaushalts 2020

Vorläufige Abrechnung des Bundeshaushalts 2020 gemäß Schuldenbremse Tabelle 3
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Soll¹ Ist²

in Mrd. €

1 Maximal zulässige strukturelle Nettokreditaufnahme (in % des BIP) 0,35

2 Nominales BIP des der Haushaltsaufstellung vorangegangenen Jahres (Zeitpunkt 
der Haushaltsaufstellung)

3.344,4

3 Maximal zulässige strukturelle Nettokreditaufnahme (1) x (2) 11,7

4 Nettokreditaufnahme (4a) - (4b)³ 5,9 102,8

4a Nettokreditaufnahme Bundeshaushalt 0,0 130,5

4b Finanzierungssalden Sondervermögen -5,9 27,7

4ba Finanzierungssaldo Energie- und Klimafonds -3,8 25,3

4bb Finanzierungssaldo Aufbauhilfefonds -0,5 -0,4

4bc Finanzierungssaldo Kommunalinvestitionsförderungsfonds -1,6 -1,0

4bd Finanzierungssaldo Fonds Digitale Infrastruktur -1,0 1,3

4be Finanzierungssaldo Fonds Ganztagsschulen 1,0 2,5

5 Saldo finanzieller Transaktionen -0,3 -6,6

5a Einnahmen aus finanziellen Transaktionen 1,1 1,0

5aa Einnahmen aus finanziellen Transaktionen Bundeshaushalt 1,1 1,0

5ab Einnahmen aus finanziellen Transaktionen Sondervermögen - -

5b Ausgaben aus finanziellen Transaktionen 1,4 7,6

5ba Ausgaben aus finanziellen Transaktionen Bundeshaushalt 1,4 7,6

5bb Ausgaben aus finanziellen Transaktionen Sondervermögen - -

6 Konjunkturkomponente 
Soll: (6a) x (6c) 
Ist: [(6a) + (6b)] x (6c)

-0,5 -45,3

6a Nominale Produktionslücke (Zeitpunkt der Haushaltsaufstellung) -2,5

6b Anpassung an tatsächliche wirtschaftliche Entwicklung 
[Ist (6ba) - Soll (6ba)] % x (6bb)

-220,7

6ba Nominales BIP (% gegenüber Vorjahr) 2,9 -3,5

6bb Nominales BIP des Vorjahres - 3.449,1

6c Budgetsensitivität (ohne Einheit) 0,203

7 Abbauverpflichtung aus Kontrollkonto -

8 Maximal zulässige Nettokreditaufnahme 
(3) - (5) - (6) - (7)

12,5 63,6

9 Strukturelle Nettokreditaufnahme 
(4) + (5) + (6) 
in % des BIP

5,1 
 

0,15

50,9 
 

1,52

10 Überschreitung der zulässigen Nettokreditaufnahme aufgrund Ausnahmerege-
lung Art. 115 Abs. 2 Satz 6 GG4  
(4) - (8) oder (9) - (3)

- 39,1
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Vorläufiger Abschluss des Bundeshaushalts 2020

Entwicklung wesentlicher finanz- 
und wirtschaftspolitischer 
Kennziffern

Kennziffern für das Jahr  2020 spiegeln deutlich 
die Situation des Bundeshaushalts in der aktuel-
len Krise infolge der Corona-Pandemie wider. Die 
Zinsausgabenquote sowie die Zins-Steuer-Quote 
sind – insbesondere aufgrund eines Rückgangs der 
Zinsausgaben  – weiter rückläufig. Dagegen stieg 
der Anteil der Gesamtausgaben am BIP deutlich an 
und der Anteil der Ausgaben, die durch Steuern fi-
nanziert werden, sank kräftig gegenüber den Jah-
ren zuvor.

	● Die Ausgabenquote setzt die Gesamtausgaben 
des Bundeshaushalts in Relation zum nomi-
nalen BIP (erstes vorläufiges Jahresergebnis für 
das BIP 2020: 3.329 Mrd. €). Die Ausgaben 2020 
stiegen mit 28,7 Prozent gegenüber dem Vor-
jahr kräftig an, während das nominale BIP zu-
rückging (-3,5 Prozent). In der Folge erhöhte 
sich die Ausgabenquote 2020 auf rund 13,3 Pro-
zent des BIP nach rund 10,0 Prozent im Vor-
jahr. Dies ist die höchste Ausgabenquote 
seit 1993 (13,4 Prozent des BIP).

	● Die Zinsausgabenquote (siehe Abbildung 1) 
stellt den Anteil der Zinsausgaben an den Ge-
samtausgaben des Bundeshaushalts dar. Die 
Zinsausgabenquote lag 2020 bei 1,5 Prozent 
und ging damit gegenüber 2019 (3,5 Prozent) 
weiter zurück. Die Quote hat nun das nied-
rigste Niveau seit dem Jahr 1965; die Aussage-
kraft ist allerdings durch die Einmaleffekte auf 
der Ausgabenseite verzerrt. Im Jahr 2008, dem 
Jahr des Ausbruchs der Finanzkrise 2008/2009, 
hatte der Anteil noch bei 14,2 Prozent der Ge-
samtausgaben gelegen.

	● Die Zins-Steuer-Quote zeigt, wie viel Pro-
zent der Steuereinnahmen für Zinsausgaben 
verwendet werden müssen. Die Zins-Steuer-
Quote setzte trotz eingebrochener Steuerein-
nahmen 2020 ihre Abwärtsbewegung fort. Die 
Quote belief sich 2020 auf 2,3 Prozent nach 
3,6 Prozent im Jahr 2019. Die Zinsausgaben 
gingen 2020 mit 46,2 Prozent deutlich stärker 
zurück als die Steuereinnahmen (-13,9 Pro-
zent) im Vergleich zum Vorjahr. Zu Beginn 
der Finanzkrise im Jahr 2008 hatte die Quote 
16,8 Prozent betragen.

Vorläufige Abrechnung des Bundeshaushalts 2020 gemäß Schuldenbremse noch Tabelle 3
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Soll¹ Ist²

in Mrd. €

11 Be(-)/Ent(+)lastung des Kontrollkontos 
(8) - (4) + (10) oder (3) - (9) +(10)

14,9

12 Saldo Kontrollkonto Vorjahr 52,0

13 Saldo Kontrollkonto neu 
(10) + (11)

52,0

Abweichungen in den Summen und in den Produkten durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Soll 2020 bezieht sich auf das Haushaltsgesetz 2020, verkündet am 30. Dezember 2019 im BGBl. I 2020 Nr. 52 S. 2890. Die erstmalige 

Haushaltsaufstellung bleibt trotz der beiden Nachtragshaushalte Ausgangspunkt für die Abschlussrechnung der Schuldenregel, um 
die Veränderung der wirtschaftlichen Entwicklung über den gesamten Verlauf des Haushaltsjahrs hinweg zu erfassen.

2  Die Berechnung des vorläufigen Ist 2020, aus der sich die vorläufige Höhe der Tilgungsverpflichtung ab dem Jahr 2023 ergibt, 
orientiert sich an den Vorschriften über die jährliche Abrechnung der Schuldenbremse für die Buchung auf dem Kontrollkonto. 
Gemäß § 7 Abs. 1 Artikel 115-Gesetz erfolgt zum 1. März und abschließend zum 1. September des dem betreffenden Haushaltsjahr 
folgenden Jahres die Buchung auf dem Kontrollkonto.

3  Die Nettokreditaufnahme erfasst sowohl die Nettokreditaufnahme des Bundeshaushalts als auch – mit umgekehrten Vorzeichen – 
die Finanzierungssalden der seit Inkrafttreten der Schuldenbremse neu errichteten Sondervermögen des Bundes.

4  Mit abschließender Buchung des Kontrollkontos zum 1. September 2021 wird die Überschreitung der zulässigen Nettokreditaufnah-
me gemäß Beschluss des Bundestags vom 2. Juli 2020 endgültig berechnet. Diese Überschreitung der nach Art. 115 Abs. 2 Satz 2 und 
3 GG zulässigen Neuverschuldung wird ab dem Haushaltsgesetz 2023 sowie in den folgenden 19 Haushaltsjahren in Höhe von jeweils 
einem Zwanzigstel des Überschreitungsbetrags zurückgeführt.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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	● Die Steuerfinanzierungsquote (siehe Abbil-
dung 2) gibt den Anteil der durch Steuerein-
nahmen gedeckten Gesamtausgaben des Bun-
deshaushalts wieder. Im Jahr 2020 wurden nur 
noch 64,1 Prozent der Ausgaben des Bundes-
haushalts durch Steuereinnahmen gedeckt. 
Im Jahr 2019 waren es noch 95,9 Prozent ge-
wesen. Die Quote ist die niedrigste des Bundes 
in einem Haushaltsjahr. Die Ausgaben stiegen 
um 28,7 Prozent bei gleichzeitigem Rückgang 
der Steuereinnahmen um 13,9 Prozent.

	● Der Primärsaldo ist die Differenz zwischen öf-
fentlichen Einnahmen (ohne NKA) und öf-
fentlichen Ausgaben abzüglich der Zinszah-
lungen auf die ausstehenden Schulden. Diese 
wichtige Größe eröffnet somit den Blick auf 
den Haushalt ohne die Altlasten der Vergan-
genheit (repräsentiert durch die Zinslasten) 
und ohne aktuelle Neuverschuldung. Der Bun-
deshaushalt 2020 weist ein Primärdefizit von 
124,3 Mrd. € auf.

Zinsausgabenquote 1955 bis 2020
Zinsausgaben in Relation zu den Ausgaben des Bundeshaushalts in %

 Quellen:  Bundesministerium der Finanzen
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Vorläufiger Abschluss des Bundeshaushalts 2020

Umsetzung von Maßnahmen 
zur Bewältigung der 
Krise im Vollzug des 
Bundeshaushalts 2020

Umsetzung einer Auswahl 
von Maßnahmen zur 
Pandemiebekämpfung und des 
Konjunktur- und Zukunftspakets

Mit den beiden Nachtragshaushalten wurden die 
finanziellen Voraussetzungen für umfangreiche 
Maßnahmen geschaffen. Die zusätzlichen Ausga-
ben und Entlastungen (siehe Steuerpolitik) haben 
entscheidend mitgeholfen, das Gesundheitswe-
sen so zu stärken, dass es besser den Herausforde-
rungen durch das Coronavirus und seiner Verbrei-
tung gewachsen ist, Wirtschaft und Arbeitsmarkt 
zu stabilisieren und mit den einschränkenden Co-
rona-Maßnahmen einhergehende Härten im sozi-
alen und gesellschaftlichen Leben abzufedern. Alle 
Programme und Maßnahmen, insbesondere Coro-
na-Hilfsprogramme für Unternehmen, wurden je-
doch nicht voll ausgeschöpft beziehungsweise in 
das Jahr 2021 verlagert.

	● Für Corona-Soforthilfen für kleine Unter-
nehmen und Soloselbstständige wurden rund 
14,1 Mrd. € an die Länder zur Weitergabe an 
die Unternehmen zugewiesen (veranschlagt: 
18 Mrd. €).

	● Im Rahmen des Nachfolgeprogramms – Über-
brückungshilfen für kleine und mittelständi-
sche Unternehmen – wurden, einschließlich 
Abschlagszahlungen für die Novemberhilfen, 
insgesamt 3,7 Mrd. € ausgezahlt (veranschlagt: 
24,6 Mrd. €). Dieses Programm wird als Coro-
na-Unternehmenshilfen im Bundeshaushalt 
fortgesetzt und ist dort mit 39,5 Mrd. € veran-
schlagt. Die Mittel für Überbrückungshilfen 
für Profisportvereine wurden voll in Höhe von 
rund 0,2 Mrd. € verausgabt.

	● An Zuschüssen zur Bekämpfung des Corona-
virus wurden von 9,1 Mrd. € bereitgestellten 

Mitteln 6,1 Mrd. € verwendet (z. B. für den Kauf 
von Schutzausrüstungen, Beatmungsgeräten, 
Impfstoffen und COVID-19-Arzneimittel).

	● Leistungen an den Gesundheitsfonds und 
die Pflegeversicherung zum Ausgleich von 
durch die Pandemie verursachten Belas-
tungen wurden in vollem Umfang ausgezahlt 
(5,3 Mrd. €).

	● Der Gesundheitsfonds erhält für Ausfälle von 
Einnahmen von Krankenhäusern aufgrund 
der Freihaltung von Bettenkapazitäten für 
COVID-19-Patientinnen und -Patienten (§ 21 
Krankenhausfinanzierungsgesetz (KHG)) Aus-
gleichszahlungen in Höhe von 9,4 Mrd. € (ver-
anschlagt waren 11,5 Mrd. €). Rund 2,0 Mrd. € 
der nicht ausgezahlten Mittel sind im Bundes-
haushalt 2021 für diesen Zweck enthalten.

	● Für die Beteiligung des Bundes an den Kosten 
der Unterkunft und Heizung (KdU) wurden 
zusätzliche Mittel in Höhe von 5,4 Mrd. € (im 
Ersten Nachtragshaushalt 2,0 Mrd. € und im 
Zweiten Nachtragshaushalt 3,4 Mrd. €) bereit-
gestellt. Der Mehrbedarf fiel gegenüber den ur-
sprünglichen Schätzungen deutlich geringer 
aus, da insbesondere die erleichterten Zu-
gangsvoraussetzungen zu den Leistungen der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende nicht im 
erwarteten Maße genutzt wurden. Darüber hi-
naus leistete der Bund einen Ausgleich für 
die Gewerbesteuermindereinnahmen der Ge-
meinden in Höhe von 6,1 Mrd. €. Außerdem er-
folgten umfangreiche investive Zuweisungen 
an Sondervermögen (SV), so z. B. zum Ausbau 
von ganztägigen Bildungs- und Betreuungs-
angeboten für Grundschulkinder (für weitere 
Maßnahmen s. a. Abschnitt Länder und Kom-
munen).

	● Für Arbeitslosengeld II waren im Bundes-
haushalt 2020 rund 26,4 Mrd. € vorgesehen, 
einschließlich der Aufstockung um rund 
5,5 Mrd. € im Rahmen der Pandemie-Maß-
nahmen. Davon mussten rund 5,7 Mrd. € nicht 
verwendet werden. Dies dürfte auch durch eine 
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etwas besser als erwartete Konjunktur bedingt 
sein.

	● Der Bundesagentur (BA) wurde ein überjäh-
riges Darlehen gewährt. Vorgesehen war ein 
Darlehen von 9,3 Mrd. €. Die BA hat davon 
6,9 Mrd. € in Anspruch genommen, also rund 
2,4 Mrd. € weniger als im Bundeshaushalt ver-
anschlagt (s. a. Abschnitt Finanzlage der Sozial-
versicherungen).

	● Von den insgesamt zur Verfügung stehenden 
Mitteln für Gewährleistungen in Höhe von 
7,0 Mrd. € wurden lediglich 0,5 Mrd. € in An-
spruch genommen. Der Sollansatz war mit 
dem Ersten Nachtrag um rund 5,9 Mrd. € aus-
geweitet worden. Diese Mittel wurden auf-
grund weitreichender Stützungsmaßnahmen 
(z. B. Aussetzung der Insolvenzpflicht) nicht be-
nötigt.

	● Zur Unterstützung der Deutschen Bahn AG 
(DB AG) im Zusammenhang mit durch die Co-
rona-Pandemie verursachten Belastungen war 
zusätzlich zu der bereits vor den Nachträgen 
geplanten Eigenmittelerhöhung (1 Mrd. €) eine 
weitere Erhöhung um 5 Mrd. € vorgesehen. 
Wegen der ausstehenden beihilferechtlichen 
Entscheidungen der Europäischen Kommis-
sion konnten diese Mittel (insgesamt 6 Mrd. €) 
nicht abfließen und wurden nun im Bundes-
haushalt 2021 neu veranschlagt.

	● In Wahrnehmung internationaler Verantwor-
tung waren im Bundeshaushalt 2020 zusätz-
liche Mittel in Höhe von rund 1,6 Mrd. € vorge-
sehen. Diese wurden sowohl zur Bekämpfung 
der Pandemie als auch zur Ausweitung der hu-
manitären Hilfe und der gesundheitlichen Vor-
sorge sowie zum wirtschaftlichen Austausch 
zwischen Deutschland und den afrikanischen 
Staaten voll verausgabt.

	● Einnahmeseitig gab es ebenfalls vielfältige 
Maßnahmen (siehe hierzu Abschnitt Steuerpo-
litik).

Steuerpolitik

Um die Herausforderungen der Corona-Pande-
mie bestmöglich zu bewältigen, hat die Bundes-
regierung alle notwendigen Mittel ergriffen, um 
Arbeitsplätze zu schützen und Unternehmen zu 
unterstützen. So wurden zur Vermeidung von Li-
quiditätsengpässen bereits Mitte März  2020 u.  a. 
die Möglichkeiten zur Stundung von Steuer-
zahlungen und zur Senkung von Vorauszahlun-
gen zunächst befristet bis 31. Dezember 2020 ver-
bessert. Auf Stundungszinsen wurde verzichtet. 
Den Finanzbehörden reichen plausible Angaben 
des Steuerpflichtigen aus, dass die Corona-Krise 
schwerwiegende negative Auswirkungen auf die 
wirtschaftliche Situation hat. Auch auf Vollstre-
ckungsmaßnahmen (z.  B. Kontopfändungen) be-
ziehungsweise Säumniszuschläge wurde bis zum 
31. Dezember 2020 verzichtet, solange die Schuld-
nerin oder der Schuldner einer fälligen Steuer-
zahlung unmittelbar und nicht unerheblich von 
den Auswirkungen der Corona-Pandemie betrof-
fen waren. Diese Maßnahmen wurden im Dezem-
ber 2020 hinsichtlich der Vorauszahlungen bis zum 
31.  Dezember  2021 und hinsichtlich der übrigen 
Maßnahmen bis zum 30. Juni 2021 verlängert.

Das BMF hat am 13.  März  2020 und 22.  Dezem-
ber  2020 die Zollverwaltung angewiesen, für die 
von ihr verwalteten Steuern (u. a. die Einfuhrum-
satz-, Alkohol, Energie-, Kraftfahrzeug- und Luft-
verkehrsteuer) die Maßnahmen im Steuerrecht 
entsprechend anzuwenden. Am selben Tag wurde 
das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) angewie-
sen, hinsichtlich der Versicherungsteuer und der 
Umsatzsteuer entsprechend zu verfahren, soweit 
diese vom BZSt verwaltet wird.

Damit staatliche Hilfen auch tatsächlich die Liqui-
dität in der aktuellen Situation verbessern, wer-
den die Unterstützungszahlungen aus den Co-
rona-Hilfsprogrammen, wie z.  B. Soforthilfen, 
Überbrückungshilfen oder vergleichbare Unter-
stützungsleistungen des Bundes und der Länder, 
bei der Festsetzung der Vorauszahlungen auf die 
Einkommen-, Körperschaft- und Gewerbesteuer 
nicht berücksichtigt.
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Vorläufiger Abschluss des Bundeshaushalts 2020

Des Weiteren können die Finanzämter auf Antrag 
die Umsatzsteuer-Sondervorauszahlung für die 
Dauerfristverlängerung bei der Umsatzsteuer für 
das Jahr 2020 ganz oder teilweise herabsetzen und 
insoweit bereits gezahlte Beträge erstatten, sofern 
der Unternehmer unter Darlegung seiner Verhält-
nisse nachweislich unmittelbar und nicht unerheb-
lich von der aktuellen Corona-Krise betroffen ist. 
Die Dauerfristverlängerung bleibt bestehen. Wer 
unmittelbar und nicht unerheblich von der Coro-
na-Krise betroffen ist und bislang noch keine Dau-
erfristverlängerung erhalten hat, kann diese neu 
beantragen.

Insbesondere hat die Bundesregierung im steuerli-
chen Bereich mit den beiden Corona-Steuerhilfe-
gesetzen zielgerichtet auf die enormen Herausfor-
derungen reagiert.

Gesetze zur Umsetzung steuerlicher 
Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der 
Corona-Krise

Mit dem Corona-Steuerhilfegesetz vom 
19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1385) wurden und werden 
besonders betroffene Akteure zur nachhaltigen 
Stabilisierung der wirtschaftlichen Entwicklung 
und Sicherung von Beschäftigung unterstützt. Das 
Zweite Corona-Steuerhilfegesetz vom 29. Juni 2020 
(BGBl.  I S.  1512) bündelt überwiegend befristete 
steuerliche Maßnahmen, die sehr schnell greifen 
sollten. Ziel ist es, die aufgrund der Corona-Pande-
mie geschwächte Kaufkraft zu stärken und Unter-
nehmen zur Förderung ihrer wirtschaftlichen Er-
holung mit gezielten Maßnahmen zu unterstützen. 
Für den Bund belaufen sich die Steuerminderein-
nahmen beider Gesetze auf rund 20,2 Mrd. €. Her-
vorzuheben sind folgende Maßnahmen:

	● befristete Senkung der Umsatzsteuersätze vom 
1. Juli 2020 bis zum 31. Dezember 2020 von 
19 Prozent auf 16 Prozent und von 7 Prozent 
auf 5 Prozent

	● Kinderbonus von 300 € für jedes im Jahr 2020 
kindergeldberechtigte Kind

	● Anhebung des Entlastungsbetrags für Allein-
erziehende befristet auf zwei Jahre für die 
Jahre 2020 und 2021 (Hinweis: Entfristung mit 
dem Jahressteuergesetz 2020)

	● Verschiebung der Fälligkeit der Einfuhrumsatz-
steuer auf den 26. des Folgemonats

	● Erweiterung des steuerlichen Verlustrücktrags 
für die Jahre 2020 und 2021

	● Einführung einer degressiven Abschreibung 
für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagever-
mögens, die in den Jahren 2020 und 2021 ange-
schafft oder hergestellt werden

	● Erhöhung der maximalen Bemessungsgrund-
lage der steuerlichen Forschungszulage im 
Zeitraum 30. Juni 2020 bis 1. Juli 2026

	● Erhöhung des maximalen Bruttolistenpreises 
auf 60.000 € bei der Besteuerung der privaten 
Nutzung von Dienstwagen, die keine Kohlendi-
oxidemission je gefahrenem Kilometer haben

	● vorübergehende Verlängerung von Fristen für 
Reinvestitionen gemäß § 6b Einkommensteu-
ergesetz (EStG) und für im Jahr 2020 endende 
Fristen für die Verwendung von Investitionsab-
zugsbeträgen nach § 7g EStG um ein Jahr

	● Anhebung des Ermäßigungsfaktors bei Ein-
künften aus Gewerbebetrieben gemäß § 35 EStG

	● Erhöhung des Freibetrags für die Hinzurech-
nungstatbestände des § 8 Nr. 1 Gewerbesteuer-
gesetz auf 200.000 € bei der Gewerbesteuer

	● Steuer- und Sozialversicherungsfreiheit für im 
Zeitraum vom 1. März 2020 bis 30. Juni 2021 an 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ausge-
zahlte Corona-Beihilfen und -Unterstützungen 
bis zu einem Betrag von insgesamt 1.500 € (so-
weit sie zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn gewährt werden; Hinweis: Verlän-
gerung des Zeitraums mit dem Jahressteuerge-
setz 2020)
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	● begrenzte Steuerfreiheit für Zuschüsse des Ar-
beitgebers zum Kurzarbeitergeld seiner Be-
schäftigten in Lohnzahlungszeiträumen, die 
nach dem 29. Februar 2020 beginnen und vor 
dem 1. Januar 2022 enden (in dieser Zeit ent-
sprechend der sozialversicherungsrechtlichen 
Behandlung; Hinweis: Verlängerung des Zeit-
raums mit dem Jahressteuergesetz 2020)

Weitere steuerliche Änderungen:

Gesetz über begleitende Maßnahmen 
zur Umsetzung des Konjunktur- und 
Krisenbewältigungspakets

Im Rahmen des Konjunkturpakets hat die Bun-
desregierung beschlossen, die Länder bei der Fi-
nanzierung des öffentlichen Personennahverkehrs 
(ÖPNV) durch die einmalige Erhöhung der Regio-
nalisierungsmittel im Jahr  2020 um 2,5  Mrd. € zu 
unterstützen, da durch die Corona-Pandemie die 
Fahrgeldeinnahmen stark verringert sind.

Eine entsprechende Änderung des Regionali-
sierungsgesetzes ist im Gesetz über begleitende 
Maßnahmen zur Umsetzung des Konjunktur- 
und Krisenbewältigungspakets enthalten, das am 
17.  Juli  2020 in Kraft getreten ist. Der Betrag in 
Höhe von 2,5  Mrd. € wurde im August nach dem 
regulären Verteilungsschlüssel für das Jahr 2020 an 
die Länder ausgezahlt.

Siebtes Gesetz zur Änderung des 
Kraftfahrzeugsteuergesetzes

Das Änderungsgesetz (Verkündung im BGBl.  I 
S. 2184 vom 22. Oktober 2020) sieht insbesondere die 
stärkere Gewichtung der CO2-Prüfwerte im Steu-
ertarif für erstzugelassene Pkw ab 1.  Januar  2021 
und die befristete Begünstigung besonders emissi-
onsreduzierter Pkw vor. Außerdem wird der Erst-
zulassungszeitraum zur Gewährung der zehnjähri-
gen Steuerbefreiung für reine Elektrofahrzeuge bis 
Ende des Jahres 2025 verlängert. Das Gesetz soll ei-
nen Beitrag dazu leisten, das Ziel zu erreichen, dass 
bis zum Jahr 2030 in Deutschland 7 Mio. bis 10 Mio. 
Elektrofahrzeuge zugelassen sein werden und die 

CO2-Reduktion bis 2030 kraftfahrzeugsteuerlich zu 
flankieren und gleichzeitig ausgewogen zu gestalten.

Unterstützung der Länder und 
Kommunen

Der Bund hat die Länder und Kommunen  – wie 
in früheren Jahren  – auch im vergangenen Jahr 
umfassend unterstützt. So wurden  2020 zahlrei-
che Maßnahmen in den Bereichen Soziales, Fami-
lien und Bildung sowie Investitionen und Verkehr 
vom Bund fortgesetzt und teilweise ausgewei-
tet. Auch übernimmt der Bund weiterhin Teile 
der flüchtlingsbedingten Kosten von Ländern und 
Kommunen.

Zusätzlich wurden die Länder und Kommunen 
im Jahr  2020 bei der Bewältigung der wirtschaft-
lichen Folgewirkungen der Corona-Pandemie mit 
den massiven konjunkturpolitischen und weiteren 
Maßnahmen des Bundes unterstützt.

So profitieren Länder und Kommunen einerseits 
von den umfangreichen Unterstützungsmaßnah-
men des Bundes für Unternehmen und Beschäf-
tigte, um die Folgen der Krise abzufedern. Gleich-
zeitig entlastet der Bund Länder und Kommunen 
auch unmittelbar bei der Bewältigung der finanzi-
ellen Auswirkungen der Corona-Pandemie. Nach-
folgend werden diesbezüglich ausgewählte Entlas-
tungen dargestellt.

Mit dem Gesetz zur finanziellen Entlastung der 
Kommunen und der neuen Länder wurde die Be-
teiligung des Bundes an den KdU dauerhaft um 
25 Prozentpunkte erhöht. Die Entlastung der Kom-
munen im Jahr 2020 beläuft sich auf rund 3,4 Mrd. € 
(Zweiter Nachtragshaushalt). Zudem wurde durch 
das Gesetz der hälftig von Bund und Ländern fi-
nanzierte pauschale Ausgleich der erwarteten ge-
meindlichen Gewerbesteuermindereinnahmen im 
Jahr  2020 umgesetzt (Mehrausgaben Bund rund 
6,1 Mrd. €).

Die Mindereinnahmen von Ländern und Kom-
munen aus der Gewährung des Kinderbonus 
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(2,5 Mrd. €) sowie aus der Senkung der Umsatzsteu-
ersätze im 2. Halbjahr 2020 (Teilausgleich in Höhe 
von 6,1 Mrd. €) wurden vom Bund im Rahmen der 
vertikalen Umsatzsteuerverteilung im Jahr  2020 
übernommen.

Durch eine einmalige Erhöhung der Regionalisie-
rungsmittel im Jahr 2020 um 2,5 Mrd. € unterstützt 
der Bund die Länder beim Ausgleich coronabe-
dingter Lasten des ÖPNV.

Als Teil des Konjunktur- und Krisenbewältigungs-
pakets hat der Bund seine finanzielle Unterstüt-
zung für Länder und Kommunen im Bereich Be-
treuung und Bildung ausgeweitet. So wurden für 
den Kapazitätsausbau von Kindertagesstätten und 
Krippen dem Sondervermögen (SV) „Kinderbetreu-
ungsausbau“ 2020 weitere 0,5 Mrd. € und damit ins-
gesamt im Jahr 2020 0,8 Mrd. € zugeführt. Um den 
Ausbau ganztägiger Bildungs- und Betreuungsan-
gebote für Grundschulkinder zu beschleunigen, 
hat der Bund zusätzlich 1,5  Mrd. € und damit im 
Jahr  2020 insgesamt 2,5  Mrd. € dem entsprechen-
den  SV zugeführt. Mit den im Haushalt  2021 ver-
anschlagten Mitteln in Höhe von 1  Mrd. € stehen 
dem neu errichteten  SV nunmehr 3,5  Mrd. € zur 
Verfügung. Des Weiteren stockt der Bund den Di-
gitalpakt Schule um 0,5 Mrd. € auf, um zeitlich be-
fristet IT-Administratorinnen und -Administrato-
ren auszubilden. Über das Konjunkturpaket hinaus 
wurde dem SV  „Digitale Infrastruktur“ noch zu-
sätzlich 1  Mrd. € zugeführt, um Lehrkräfte sowie 
Schülerinnen und Schüler mit mobilen Endgerä-
ten auszustatten.

Im Rahmen des Zukunftspakets unterstützt der 
Bund die Kommunen gezielt bei Investitionen, z. B. 
bei der energetischen Sanierung von Gebäuden 
oder bei Investitionen in Sportstätten. Bei der Um-
setzung des Onlinezugangsgesetzes hat der Bund 
den Rahmen für die umfassende Unterstützung 
der Länder und Kommunen mit 3 Mrd. € bis zum 
Jahr 2022 geschaffen.

Zur Unterstützung der medizinischen Versorgung 
vor Ort hat der Bund in großem Umfang Schutz-
ausrüstung und Geräte beschafft. Zudem wurde zur 

Stärkung des Gesundheitswesens ein sogenannter 
Krankenhauszukunftsfonds für Investitionen in 
moderne Notfallkapazitäten, die Digitalisierung 
und IT-Sicherheit der Krankenhäuser eingerichtet, 
über den einmalig im Jahr 2021 3 Mrd. € an Bun-
desmitteln gewährt werden.

Um pandemiebedingte Einkommensverluste der 
Bürgerinnen und Bürger abzumildern, wurden im 
Infektionsschutzgesetz Leistungsverbesserungen 
vorgenommen. Sie gelten etwa im Falle eines Ver-
dienstausfalls von Eltern, wenn Einrichtungen zur 
Betreuung von Kindern oder Schulen geschlossen 
werden, oder wenn eine Absonderung von zu be-
treuenden Personen behördlich angeordnet wird. 
Der Bund beteiligt sich zur Hälfte an den anfallen-
den Mehrausgaben der Länder in den Jahren 2020 
und 2021.

Finanzlage der 
Sozialversicherungen

Die BA hat das Haushaltsjahr 2020 mit einem ne-
gativen Finanzierungssaldo von 27,3  Mrd. € abge-
schlossen. Dieser wird durch eine Entnahme aus 
den Rücklagen der  BA von 20,4  Mrd. € und über-
jährige Darlehen des Bundes von 6,9 Mrd. € finan-
ziert. Ursächlich für das Defizit sind neben höheren 
Ausgaben für das Arbeitslosengeld und niedrige-
ren Beitragseinnahmen insbesondere pandemie-
bedingte Ausgaben für Kurzarbeitergeld (inklusive 
der Erstattung von Sozialversicherungsbeiträgen 
an Arbeitgeber) von 22,1  Mrd.  €. Im Ergebnis hat 
sich die allgemeine Rücklage der BA (Ende des Jah-
res 2019: 25,8 Mrd. €) auf 6,0 Mrd. € reduziert.

Bis zum Ausbruch der Corona-Pandemie konnten 
auch die übrigen Sozialversicherungen auf eine po-
sitive Einnahmeentwicklung in den vergangenen 
Jahren zurückblicken. So belief sich die Nachhal-
tigkeitsrücklage der allgemeinen Rentenversiche-
rung zum Jahresende  2019 auf rund 40,5  Mrd.  €. 
Mit umgerechnet rund 1,8  Monatsausgaben be-
wegte sie sich damit auf hohem Niveau. Allerdings 
ist im Zuge der wirtschaftlichen Folgen der Coro-
na-Pandemie mit verringerten Beitragseinnahmen 
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zu rechnen, die zu einem verstärkten Abschmel-
zen der Nachhaltigkeitsrücklage führen könnte. 
So stellt die Bundesregierung in ihrem Renten-
versicherungsbericht 2020 fest, dass im abgelaufe-
nen Jahr die Beitragseinnahmen der allgemeinen 
Rentenversicherung bis zum September gegen-
über dem entsprechenden Vorjahreszeitraum nur 
um rund 1,9  Prozent gestiegen sind. Dies spiegelt 
sich auch in der Entwicklung der Nachhaltigkeits-
rücklage wider. Diese dient dazu, Defizite und Ein-
nahmeschwankungen unterjährig auszugleichen, 
um kurzfristige Änderungen des Beitragssatzes zu 
vermeiden. Der Rentenversicherungsbericht  2020 
geht für das Jahresende 2020 von einer Rücklage in 
Höhe von 36,3 Mrd. € aus. Dies entspricht 1,5 Mo-
natsausgaben. Damit konnte der Beitragssatz von 
18,6  Prozent in der allgemeinen Rentenversiche-
rung für das Jahr 2020 fortgeschrieben werden. Ins-
gesamt sind im Jahr  2020 rund 101,8  Mrd. € aus 
dem Bundeshaushalt aus Steuermitteln als Leis-
tungen an die Rentenversicherung geflossen.

Mit dem Gesetz zur Modernisierung der gesetzli-
chen Krankenversicherung wurde im Jahr 2004 ein 
steuerfinanzierter Bundeszuschuss zum Gesund-
heitsfonds zur pauschalen Abgeltung versiche-
rungsfremder Leistungen in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung (GKV) eingeführt. Im Jahr  2020 
beträgt der Bundeszuschuss 14,5 Mrd. €. Er wurde 
ab dem Jahr  2017 auf diesen jährlichen Betrag 
festgeschrieben.

Die positive Entwicklung bei der Beschäftigungs-
zahl sozialversicherter Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer im Zusammenspiel mit dem kon-
tinuierlichen Zufluss zusätzlicher Mittel aus dem 
Bundeshaushalt trug maßgeblich zu den hohen Re-
serven des Gesundheitsfonds bei. Er verfügte zum 
Stichtag 15.  Januar  2020 über eine Liquiditätsre-
serve von rund 10,2 Mrd. €.

Infolge der Corona-Pandemie allerdings verzeich-
nen die GKV und die soziale Pflegeversicherung 
sowohl einen Rückgang der Beitragseinnahmen 
als auch steigende Ausgaben, die bei der GKV teil-
weise aus der Liquiditätsreserve des Gesundheits-
fonds finanziert werden. Nach Berechnungen des 

GKV-Schätzerkreises (Stand der Schätzung: 13. Ok-
tober 2020) stiegen die Beitragseinnahmen der GKV 
im Jahr  2020 um  2,1  Prozent. Dem steht eine ge-
schätzte Ausgabensteigerung um 4,3  Prozent ge-
genüber. Dieser Trend wird sich auch 2021 fortset-
zen. Der durchschnittliche GKV-Zusatzbeitragssatz 
von 1,1 Prozent im Jahr 2020 wurde auf 1,3 Prozent 
für das Jahr 2021 angehoben. Die Liquiditätsreserve 
des Gesundheitsfonds beträgt nach Berechnun-
gen des GKV-Schätzerkreises zu Mitte Januar 2021 
rund 6,4 Mrd. €. Darüber hinaus beliefen sich zum 
Stichtag 30. September 2020 die Finanzreserven der 
gesetzlichen Krankenkassen auf rund 17,8 Mrd. €.

Um sicherzustellen, dass die Sozialversicherungs-
beiträge bei maximal 40  Prozent stabilisiert wer-
den, wurden im Zweiten Nachtragshaushalt  2020 
Leistungen des Bundes an den Gesundheitsfonds 
für durch die Pandemie verursachte Belastungen 
in Höhe von 3,5  Mrd. € und Leistungen des Bun-
des an den Ausgleichsfonds der Pflegeversiche-
rung für durch die Pandemie verursachte Belas-
tungen in Höhe von 1,8 Mrd. € etatisiert. Für 2021 
ist zum Ausgleich pandemiebedingter Belastun-
gen der GKV ein zusätzlicher Bundeszuschuss an 
den Gesundheitsfonds in Höhe von 7,65  Mrd. € 
vorgesehen.

Arbeitsmarktpolitik

Mit dem Teilhabechancengesetz wurden zwei neue 
Förderinstrumente eingeführt (§§ 16 e und 16 i So-
zialgesetzbuch (SGB)  II). Zur Verstetigung dieser 
neuen Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpo-
litik wurden im Eingliederungstitel im Einzelplan 
des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 
für das Haushaltsjahr  2020 zusätzlich 0,9  Mrd. € 
zur Verfügung gestellt. Damit wurde für Arbeits-
lose, die in absehbarer Zeit keine realistische 
Chance auf eine ungeförderte Beschäftigung ge-
habt hätten, eine Perspektive zur Teilhabe am Ar-
beitsmarkt eröffnet. Zudem besteht nun seit zwei 
Jahren für die nach § 16  i SGB II geförderten Per-
sonen im Bundeshaushalt die Möglichkeit eines 
Passiv-Aktiv-Transfers, aus dem bis Ende 2020 zu-
sätzlich rund 211  Mio. € beim Arbeitslosengeld  II 

50



Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
Januar 2021

A
na

ly
se

n 
un

d 
Be

ric
ht

e

Vorläufiger Abschluss des Bundeshaushalts 2020

eingesparte Mittel für die Förderung lange Zeit ar-
beitslosen Menschen mit eingesetzt worden sind.

Im Jahr 2020 betrugen die Ausgaben für das Arbeits-
losengeld II rund 20,7 Mrd. € und für die Bundesbe-
teiligung an den KdU rund 10,1 Mrd. €. Die Ausga-
ben für passive Leistungen erhöhten sich durch die 
Auswirkungen der Corona-Pandemie. Das lag zum 
einen am zeitlich befristeten neuen vereinfachten 
Zugang zur Grundsicherung für Arbeitsuchende, 
der insbesondere für Soloselbstständige eingeführt 
wurde, um deren Einkommenssituation in Zeiten 
erschwerter wirtschaftlicher Bedingungen abzusi-
chern. Zum anderen lag es an der deutlichen Erhö-
hung der Bundesbeteiligung an den KdU zur Ent-
lastung der Kommunen (3,4 Mrd. €).

Entwicklung der konsumtiven 
und investiven Ausgaben

Die Einnahmen und Ausgaben des Bundes und 
auch der Länder werden entsprechend ihrer öko-
nomischen Wirkung auf die gesamtwirtschaftli-
chen Abläufe geordnet. Dies erfolgt über den Grup-
pierungsplan. Hier kann nach konsumtiven und 
investiven Ausgabearten unterschieden werden. So 
werden unter anderem Baumaßnahmen, der Im-
mobilienkauf, Darlehen und die Inanspruchnah-
men aus Gewährleistungen den investiven Aus-
gaben zugeordnet. Personalausgaben, sächliche 
Verwaltungsausgaben inklusive der militärischen 
Beschaffungen sowie Zuweisungen und Zuschüsse 

mit Ausnahme jener für Investitionen sind kon-
sumtive Ausgaben.3

Konsumtive Ausgaben

Die Hauptgruppen  4 bis  6 des Gruppierungsplans 
stellen konsumtive Ausgaben dar. Die konsumtiven 
Ausgaben des Bundes summierten sich im Haus-
haltsjahr 2020 auf rund 391,4 Mrd. €. Sie haben so-
mit einen rechnerischen Anteil von 88,6  Prozent 
an den Gesamtausgaben des Bundes. Die konsum-
tiven Ausgaben fielen im Ist um rund 11,0 Prozent 
niedriger aus als im Soll veranschlagt. Wesentliche 
Gründe hierfür sind die Minderausgaben bei den 
Zuschüssen an Unternehmen. Dabei entfallen auf 
die Corona-Soforthilfen und die Überbrückungs-
hilfen rund  -24,8  Mrd.  €. Darüber hinaus waren 
die Zuweisungen an Länder im Ist geringer als im 
Soll 2020 vorgesehen, was vor allem mit niedrige-
ren Ausgaben als veranschlagt bei der Beteiligung 
des Bundes an den KdU (rund -2,3 Mrd. €) sowie ge-
ringerem Mittelabfluss bei den Ausgleichszahlun-
gen nach § 21 KHG (rund -2,1 Mrd. €) erklärt wer-
den kann. Weitere Minderausgaben entfallen auf 
die Zinsausgaben (rund -3,1  Mrd.  €) und den lau-
fenden Sachaufwand (rund -2,8 Mrd. €).

Im Vergleich zum Vorjahr stiegen die konsumtiven 
Ausgaben kräftig an, und zwar um 28,3 Prozent be-
ziehungsweise 86,3 Mrd. €. Darin enthalten sind al-
lerdings um 27,6  Mrd. € höhere Zuweisungen an 

3  Eine genaue Auflistung findet sich in § 13 Abs. 3 der 
Bundeshaushaltsordnung.

Gesamtübersicht der konsumtiven und investiven Ausgaben Tabelle 4
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Bezeichnung

Soll 2020 Ist 2020 Ist 2019 Veränderung gegenüber Vorjahr

in Mio. € in %

Ausgaben zusammen1,2 508.530 441.798 343.186 +98.612 +28,7

Konsumtive Ausgaben 439.587 391.450 305.120 +86.330 +28,3

Investive Ausgaben 71.286 50.348 38.066 +12.282 +32,3

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechungen.
2  Soll 2020 einschließlich globaler Minderausgabe von 2.344 Mio. €.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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das SV „Energie- und Klimafonds“, die im Wesentli-
chen der Finanzierung des Klimaschutzpakets 2030 
dienen sollen. Die Buchung als „konsumtiv“ ist in-
sofern irreführend, da die damit finanzierten Aus-
gaben des Energie- und Klimafonds zukunftsori-
entiert sind und damit investiven Charakter haben.

Darüber hinaus spielten vor allem die bereits mehr-
fach aufgeführten krisenbedingten Maßnahmen 
eine Rolle, für die höhere Zuweisungen an Länder 
und Zuschüsse an Unternehmen und Sozialver-
sicherungen erfolgten. Ein Beispiel dafür sind die 
Corona-Soforthilfen und Überbrückungshilfen, die 

es im Jahr 2019 noch nicht gegeben hatte und für 
die im Jahr 2020 insgesamt rund 17,8 Mrd. € aufge-
wendet wurden. Die Sozialversicherungen erhiel-
ten Leistungen für die allgemeine Rentenversiche-
rung (rund 2,6  Mrd.  €) sowie einen Ausgleich für 
durch die Pandemie verursachte Belastungen, die 
an den Gesundheitsfonds und an die Pflegeversi-
cherung gingen (insgesamt rund 5,3 Mrd. €). Darü-
ber hinaus wurden für militärische Beschaffungen 
2,7 Mrd. € mehr Ausgaben getätigt als im Jahr 2019. 
Der Rückgang der Zinsausgaben um 46,2  Prozent 
gegenüber dem Vorjahr dämpfte den Anstieg der 
konsumtiven Ausgaben.

Konsumtive Ausgaben des Bundes Tabelle 5
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Aufgabenbereich

Soll 2020 Ist 2020 Ist 2019
Veränderung gegenüber 

Vorjahr

in Mio. € in %

Konsumtive Ausgaben 439.587 391.450 305.120 +86.330 +28,3

Personalausgaben 35.413 35.409 34.185 +1.224 +3,6

Aktivbezüge 26.237 26.249 25.066 +1.183 +4,7

Versorgung 9.175 9.160 9.119 +41 +0,5

Laufender Sachaufwand 39.150 36.370 33.135 +3.235 +9,8

Sächliche Verwaltungsausgaben 18.632 17.113 16.570 +543 +3,3

Militärische Beschaffungen 17.156 16.833 14.098 +2.735 +19,4

Sonstiger laufender Sachaufwand 3.362 2.424 2.467 -43 -1,7

Zinsausgaben 9.557 6.413 11.911 -5.498 -46,2

Laufende Zuweisungen und Zuschüsse 353.997 312.053 224.963 +87.089 +38,7

an Verwaltungen 79.516 75.607 27.739 +47.867 +172,6

Länder 46.146 41.262 19.404 +21.858 +112,6

Sondervermögen 33.343 34.326 8.290 +26.037 +314,1

an andere Bereiche 274.480 236.446 197.224 +39.222 +19,9

Unternehmen 77.473 49.569 29.955 +19.614 +65,5

Renten, Unterstützungen u. Ä. an natürliche 
Personen

36.588 30.735 29.150 +1.586 +5,4

an Sozialversicherung 134.322 134.613 125.225 +9.387 +7,5

an private Institutionen ohne Erwerbscharakter 14.357 10.736 3.517 +7.219 +205,3

an Ausland 11.721 10.782 9.361 +1.420 +15,2

an Sonstige  19  11  15 -4 -28,2

Sonstige Vermögensübertragungen 1.471 1.205  926 +279 +30,1

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Investive Ausgaben

Investive Ausgaben sind in den Hauptgruppen  7 
und 8 des Gruppierungsplans dargestellt. Die Defi-
nition ist nicht mit jener in den Volkswirtschaftli-
chen Gesamtrechnungen vergleichbar, bei der u. a. 
auch die Ausgaben für Forschung und Entwick-
lung und für bestimmte Militärausgaben hinzuge-
zählt werden. Die investiven Ausgaben erreichten 
im Bundeshaushalt 2020 eine Höhe von 50,3 Mrd. € 
(Anteil von 11,4 Prozent an den Gesamtausgaben) 
und damit in absoluten Zahlen einen neuen histo-
rischen Höchstwert: Dieser übersteigt die Investiti-
onsausgaben des Jahres 2019 um rund ein Drittel. 
Bei einem Soll 2020 von rund 71,3 Mrd. € ergaben 
sich Minderausgaben von rund 20,9 Mrd. €. Diese 
Minderausgaben sind zu einem wesentlichen Teil 
auf coronabedingte Sondereffekte zurückzuführen. 
So wurden Gewährleistungen in Höhe von rund 
6,5 Mrd. € und ein Teil des Darlehens an die BA von 
rund 2,4  Mrd. € nicht abgerufen. Zudem konnte 
aus bereits genannten Gründen die Eigenmitteler-
höhung der DB  AG in Höhe von 6,0  Mrd. € noch 
nicht erfolgen und wurde im Bundeshaushalt 2021 
veranschlagt. Die ohne diese Minderausgaben 
(insgesamt rund 14,9  Mrd.  €) verbleibende Diffe-
renz zwischen Soll und Ist macht rund 8,5 Prozent 
der veranschlagten Investitionsausgaben aus. Die 

Ursachen, aus denen bereitgestellte Investitions-
mittel darüber hinaus nicht abfließen, sind viel-
schichtig. Unter Berücksichtigung der dem Pande-
mie-Jahr  2020 geschuldeten Besonderheiten und 
Ausnahmeentwicklungen kann der Mittelabfluss 
bei den Investitionen im Haushalt 2020 als gut ein-
gestuft werden.

Im Vergleich zum Jahr  2019 stiegen die investi-
ven Ausgaben um rund 12,3  Mrd. € beziehungs-
weise  32,3  Prozent. Dabei erhöhten sich die Fi-
nanzierungshilfen an den öffentlichen Bereich 
um 8,6 Mrd. €. Darin enthalten ist die Inanspruch-
nahme des der BA zur Verfügung gestellten Darle-
hens in Höhe von 6,9  Mrd. € sowie Zuweisungen 
an SV in Höhe von rund 4,7  Mrd. € (SV  „Digitale 
Infrastruktur“ 1,7  Mrd.  €, SV  „Ausbau ganztägiger 
Bildungs- und Betreuungsangebote für Kinder im 
Grundschulalter“ 2,5 Mrd. € und SV „Kinderbetreu-
ungsausbau“ für die Kinderbetreuungsfinanzie-
rung 2020-2021 mit 0,5 Mrd. €). Dämpfend wirkte 
dabei der Wegfall von Zuweisungen an die Län-
der um rund 3,6 Mrd. € aufgrund des Wegfalls der 
Kompensationszahlungen des Bundes an die Län-
der, u. a. für die soziale Wohnraumförderung. Zum 
Ausgleich erhalten die Länder nunmehr höhere 
Anteile an den Einnahmen aus der Umsatzsteuer. 
Der Wegfall erfolgte aufgrund einer Neuregelung 

Investive Ausgaben des Bundes Tabelle 6
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Aufgabenbereich

Soll 2020 Ist 2020 Ist 2019
Veränderung gegenüber 

Vorjahr

in Mio. € in %

Investive Ausgaben 71.286 50.348 38.066 +12.282 +32,3

Sachinvestitionen 14.794 11.592 11.183 +409 +3,7

Baumaßnahmen 8.904 8.192 8.095 +97 +1,2

Finanzierungshilfen 56.492 38.756 26.882 +11.873 +44,2

Finanzierungshilfen an öffentlichen Bereich 17.992 15.061 6.461 +8.600 +133,1

Finanzierungshilfen an sonstige Bereiche 38.500 23.695 20.422 +3.273 +16,0

Darlehen 285 228 222 +5 +2,4

Zuschüsse 25.090 22.504 18.855 +3.650 +19,4

Beteiligungen 6.125 473 774 -301 -38,9

Inanspruchnahme aus Gewährleistungen 7.000 490 571 -82 -14,3

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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der Bund-Länder Finanzbeziehungen, die seit Be-
ginn des Jahres 2020 greift.

Die Finanzhilfen an sonstige Bereiche stiegen vor 
allem durch Zuschüsse an diese Bereiche. Darin 
enthalten sind höhere Baukostenzuschüsse für ei-
nen Infrastrukturbeitrag zur Erhaltung der Schie-
nenwege der Eisenbahnen des Bundes in Höhe von 
rund 1,1 Mrd. € sowie höhere Ausgaben zur Unter-
stützung des flächendeckenden Breitbandausbaus 
von rund  0,4  Mrd.  €. Ansonsten verteilt sich der 
Anstieg der Investitionen bei den Zuschüssen auf 
zahlreiche kleinere Beträge.

Die Finanzierungshilfen insgesamt bilden mit ei-
nem Anteil von rund 77,0 Prozent den größten Aus-
gabenblock der investiven Ausgaben. Im Jahr 2020 
wurden die Ausgaben für Sachinvestitionen um 
rund 0,4  Mrd. € beziehungsweise 3,7  Prozent ge-
genüber 2019 erhöht.

Investitionstätigkeit sichert den Erhalt und die Zu-
kunftsfähigkeit unseres Landes. Hierzu leistet auch 
der Bundeshaushalt seinen Anteil. Es ist daher ge-
setzlich sichergestellt, dass nicht verausgabte In-
vestitionsmittel nicht verfallen. Sie sind übertrag-
bar und stehen insoweit grundsätzlich auch für 
Folgejahre zur Verfügung.

Ausgabenstruktur nach 
Aufgabenbereichen 
sowie wesentlichen 
Einnahmepositionen

Im Sollbericht 2020 wurden wichtige der nachfol-
genden Ausgabe- und Einnahmepositionen bereits 
kommentiert (siehe Monatsbericht August  2020 
„Nachtragshaushalt 2020 des Bundes (Sollbericht)“).

Die Tabellen 7 und 8 zeigen die Ausgaben und Ein-
nahmen des Bundes nach Aufgabenbereichen. 
Nummerierung und Darstellung erfolgen aufgrund 
der Systematik des Funktionenplans. In den Tabel-
len werden die vorläufigen Ergebnisse des Haus-
haltsjahrs 2020 dargestellt. 

Ausblick

Die Krise ist noch nicht überwunden. Mit dem 
Haushalt  2021 wird das entschlossene Handeln 
fortgesetzt, das mit der Bereitstellung von Mit-
teln in Höhe von rund 500 Mrd. € unterstützt wird. 
Auch der Vollzug des Haushalts 2021 wird ganz we-
sentlich von der Bewältigung der Pandemie und 
ihrer Folgen geprägt sein. Im nächsten Monatsbe-
richt des BMF wird ein Beitrag zur Erläuterung des 
Bundeshaushalts  2021 „Sollbericht  2021  – Ausga-
ben und Einnahmen des Bundeshaushalts“ enthal-
ten sein.

Für den Bundeshaushalt  2022 und den Finanz-
plan bis  2025 haben die Vorbereitungen für den 
im März  2021 geplanten Beschluss der Eckwerte 
begonnen.
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Ausgaben des Bundes nach Aufgabenbereichen Tabelle 7
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Aufgabenbereich

Soll 2020 Ist 2020 Ist 2019
Veränderung gegenüber 

Vorjahr

in Mio. € in %

Ausgaben zusammen¹ 508.530 441.798 343.186 +98.612 +28,7

0. Allgemeine Dienste 98.029 95.479 88.153 +7.326 +8,3

Politische Führung und zentrale Verwaltung 20.611 19.199 18.561 +638 +3,4

Politische Führung 6.937 5.871 5.445 +426 +7,8

Versorgung einschließlich Beihilfen 11.139 10.722 10.577 +144 +1,4

Auswärtige Angelegenheiten 18.934 18.145 15.805 +2.340 +14,8

Auslandsvertretungen 860 866 922 -56 -6,1

Beiträge an internationale Organisationen 966 906 1.158 -252 -21,8

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung

12.326 12.127 9.994 +2.133 +21,3

Verteidigung 45.292 45.471 41.944 +3.527 +8,4

Öffentliche Sicherheit und Ordnung 6.920 6.712 6.148 +564 +9,2

Polizei 5.104 4.998 4.710 +288 +6,1

Finanzverwaltung 5.612 5.342 5.115 +227 +4,4

1. Bildungswesen, Wissenschaft, Forschung, 
kulturelle Angelegenheiten

30.316 28.645 23.825 +4.819 +20,2

Hochschulen 4.627 4.605 5.274 -669 -12,7

Förderung für Schüler, Studierende, Weiterbil-
dungsteilnehmende

6.417 6.045 3.367 +2.678 +79,5

Wissenschaft, Forschung, Entwicklung außerhalb 
der Hochschulen

16.237 15.236 13.567 +1.670 +12,3

Gemeinsame Forschungsförderung von Bund 
und Ländern

6.312 6.158 5.540 +618 +11,2

Max-Planck-Gesellschaft 1.034 1.034 981 +53 +5,4

Fraunhofer-Gesellschaft 823 825 781 +44 +5,6

Zentren der Hermann von Helmholtz-Gemein-
schaft

3.428 3.486 3.187 +300 +9,4

Forschung und experimentelle Entwicklung 9.241 8.427 7.411 +1.016 +13,7

2. Soziale Sicherung, Familie und Jugend, Arbeits-
marktpolitik

255.435 218.365 177.133 +41.232 +23,3

Sozialversicherung einschließlich Arbeitslosenver-
sicherung

132.543 129.829 118.997 +10.832 +9,1

Allgemeine Rentenversicherung (nur Bundesträger) 93.047 93.004 89.156 +3.847 +4,3

Knappschaftliche Rentenversicherung (nur 
Bundesträger)

5.298 5.290 5.321 -31 -0,6

Unfallversicherung 347 346 342 +4 1,2

Krankenversicherung 15.965 15.884 15.907 -23 -0,1

Alterssicherung der Landwirte (einschließlich 
Landabgabenrente)

2.434 2.345 2.371 -26 -1,1

Sonstige Sozialversicherungen 6.152 6.047 5.900 +147 +2,5
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Ausgaben des Bundes nach Aufgabenbereichen noch Tabelle 7
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Aufgabenbereich

Soll 2020 Ist 2020 Ist 2019
Veränderung gegenüber 

Vorjahr

in Mio. € in %

Familienhilfe, Wohlfahrtspflege 10.619 10.343 9.252 +1.091 +11,8

Elterngeld, Erziehungsgeld, Mutterschutz 7.259 7.223 6.984 +239 +3,4

Soziale Leistungen für Folgen von Krieg und politischen 
Ereignissen

1.947 2.039 1.902 +137 +7,2

Arbeitsmarktpolitik 49.180 40.876 36.427 +4.449 +12,2

Arbeitslosengeld II nach dem SGB II 26.400 20.658 20.025 +634 +3,2

Leistungen für Unterkunft und Heizung nach dem 
SGB II

12.400 10.097 6.458 +3.640 +56,4

Aktive Arbeitsmarktpolitik 5.255 4.308 4.177 +131 +3,1

Sonstige Leistungen der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende nach dem SGB II

5.125 5.812 5.768 +44 +0,8

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-minderung 
nach dem SGB XII

8.001 7.512 6.801 +711 +10,5

3. Gesundheit, Umwelt, Sport und Erholung 25.255 19.001 2.967 +16.034 +540,4

4. Wohnungswesen, Städtebau, Raumordnung und 
kommunale Gemeinschaftsdienste

2.576 1.783 3.194 -1.411 -44,2

5. Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 2.044 1.469 1.262 +206 +16,4

6. Energie- und Wasserwirtschaft, Gewerbe, Dienst-
leistungen

15.393 5.509 4.026 +1.483 +36,8

Bergbau, verarbeitendes Gewerbe und Baugewerbe 2.993 2.316 1.211 +1.105 +91,3

Regionale Fördermaßnahmen 3.071 1.400 948 +451 +47,6

7. Verkehrs- und Nachrichtenwesen 28.925 22.961 22.243 +718 +3,2

Straßen 10.125 9.791 10.888 -1.097 -10,1

Bundesautobahnen 6.473 6.187 5.956 +231 +3,9

Bundesstraßen 3.475 3.429 3.466 -37 -1,1

nachrichtlich:

Kompensationszahlungen an die Länder 0 0 1.336 -1.336 -100,0

Wasserstraßen und Häfen, Förderung der Schifffahrt 1.492 1.882 1.673 +208 +12,5

Eisenbahnen und öffentlicher Personennahverkehr 13.927 8.156 6.794 +1.362 +20,1

Luftfahrt, Nachrichtenwesen, sonstiges Verkehrswesen 2.070 1.897 1.695 +202 +11,9

8. Finanzwirtschaft 50.558 48.585 20.382 +28.203 +138,4

Grund- und Kapitalvermögen, Sondervermögen 6.886 7.242 5.519 +1.723 +31,2

Zinsausgaben und Ausgaben im Zusammenhang mit 
der Schuldenaufnahme

9.566 6.457 12.084 -5.626 -46,6

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Einnahmen des Bundes Tabelle 8

Einnahmeart

Soll 2020 Ist 2020 Ist 2019
Veränderung gegenüber 

Vorjahr

in Mio. € in %

Einnahmen zusammen¹ 290.426 311.085 356.492 -45.407 -12,7

darunter:

Steuereinnahmen zusammen 264.446 283.254 328.989 -45.735 -13,9

Bundesanteile an Gemeinschaftsteuern und 
Gewerbesteuerumlage

238.584 235.978 271.275 -35.298 -13,0

Lohnsteuer 90.206 89.075 93.311 -4.236 -4,5

Veranlagte Einkommensteuer 20.230 25.067 27.078 -2.011 -7,4

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 10.500 10.761 11.724 -963 -8,2

Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungs-
erträge

2.772 2.976 2.264 +711 31,4

Körperschaftsteuer 9.400 12.134 16.007 -3.873 -24,2

Steuern vom Umsatz 103.964 94.391 118.944 -24.553 -20,6

Gewerbesteuerumlage 1.512 1.574 1.947 -373 -19,2

Bundessteuern 103.061 105.632 109.548 -3.917 -3,6

Energiesteuer 37.100 37.635 40.683 -3.048 -7,5

Tabaksteuer 14.350 14.651 14.257 +394 +2,8

Solidaritätszuschlag 17.700 18.676 19.646 -971 -4,9

Versicherungsteuer 14.580 14.553 14.136 +417 +3,0

Stromsteuer 5.990 6.561 6.689 -128 -1,9

Alkoholsteuer inklusive Alkopopsteuer 2.115 2.249 2.119 +130 +6,1

Kraftfahrzeugsteuer 9.500 9.526 9.372 +154 +1,6

Kaffeesteuer 1.035 1.060 1.060 0 0,0

Schaumweinsteuer und Zwischenerzeugnissteuer 390 428 403 +24 +6,0

Luftverkehrsteuer 300 292 1.182 -890 -75,3

Sonstige Bundessteuern 1 1 2 -1 -36,2

Veränderungen aufgrund steuerlicher 
Maßnahmen und Einnahmeentwicklung

-20.089 0 0 0 X

Abzugsbeträge 57.110 58.355 51.834 +6.520 +12,6

Ergänzungszuweisungen an Länder 8.674 8.751 7.555 +1.196 +15,8

Zuweisungen an Länder gemäß Gesetz zur Regio-
nalisierung des ÖPNV aus dem Energiesteuer-
aufkommen

8.957 11.457 8.651 +2.806 +32,4

Mehrwertsteuer-Eigenmittel der EU 2.700 2.473 2.520 -47 -1,9

BNE-Eigenmittel der EU 26.720 25.616 23.317 +2.299 +9,9

Kompensationszahlungen an die Länder zum 
Ausgleich der weggefallenen Einnahmen aus 
Kfz-Steuer und Lkw-Maut

8.992 8.992 8.992 0 0,0

Konsolidierungshilfen 1.067 1.067 800 +267 +33,3
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Einnahmen des Bundes noch Tabelle 8

Einnahmeart

Soll 2020 Ist 2020 Ist 2019
Veränderung gegenüber 

Vorjahr

in Mio. € in %

Sonstige Einnahmen 25.980 27.831 27.502 +328 +1,2

darunter:

Gebühren und sonstige Entgelte 10.758 10.012 10.485 -474 -4,5

Einnahmen aus der streckenbezogenen 
Lkw-Maut

7.670 7.379 7.317 +62 +0,9

Gewinne aus Unternehmen und Beteiligungen 6.600 7.105 6.193 +911 +14,7

Anteil des Bundes am Reingewinn der 
Deutschen Bundesbank

2.500 2.500 2.433 +67 +2,7

Abführung der Bundesanstalt für Immobilien-
aufgaben

2.360 2.360 2.355 +5 +0,2

Darlehensrückflüsse, Beteiligungen, Kapitalrück-
zahlungen, Gewährleistungen

1.379 1.342 2.026 -684 -33,8

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 

Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Steuer
einnahmen (ohne Gemeinde
steuern) im Haushaltsjahr 2020

Die Corona-Pandemie hat im Jahr  2020 zu ei-
nem starken Einbruch der Wirtschaftsleistung in 
Deutschland geführt. Durch diese Situation und 
aufgrund steuerlicher Maßnahmen zur Bekämp-
fung der Auswirkungen der Corona-Pandemie gin-
gen die Steuereinnahmen von Bund, Ländern und 
Gemeinden (ohne Gemeindesteuern)1 im Haus-
haltsjahr  2020 um 53,5  Mrd. € oder 7,3  Prozent 
merklich zurück. Die Gesamteinnahmen beliefen 
sich damit auf 682,3 Mrd. € gegenüber 735,9 Mrd. € 
im Haushaltsjahr 2019.

Die Steuereinnahmen im Haushaltsjahr  2020 und 
die Veränderungen gegenüber dem entsprechen-
den Vorjahreszeitraum sind in Tabelle 1 dargestellt.

1  Über die Einnahmen aus Gemeindesteuern berichtet 
das Statistische Bundesamt vierteljährlich. Diese 
Einnahmeergebnisse werden in der Fachserie 14 „Finanzen 
und Steuern“, Reihe 4 „Steuerhaushalt“ im Rahmen eines 
Gesamtüberblicks über die Steuereinnahmen von Bund, 
Ländern und Gemeinden veröffentlicht. Diese Daten stehen 
regelmäßig drei Monate nach Quartalsende zur Verfügung. 
Der Artikel bezieht sich daher ausschließlich auf die 
Steuereinnahmen ohne Gemeindesteuern.

Im Haushaltsjahr 2020 sanken die Einnahmen aus 
den Gemeinschaftsteuern gegenüber dem Haus-
haltsjahr  2019 um 8,6  Prozent auf  544,2  Mrd. €. 
Das Aufkommen der Bundessteuern verringerte 
sich um 3,6 Prozent auf 105,6 Mrd. €. Die Zollein-
nahmen schrumpften deutlich um 7,5  Prozent 
oder 0,4  Mrd. € auf  4,7  Mrd. €. Im Gegensatz zu 
den Rückgängen der vorgenannten Steuern ver-
zeichneten die Ländersteuern einen Zuwachs von 
7,4 Prozent auf 27,8 Mrd. €.

Gemeinschaftsteuern

Das Aufkommen der Steuern vom Umsatz lag im 
Haushaltsjahr 2020 bei 219,5 Mrd. €. Somit hatten 
diese einen Anteil von 32,2 Prozent am Gesamtsteu-
eraufkommen von  682,3  Mrd. €. Gegenüber dem 
Haushaltsjahr  2019 sank das Umsatzsteuerauf-
kommen im Jahr 2020 um 23,8 Mrd. € oder 9,8 Pro-
zent. Das Aufkommen aus der Binnenumsatz-
steuer verringerte sich gegenüber dem Jahr  2019 
um 7,9 Prozent auf 168,7 Mrd. € und das Aufkom-
men aus der Einfuhrumsatzsteuer um 15,6 Prozent 
auf  50,8  Mrd. €. Dies resultierte im Wesentlichen 
aus der temporären Umsatzsteuersatzsenkung 
für das 2.  Halbjahr  2020. Mit dem Zweiten Coro-
na-Steuerhilfegesetz waren vom 1.  Juli  2020 bis 

Die Steuereinnahmen des Bundes und der 
Länder im Haushaltsjahr 2020

	● Die Steuereinnahmen von Bund, Ländern und Gemeinden (ohne Gemeindesteuern) verringerten 
sich im Haushaltsjahr 2020 gegenüber 2019 um insgesamt 7,3 Prozent auf 682,3 Mrd. €.

	● Die Gemeinschaftsteuern haben mit 544,2 Mrd. € oder 79,8 Prozent den größten Anteil am Ge-
samtergebnis und bilden somit die Basis des Steueraufkommens 2020. Hier trugen insbesondere 
einkommens- und gewinnabhängige Steuerarten wie Lohnsteuer, veranlagte Einkommensteuer, 
Körperschaftsteuer und die nicht veranlagten Steuern vom Ertrag maßgeblich zum Ergebnis bei.

	● Die Bundessteuern hatten mit 105,6 Mrd. € einen Anteil von 15,5 Prozent und die Ländersteuern 
mit 27,8 Mrd. € einen Anteil von 4,1 Prozent am Gesamtergebnis.
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31.  Dezember  2020 der allgemeine Umsatzsteuer-
satz von 19 Prozent auf 16 Prozent sowie der ermä-
ßigte Umsatzsteuersatz von 7 Prozent auf 5 Prozent 
herabgesetzt worden.

Das Lohnsteueraufkommen brutto lag im Haus-
haltsjahr 2020 mit 260,8 Mrd. € um 1,4 Prozent un-
ter dem Ergebnis des Haushaltsjahrs 2019. Infolge 
des Lockdowns im Frühjahr stiegen die Anzei-
gen für Kurzarbeit stark an. Auch Ende  2020 war, 
nach einem zwischenzeitlichen Abflachen, ein er-
neuter, wenngleich deutlich geringerer Anstieg 
als noch im Frühjahr zu verzeichnen. Dies redu-
zierte die lohnsteuerabzugspflichtigen Bruttolöhne 
und -gehälter; in der Folge verringerte sich somit 
das Lohnsteueraufkommen. Von diesem Brutto-
lohnsteueraufkommen abzuziehen ist das aus dem 
Lohnsteueraufkommen gezahlte Kindergeld. Im 
Herbst  2020 wurde zur Abmilderung von Belas-
tungen für Familien zusätzlich ein Kinderbonus in 
Höhe von 300 € pro Kind gezahlt. Dies führte zu ei-
nem deutlichen Anstieg der Kindergeldzahlungen 
im Haushaltsjahr 2020. Im Ergebnis stiegen die Kin-
dergeldzahlungen um 15,7 Prozent auf 49,1 Mrd. €. 
Des Weiteren reduzieren die Aufwendungen für 
die Altersvorsorgezulage das Bruttolohnsteuer-
aufkommen. Diese sanken im Haushaltsjahr  2020 
um 4,8 Prozent auf 2,3 Mrd. €. Im Ergebnis verrin-
gerte sich das kassenmäßige Lohnsteueraufkom-
men im Haushaltsjahr  2020 um 4,7  Prozent auf 
209,3 Mrd. €.

Die veranlagte Einkommensteuer verzeichnete 
im Haushaltsjahr 2020 Bruttoeinnahmen in Höhe 
von 73,7 Mrd. €, was einem Rückgang von 7,1 Pro-
zent gegenüber 2019 entspricht. Die Abzugsbeträge 
von Investitionszulage und Eigenheimzulage be-
einflussten das Ergebnis nur noch unerheblich, da 
die Förderung auslief. Betragsmäßige Relevanz hat-
ten hingegen die Erstattungen an veranlagte Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die aus dem 
Aufkommen der veranlagten Einkommensteuer 
gezahlt werden. Diese verringerten sich um 5,6 Pro-
zent auf  14,7  Mrd. €. Unter Berücksichtigung der 
Abzugsbeträge ergaben sich Kasseneinnahmen 
der veranlagten Einkommensteuer im Haushalts-
jahr 2020 in Höhe von 59,0 Mrd. €, was einen Rück-
gang um 7,4  Prozent gegenüber dem Haushalts-
jahr 2019 bedeutet.

Das Bruttoaufkommen der Körperschaftsteuer ver-
ringerte sich im Haushaltsjahr  2020 um 24,3  Pro-
zent auf  24,3  Mrd. €. Hier wirkten sich Herabset-
zungen von Vorauszahlungen im Rahmen der 
steuerlichen Maßnahmen zur Abmilderung der 
Corona-Effekte aufkommensmindernd aus. Nach 
Abzug der betragsmäßig geringen Investitionszu-
lage ergibt sich ein Kassenaufkommen im Haus-
haltsjahr  2020 von 24,3  Mrd. € (-24,2 Prozent 
gegenüber 2019).

Entwicklung der Steuereinnahmen im Haushaltsjahr 2020 Tabelle 1

Steuereinnahmen nach Ertragshoheit

Haushaltsjahr
in Mrd. €

Änderung gegenüber
Vorjahr

2020 2019 in Mrd. € in %

Gemeinschaftsteuern 544,2 595,4 -51,2 -8,6

Bundessteuern 105,6 109,5 -3,9 -3,6

Ländersteuern 27,8 25,8 +1,9 +7,4

Zölle 4,7 5,1 -0,4 -7,5

Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeindesteuern) 682,3 735,9 -53,5 -7,3

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich. 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen 
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Das Aufkommen der nicht veranlagten Steuern 
vom Ertrag verringerte sich im Haushaltsjahr 2020 
brutto um 6,4  Prozent auf 22,9  Mrd. €. Die wirt-
schaftliche Lage infolge der Corona-Pandemie ver-
anlasste verschiedene Unternehmen, ihre Divi-
dendenzahlungen in 2020 zu reduzieren, sodass 
insgesamt ein geringeres Steueraufkommen als im 
Haushaltsjahr  2019 zu verzeichnen war. Hiervon 
abzuziehen sind Erstattungen durch das Bundes-
zentralamt für Steuern. Diese lagen um 39,6  Pro-
zent über dem Vorjahresniveau. Im Ergebnis ver-
minderte sich das Kassenaufkommen der nicht 
veranlagten Steuern vom Ertrag im Haushalts-
jahr 2020 um 8,5 Prozent auf 21,5 Mrd. €.

Das Kassenaufkommen der Abgeltungsteuer auf 
Zins- und Veräußerungserträge stieg im Haushalts-
jahr 2020 deutlich gegenüber 2019 um 31,4 Prozent 
auf 6,8 Mrd. €. Angesichts des anhaltend niedrigen 
Zinsniveaus kann diese Entwicklung nicht aus der 
Besteuerung der Zinseinkünfte abgeleitet werden. 
Vielmehr waren im Jahresverlauf beträchtliche 
Schwankungen in den monatlichen Einnahmen 
zu beobachten, da viele Anleger offensichtlich auf-
grund der wirtschaftlichen Entwicklung Gewinne 
aus der Anlage von Wertpapieren realisierten. Man-
gels getrennter statistischer Erfassung der beiden 
Aufkommenskomponenten liegen hierzu jedoch 
keine gesicherten Erkenntnisse vor.

Bundessteuern

Bei den Bundessteuern wurde mit 105,6  Mrd. € 
im Haushaltsjahr  2020 das Vorjahresniveau um 
3,9  Mrd. € oder 3,6  Prozent unterschritten. Die 
Energiesteuer war mit einem Aufkommen von 
37,6  Mrd. € im Haushaltsjahr  2020 die aufkom-
mensstärkste Bundessteuer. Maßgeblich für das Vo-
lumen der Energiesteuer ist mit 89,0  Prozent der 
Anteil am Aufkommen der Besteuerung des Kraft-
stoffverbrauchs, insbesondere von Benzin und Die-
sel. Hier verringerten sich die Steuereinnahmen 
im Vorjahresvergleich um 8,7  Prozent. Das Auf-
kommen aus der Energiesteuer auf Heizöl stieg 
um 15,7 Prozent; das Aufkommen aus der Energie-
steuer auf Erdgas verringerte sich um 1,0  Prozent. 
Im Ergebnis ging die Energiesteuer deutlich, und 
zwar um 7,5  Prozent, gegenüber dem Haushalts-
jahr 2019 zurück. Die Tabaksteuer verzeichnete im 
Haushaltsjahr  2020 einen Anstieg der Einnahmen 
um 2,8 Prozent auf 14,7 Mrd. €. Die Einnahmen aus 
dem Solidaritätszuschlag wiesen einen Rückgang 
um 4,9 Prozent auf 18,7 Mrd. € auf und folgten da-
mit der Entwicklung seiner Bemessungsgrundla-
gen – der Lohnsteuer, der veranlagten Einkommen-
steuer, der Körperschaftsteuer, der Abgeltungsteuer 
auf Zins- und Veräußerungserträge und der nicht 
veranlagten Steuern vom Ertrag. Als Zuschlag in 
Höhe von 5,5 Prozent der festgesetzten Steuern ver-
lor der Solidaritätszuschlag aufgrund deren Auf-
kommensverringerung ebenfalls. Das Kraftfahr-
zeugsteueraufkommen stieg im Haushaltsjahr 2020 
um 1,6 Prozent auf 9,5 Mrd. €. Bei der Versicherung-
steuer ergab sich  2020 mit +3,0  Prozent abermals 
ein Zuwachs im Steueraufkommen gegenüber 2019 
auf  14,6  Mrd. €. Infolge der Corona-Pandemie ist 
der weltweite Luftverkehr seit dem Frühjahr  2020 
nahezu zum Erliegen gekommen, was den Ein-
bruch der Luftverkehrsteuer um 75,3  Prozent ge-
genüber dem Haushaltsjahr  2019 erklärt. Weitere 
zum Gesamtaufkommen der Bundessteuern bei-
tragende Steuerarten verzeichneten im Haushalts-
jahr 2020 folgende Einnahmen und prozentuale Zu-
wächse: Alkoholsteuer 2,2 Mrd. € und +5,7 Prozent, 
Schaumweinsteuer 0,4 Mrd. € und +5,5 Prozent so-
wie Kaffeesteuer 1,1 Mrd. € und +0,01 Prozent.
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Ländersteuern

Das Aufkommen der Ländersteuern nahm im 
Haushaltsjahr  2020 gegenüber dem Vorjahr deut-
lich um 7,4 Prozent auf 27,8 Mrd. € zu. Dies ist im 
Wesentlichen auf den starken Anstieg der Erb-
schaftsteuereinnahmen um 23,1  Prozent auf 
8,6 Mrd. € zurückzuführen, da Erbschaftsteuerfälle 
aus Vorjahren im Jahr 2020 veranlagt wurden. Wie 
in den Vorjahren konnte die Grunderwerbsteuer 
einen Zuwachs verzeichnen, nämlich um  1,7  Pro-
zent auf nunmehr 16,1  Mrd. €. Weitere Zuwächse 
verzeichneten zudem die Rennwett- und Lotterie-
steuer um 3,5 Prozent auf 2,0 Mrd. € und die Feu-
erschutzsteuer um 5,7 Prozent auf 0,5 Mrd. €. Das 
Aufkommen aus der Biersteuer verringerte sich um 
8,2 Prozent auf 0,6 Mrd. €.

Entwicklung der 
Steuereinnahmen in den 
einzelnen Quartalen

Ein Blick auf die Ergebnisse der einzelnen Quartale 
des Haushaltsjahrs  2020 zeigt unterjährig je nach 
Ertragshoheit ein differenziertes Bild. Bei den Ge-
meinschaftsteuern, den Bundessteuern und den 
Zöllen war der Einbruch mit Beginn der Coro-
na-Pandemie im 2. Quartal am größten. Diese Steu-
ern verzeichneten aber auch in den Folgequartalen 
allesamt ein Minus, die Zölle sogar auch schon im 
1. Quartal. Demgegenüber kam es bei den Länder-
steuern in allen Quartalen zu Anstiegen in ähnli-
cher Größenordnung gegenüber den entsprechen-
den Vorjahresquartalen.

Entwicklung der Steuereinnahmen in den einzelnen Quartalen 2020 Tabelle 2

Steuereinnahmen nach Ertragshoheit
in Mrd. € 

2020

1. Quartal 2. Quartal 3. Quartal 4. Quartal Jahr

Gemeinschaftsteuern 148,3 115,4 134,4 146,2 544,2

Veränderung gegenüber Vorjahr in %  3,3 -23,8 -7,0 -6,3 -8,6

 Bundessteuern 24,5 23,5 25,9 31,7 105,6

Veränderung gegenüber Vorjahr in %  2,3 -11,6 -2,7 -2,0 -3,6

Ländersteuern 7,4 6,3 6,8 7,3 27,8

Veränderung gegenüber Vorjahr in %  13,4 3,9 4,6 7,6 7,4

Zölle 1,1 1,1 1,2 1,2 4,7

Veränderung gegenüber Vorjahr in %  -6,9 -9,7 -9,3 -4,1 -7,5

Steuereinnahmen insgesamt 
(ohne Gemeindesteuern)

181,4 146,4 168,3 186,3 682,3

Veränderung gegenüber Vorjahr in  % 3,5 -21,0 -6,0 -5,1 -7,3

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Die Steuereinnahmen des Bundes und der Länder im Haushaltsjahr 2020

Verteilung der 
Steuereinnahmen auf die 
Ebenen

Im Haushaltsjahr  2020 fielen bei Bund, Ländern 
und Gemeinden die Steuereinnahmen geringer 
aus als im Vorjahr. Basis dieser Entwicklung war 

der Rückgang bei den Gemeinschaftsteuern. Die 
Verteilung der Steuereinnahmen im Haushalts-
jahr 2020 auf Bund, Europäische Union (EU), Län-
der und Gemeinden sowie die Veränderungen ge-
genüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum 
sind in Tabelle 3 dargestellt.

Verteilung der Steuereinnahmen auf die Ebenen

Ebenen

Haushaltsjahr
in Mrd. €

Veränderung gegenüber
Vorjahr

2020 2019 in Mrd. € in %

Bund¹ 283,1 329,1 -45,9 -14,0

Länder¹ 316,3 324,5 -8,2 -2,5

Gemeinden² 50,1 51,4 -1,3 -2,5

EU 32,8 30,9 +1,9 +6,0

Zusammen 682,3 735,9 -53,5 -7,3

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich
1  Nach Bundesergänzungszuweisungen.
2  Lediglich Gemeindeanteil an Einkommensteuer, Abgeltungsteuer und Steuern vom Umsatz.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Tabelle 3
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Einleitung

Die Corona-Krise ist eine der größten Herausforde-
rungen in der Geschichte der Europäischen Union 
und der Bundesrepublik Deutschland – in gesund-
heitlicher, gesellschaftlicher und auch in ökono-
mischer Hinsicht. Die Europäische Union (EU) 
hat auf die Krise kraftvoll reagiert. Mit dem Auf-
bauinstrument „Next Generation EU“ in Höhe von 
750  Mrd. € und dessen größtem Ausgabeninstru-
ment – der Aufbau- und Resilienzfazilität (ARF) 
mit einem Volumen von 672,5  Mrd. € – wird der 
Grundstein gelegt, um gemeinsam gestärkt aus der 
Krise hervorzugehen.

Auch die Bundesregierung hat rasch und ent-
schlossen gehandelt, um die wirtschaftlichen und 
sozialen Auswirkungen der Krise abzufedern und 
ein Durchstarten nach der Krise zu ermöglichen. 
Bereits im Juni  2020 wurde ein umfangreiches 

Konjunktur- und Zukunftspaket auf den Weg ge-
bracht, das konjunkturelle Impulse mit wichti-
gen Zukunftsinvestitionen verknüpft. Mit dem 
DARP beantragt die Bundesregierung die ihr zu-
stehenden Zuschüsse aus der ARF zur Finanzie-
rung zukunftsorientierter Projekte, einer nationa-
len Bildungsinitiative sowie länderübergreifender 
Projekte im Rahmen des deutsch-französischen 
Technologiedialogs. Der Plan trägt damit entschei-
dend zur Überwindung der Corona-Krise und zur 
Zukunftssicherung in Deutschland und Europa bei. 
Die ausgewählten kohärenten Komponenten von 
Investitionen und Reformen stehen im Einklang 
mit den an Deutschland gerichteten Länderspe-
zifischen Empfehlungen im Rahmen des Europä
ischen Semesters.

Die konkreten Maßnahmen des DARP konzentrie-
ren sich auf sechs Schwerpunkte. 

Deutscher Aufbau- und Resilienzplan – DARP

	● Am 16. Dezember 2020 verabschiedete das Bundeskabinett den Entwurf des Deutschen Auf-
bau- und Resilienzplans (DARP), der somit noch unter deutscher EU-Ratspräsidentschaft an die 
Europäische Kommission übermittelt werden konnte.

	● Mit dem DARP präsentiert die Bundesregierung zukunftsorientierte Projekte, die mit den Mit-
teln der Aufbau- und Resilienzfazilität finanziert werden, dem größten Instrument im Rahmen 
des europäischen Aufbauprogramms „Next Generation EU“.

	● Der Schwerpunkt der Maßnahmen liegt dabei auf der Bewältigung der beiden großen Heraus-
forderungen unserer Zeit, dem Klimawandel und der digitalen Transformation.

	● Der deutsche Plan unterstützt die Kohärenz und Durchschlagskraft staatlicher Investitionstä-
tigkeit durch Reformmaßnahmen, denn es werden zentrale länderspezifische Empfehlungen 
im Kontext des Europäischen Semesters umgesetzt.

	● Besondere Beachtung wird einer nachhaltigen und europäischen Dimension geschenkt, indem 
durch zentrale länderübergreifende Projekte ein deutlicher europäischer Mehrwert geschaffen 
wird. 
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Deutscher Aufbau- und Resilienzplan – DARP

Schwerpunkte des Deutschen Aufbau- und Resilienzplans (DARP)

© Bundesministerium der Finanzen

1. Klimapolitik und Energiewende

2. Digitalisierung der Wirtschaft und 
Infrastruktur

3. Digitalisierung der Bildung

4. Stärkung der sozialen Teilhabe

5. Stärkung eines pandemieresielenten 
Gesundheitssystems

6. Moderne Verwaltung und Abbau von 
Investitionshemmnissen

Klimawandel und digitale 
Transformation meistern

Der Schwerpunkt des DARP liegt auf der Bewälti-
gung der beiden großen Herausforderungen unserer 
Zeit, dem Klimawandel und der digitalen Transfor-
mation. Deutschland ist beim Klimaschutz nach wie 
vor mit großen Herausforderungen konfrontiert, 
wenngleich mit dem Klimapaket bereits wichtige 
Weichenstellungen vorgenommen werden konn-
ten. Eine weitgehende weltweite Dekarbonisierung 
ist unabdingbar, um dem menschengemachten Kli-
mawandel Einhalt zu gebieten. Die Dekarbonisie-
rung ohne Verlust an Lebensqualität zu bewältigen 
und mit einer neuen Dynamik für Wertschöpfung 
und Beschäftigung auf dem Weg in das postfossile 
Zeitalter zu verbinden, gehört zu den wichtigsten 

Aufgaben der Wirtschaftspolitik. Daher ist die För-
derung des Klimaschutzes ein zentraler Pfeiler des 
DARP. Drei Komponenten sind allein dieser Auf-
gabe gewidmet, von Dekarbonisierung insbeson-
dere durch erneuerbaren Wasserstoff über klima
freundliche Mobilität bis hin zu klimafreundlichem 
Bauen und Sanieren. Die Programmelemente adres-
sieren damit auch drei zentrale europäische Flag-
ship-Initiativen1: Hochfahren, Renovieren sowie 
Aufladen und Betanken. Insgesamt dienen circa 
40 Prozent der im Entwurf vorgesehenen Ausgaben 

1  European Flagships: Mitteilung der Europäischen Kommission 
an das Europäische Parlament, den Europäischen Rat, 
den Rat, die Europäische Zentralbank, den Europäischen 
Wirtschafts-und Sozialausschuss, den Ausschuss der Regionen 
und die Europäische Investitionsbank, Jährliche Strategie für 
nachhaltiges Wachstum 2021, COM(2020) 575 final.

Abbildung 1
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dem Klimaschutz und erfüllen damit eine der zen
tralen Zielsetzungen der EU, die von den nationalen 
Aufbauplänen erwartet wird.

Für die Zukunftsfähigkeit Deutschlands und Eu-
ropas sind datengetriebene Innovation und die er-
folgreiche Digitalisierung der Wirtschaft und Infra-
struktur von entscheidender Bedeutung. Die digitale 
Transformation ist deshalb zweiter großer Schwer-
punkt des DARP und zieht sich durch nahezu alle 
Komponenten. Die beiden quantitativ bedeutends-
ten digitalen Programmelemente sind Forschung, 
Infrastrukturen und Kompetenzaufbau für Daten 
als Rohstoff der Zukunft sowie die Förderung des di-
gitalen Wandels in der Wirtschaft. Somit leistet der 
Deutsche Aufbau- und Resilienzplan einen wich-
tigen Beitrag zu den europäischen Flagship-Zielen 
Anbinden, Modernisieren sowie Expandieren. Ins-
gesamt tragen über 40 Prozent der Ausgaben zum di-
gitalen Wandel bei; die europäische Zielquote für Di-
gitales von 20 Prozent wird damit weit übertroffen.

Für das langfristige Potenzialwachstum und die 
Schaffung von Wohlstand ist Bildung (einschließ-
lich Aus- und Weiterbildung) von überragender Be-
deutung. Nicht erst die Corona-Krise hat offenge-
legt, dass Deutschland gerade im Bereich digitaler 
Bildung vor erheblichen Herausforderungen steht. 
Das betrifft nicht nur die Endgeräteinfrastruk-
tur, sondern auch entsprechende Plattformen und 
Kompetenzen. Durch eine digitale Bildungsoffen-
sive sollen daher die Möglichkeiten und Potenziale 
der Digitalisierung für den Einzelnen und die Ge-
sellschaft ausgeschöpft werden. Es sollen aber auch 
gerechte Bildungschancen unabhängig von Eltern-
haus und Herkunft eröffnet und der zukünftige Ar-
beitsmarkterfolg aller jungen Menschen befördert 
werden. Damit leistet der DARP einen wesentli-
chen Beitrag zum EU-Flagship-Ziel Umschulen und 
Weiterbilden.

Auch nach der Krise werden sich Investitionen in 
Bildung, Innovation und die Energiewende für die 
Resilienz und Zukunftsfähigkeit von Wirtschaft 
und Gesellschaft auszahlen. Die investive Verwen-
dung der europäischen Zuschüsse leistet damit ei-
nen fundamentalen Beitrag zu unserem Wohlstand 

und zur Sicherung der langfristigen Tragfähigkeit 
der öffentlichen Finanzen. 

Resilienz stärken

Ein leistungsfähiges Gemeinwesen ist Grundbedin-
gung für eine widerstandsfähige Wirtschaft und 
Gesellschaft. Die Corona-Pandemie hat verdeut-
licht, wie wichtig ein starker Sozialstaat und der so-
ziale Zusammenhalt für die Bewältigung schwe-
rer Krisen sind. Zwar zeichnet sich Deutschland 
durch ein starkes Gemeinwesen und einen qua-
litativ hochwertigen sozialen Schutz aus. Gleich-
wohl hat die COVID-19-Pandemie eindrücklich 
klargemacht, dass die am stärksten betroffenen 
und verletzlichsten Gruppen einer gezielten Un-
terstützung bedürfen. Ein wichtiges Ziel des nati-
onalen Aufbauplans ist es daher, die soziale Teil-
habe zu stärken, u.  a. indem die Voraussetzungen 
für die Partizipation am Arbeitsmarkt und damit 
für angemessenes Lohnwachstum verbessert wer-
den und die Tragfähigkeit des Rentensystems bei 
gleichzeitiger Sicherung angemessener Renten ge-
währleistet wird. Der Schwerpunkt stärkt die so-
ziale Teilhabe und trägt zu den bereits genannten 
Flagship-Initiativen Renovieren, Modernisieren so-
wie Umschulen und Weiterbilden bei.

Durch Förderung einer beschleunigten Forschung 
und Entwicklung dringend benötigter Impfstoffe 
gegen das Coronavirus trägt der DARP zur aku-
ten Bekämpfung der Pandemie bei. Wenngleich 
Deutschland die Folgen der Pandemie im Gesund-
heitsbereich bislang abfedern konnte, so offenbarte 
die Krise dennoch strukturelle Herausforderun-
gen für das deutsche Gesundheitssystem (Kom-
ponente  5.1). Um für die Zukunft gewappnet zu 
sein, besteht deutlicher Handlungsbedarf im pan-
demierelevanten Öffentlichen Gesundheitsdienst 
(ÖGD). Auch eine Weiterentwicklung im Kranken-
hausbereich ist geboten. Der ÖGD soll digital und 
technisch gestärkt werden, um dessen Resilienz als 
wichtige Säule des Gesundheitssystems langfristig 
zu stärken. Krankenhäuser können sich durch ein 
Förderprogramm insbesondere im Bereich Digita-
lisierung zukunftsfähiger aufstellen.
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Deutscher Aufbau- und Resilienzplan – DARP

Struktureller Wandel und Zukunftsorientierung 
gelingen nicht ohne eine leistungsfähige öffentli-
che Verwaltung, die effektiv und effizient handelt 
und so Zukunftsinvestitionen ermöglicht und vo-
rantreibt. In Deutschland ist der Staat in der Krise 
handlungs- und leistungsfähig. Die öffentliche Ver-
waltung in den Gemeinden, den Ländern und im 
Bund in der Corona-Krise hat dies unter schwie-
rigen Bedingungen bewiesen. Dennoch zeigen die 
Erfahrungen, dass eine öffentliche Verwaltung mit 
den transformativen Veränderungen Schritt hal-
ten muss und sogar Taktgeber für eine Zukunftso-
rientierung sein kann. Wichtige Maßnahmenkom-
ponenten des deutschen Plans konzentrieren sich 
daher auf eine stärkere Digitalisierung der Verwal-
tung, aber auch auf den Aufbau einer Infrastruk-
tur, welche die Feststellung von Identitäten im 
Netz ohne Zutun der großen Plattformen ermög-
licht und Bürgerinnen und Bürgern Nachweise so-
mit künftig fälschungssicher digital zur Verfügung 
gestellt werden können. Damit wird der EU-Flag
ship-Zielsetzung Modernisierung deutlich Rech-
nung getragen.

Zur Stärkung der öffentlichen und privaten Inves-
titionstätigkeit rückt der Abbau von Investitions-
hemmnissen für die Modernisierung des Landes 

in den Fokus. Eine wichtige Komponente kon-
zentriert sich daher auf eine wirksame und inno-
vationsfreundliche Regulierung sowie auf eine 
serviceorientierte Verwaltung. Damit wird eine we-
sentliche an Deutschland gerichtete Länderspezifi-
sche Empfehlung umgesetzt.

Fazit

Der an die Europäische Kommission übermit-
telte Entwurf des DARP übersetzt die politischen 
Schwerpunktsetzungen in konkrete Maßnahmen 
(zur quantitativen Struktur siehe Tabelle 1), die ge-
eignet sind, die zentralen nationalen Zukunftshe-
rausforderungen wie auch die Prioritäten des eu-
ropäischen Aufbauinstruments sowie die zentralen 
an Deutschland gerichteten Empfehlungen im 
Rahmen des Europäischen Semesters zu adressie-
ren. Der Entwurf ist die Grundlage für den anste-
henden Konsultationsprozess mit der Kommission, 
damit der endgültige DARP bis zum 30. April 2021 
im Lichte der abschließend verabschiedeten Ver-
ordnung zur ARF erfolgreich fertiggestellt und an 
die Europäische Kommission übermittelt werden 
kann.

Schwerpunkt Komponente in %

1. Klimapolitik und Energiewende 1.1 Dekarbonisierung, insbesondere durch 
erneuerbaren Wasserstoff

11,1

1.2 Klimafreundliche Mobilität 22,6

1.3 Klimafreundliches Sanieren und Bauen 9,0

2.1 Daten als Rohstoff der Zukunft 9,6

2. Digitalisierung der Wirtschaft und Infrastruktur 2.2 Digitalisierung der Wirtschaft 10,7

3. Digitalisierung der Bildung 3.1 Digitalisierung der Bildung 4,9

4. Stärkung der sozialen Teilhabe 4.1 Stärkung der sozialen Teilhabe 4,7

5. Stärkung eines pandemieresilienten Gesundheitssystems 5.1 Stärkung eines pandemieresilienten 
Gesundheitssystems

15,4

6. Moderne öffentliche Verwaltung und Abbau von Investi-
tionshemmnissen

6.1 Moderne öffentliche Verwaltung 11,9

6.2 Abbau von Investitionshemmnissen 0,0

Summe 100

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Geschätzte Kostenanteile am DARP
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Corona-Krise, Klimawandel, digitale Transforma-
tion: Die Europäische Union (EU) steht fundamen-
talen Herausforderungen gegenüber, die aufgrund 
ihrer Dimension und ihrer Komplexität von kei-
nem Mitgliedstaat der  EU allein, sondern nur ge-
meinsam gelöst werden können.

Vor diesem Hintergrund richtete das BMF ge-
meinsam mit dem Brüsseler Thinktank Centre 
for European Policy Studies (CEPS) im Rahmen 
der deutschen EU-Ratspräsidentschaft am 11. De-
zember 2020 die internationale Online-Konferenz 
„Making Europe fit for a post-COVID world“ aus. 
In den einzelnen Panels entwickelten hochrangige 
Expertinnen und Experten konkrete Vorschläge, 
wie eine Stärkung der Strukturen auf EU-Ebene 
und eine (Neu)Priorisierung gemeinsamer Aufga-
ben und Ausgaben der Europäischen Union dabei 
helfen können, europäische öffentliche Güter zu 
entwickeln und die Handlungsfähigkeit der EU zu 
stärken.

Europa muss gemeinsame 
Herausforderungen 
gemeinsam lösen

Im Kontext des EU-Aufbauprogramms „Next Gen-
eration  EU“, auf das sich die Mitgliedstaaten zu 
Beginn der deutschen Ratspräsidentschaft im 
Juli 2020 geeinigt hatten, wurde auch erörtert, wie 
die von den EU-Mitgliedstaaten entwickelten nati-
onalen Aufbau- und Resilienzpläne im Rahmen der 
Aufbau- und Resilienzfazilität (ARF) dazu beitragen 
können, den europäischen Mehrwert in verschie-
denen Politikbereichen zu fördern (siehe Beitrag 
„Deutscher Aufbau- und Resilienzplan – DARP“ in 
diesem Monatsbericht). Die Fachleute diskutierten 
diese Themen im Rahmen von drei Policy-Sessions, 
die sich jeweils auf die Themen Pandemiepräven-
tion, Klimaschutz und digitales Europa konzen
trierten. In der Abschluss-Sitzung der Veranstaltung 
erörterten sie schlussendlich die Frage, inwiefern die 
aktuelle Krise und Europas Bemühungen, diese zu 
überwinden, auch eine Chance bieten, Souveränität 
und Handlungsfähigkeit der zu stärken.

Internationale Online-Konferenz „Making 
Europe fit for a post-COVID world“

	● Am 11. Dezember 2020 veranstaltete das BMF im Rahmen der deutschen EU-Ratspräsidentschaft 
gemeinsam mit dem Centre for European Policy Studies die Online-Konferenz „Making Europe 
fit for a post-COVID world“.

	● Internationale Fachleute diskutierten, wie Europas Handlungsfähigkeit in den Bereichen Pande-
mieprävention, Klimaschutz und Digitales gestärkt werden kann. Im Fokus stand darüber hinaus 
die Frage, welchen Beitrag das europäische Aufbauinstrument „Next Generation EU“ und die von 
den EU-Mitgliedstaaten entwickelten Aufbau- und Resilienzpläne zur Stärkung eines europä
ischen Mehrwerts leisten können.

	● Die Debatte zeigte deutlich, dass Europa eine starke Antwort auf die Krise gegeben hat und unter 
deutscher Ratspräsidentschaft wichtige strukturelle Weichenstellungen für ein zukunftsfähiges 
Europa gestellt worden sind. Auch wurde diskutiert, inwiefern die Krise eine Möglichkeit biete, 
die Souveränität der EU zu stärken und ihr politisches Handeln zukunftsorientiert und effektiver 
zu gestalten.
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Next Generation EU und die Aufbau- und 
Resilienzfazilität (ARF)

Die Corona-Krise und ihre gesundheitlichen, 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Fol-
gen stellen eine der größten Herausforde-
rungen in der Geschichte der EU dar. Um 
diese Krise gemeinsam zu bewältigen, ha-
ben sich die EU-Mitglieder während der 
deutschen Ratspräsidentschaft im 2. Halb-
jahr 2020 auf den Aufbauplan „Next Gener-
ation EU“ in Höhe von 750 Mrd. € geeinigt. 
Das größte Ausgabeninstrument des Aufbau-
plans ist die Aufbau- und Resilienzfazilität 
(ARF) mit einem Volumen von 672,5 Mrd. €. 
Die EU hat mit dem Aufbauplan nicht nur 
gemeinsam kraftvoll auf die Corona-Kri-
se reagiert, sondern mit der ARF gleichzei-
tig auch den Grundstein gelegt, um Europas 
Zukunftsfähigkeit zu stärken: Reformen und 
Investitionen in den Bereichen Klimaschutz 
und Digitalisierung kommen bei den nationa-
len Aufbau- und Resilienzplänen der EU-Mit-
glieder eine zentrale Rolle zu. Diese Plä-
ne müssen die Mitgliedstaaten erstellen, um 
Mittel aus der ARF zu erhalten. Mindestens 
37 Prozent der in den Aufbau- und Resilienz-
plänen der Mitgliedstaaten vorgesehen Aus-
gaben müssen dabei in den Bereich Klima-
schutz fließen und mindestens 20 Prozent in 
den digitalen Wandel.

Pandemieprävention, 
Klimaschutz und Digitales: 
Europas Rolle im Fokus

Im Lichte der andauernden Corona-Pandemie 
und ihrer Auswirkungen wurden in der ersten 
Session der Veranstaltung Optionen erörtert, wie 
die Handlungsfähigkeit der Europäischen Union 
in den Bereichen Pandemieprävention und Kri-
senmanagement verbessert und gestärkt werden 
kann. Thematisiert wurden hierfür beispielsweise 
die Zusammenarbeit der EU-Mitgliedstaaten in der 

Pandemie und die Frage, wie das European Cen-
tre for Disease Prevention and Control (ECDC) ge-
stärkt werden könne. Diskutiert wurden auch die 
mögliche Nutzung von Instrumenten wie Stress-
tests, Fragen der Impfstoffentwicklung, die Stan-
dardisierung von Daten zur pandemischen Lage 
in der  EU und die Frage, wie ökonomische Inst-
rumente helfen könnten, die Kapazitäten des Ge-
sundheitswesens an Krisen- und Nichtkrisenszena-
rien anzupassen.

Im Kontext des European Green Deals und der zen-
tralen Bedeutung, die Investitionen und Reformen 
für den Klimaschutz im Rahmen der ARF zukom-
men sollen, widmete sich die zweite Session Eu-
ropas Rolle im Klimaschutz. Einen besonderen 
Schwerpunkt der Diskussion bildete das Thema der 
CO2-Bepreisung, sowohl mit Blick auf die europä-
ische als auch auf die globale Ebene. Die Session 
thematisierte darüber hinaus die starken Anknüp-
fungspunkte zwischen Klimaschutz und Innova-
tions- und Industriepolitik sowie Fragen des so-
zialen Ausgleichs. Mit Bezug auf einen möglichen 
europäischen Mehrwert zeigte sich, dass konkrete 
Aufbaumaßnahmen der Mitgliedstaaten mit dem 
preislich-regulatorischen Umfeld der EU systema-
tisch zu verkoppeln sind. Zudem wurden ökonomi-
sche und regulatorische Aspekte eines CO2-Grenz-
ausgleichsmechanismus betont.

Notwendige Fortschritte und Aufgaben der Euro-
päischen Union im Bereich Digitales standen im 
Mittelpunkt der dritten Session, die sich auf euro-
päische Ansätze in der Data Governance und Euro-
pas Fähigkeiten im Bereich Cybersicherheit fokus-
sierte. Dabei wurde sowohl eine Binnenperspektive 
eingenommen als auch erörtert, wie sich Europa bei 
diesem Thema auf globaler Ebene aufstellen sollte. 
Tenor der Diskussion war, dass die  EU eine klare 
Vision im Digitalbereich benötigt, sowohl nach in-
nen als auch gegenüber internationalen Partnern; 
hierzu bedürfe es aber auch klar formulierter Re-
geln. Die EU müsse mehr tun, um die eigene digi-
tale Infrastruktur auszubauen und um die digita-
len Fähigkeiten der Menschen in Europa zu stärken.
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Abschluss-Session: Wie kann 
Europa gestärkt aus der Krise 
hervorgehen?

In der öffentlichen Abschluss-Session der Konfe-
renz diskutierte das Panel die Frage, inwiefern die 
aktuelle Krise und Europas Bemühungen, diese 
gemeinsam zu bewältigen, auch eine Gelegenheit 
darstellen, die Souveränität der EU zu stärken und 
ihr politisches Handeln effektiver zu gestalten. Teil-
nehmer waren Staatssekretär Jörg Kukies (BMF) 
und Staatssekretär João Nuno Mendes (Ministério 
das Finanças, Portugal) sowie die renommierten 
Expertinnen und Experten Harold James (Prince-
ton University), Jana Puglierin (European Council 
of Foreign Relations Berlin) und Yu Jie (Chatham 
House). Moderiert wurde die Session von Katharina 
Gnath (Bertelsmann Stiftung).

Staatssekretär Jörg Kukies stellte wesentliche Mei-
lensteine und Eckpunkte der deutschen EU-Rats
präsidentschaft vor. Er hob insbesondere die Um-
setzung des Aufbauplans „Next Generation  EU“ 
sowie die Einigung über den Mehrjährigen Fi-
nanzrahmen  2021-2027 beim Europäischen Rat 
am 10./11. Dezember 2020 hervor. Zudem verwies 
er auf die Reform des Europäischen Stabilitätsme-
chanismus sowie auf die unter deutscher Ratsprä-
sidentschaft erzielten Fortschritte in den Bereichen 
der Kapitalmarkt- und Bankenunion, Digitales und 
Eigenmittel. Als konkrete Aufgabe für die Zukunft 
nannte er die Weiterentwicklung und Vertiefung 
der Wirtschafts- und Währungsunion. Staatsse-
kretär João Nuno Mendes präsentierte Prioritäten 
der portugiesischen EU-Ratspräsidentschaft, die 
am 1. Januar 2021 begonnen hat. Dabei betonte er 
vor allem die Umsetzung der Aufbau- und Resili-
enzpläne sowie die grüne und digitale Transfor-
mation. Es sei wichtig, verschiedene Positionen der 
EU-Mitgliedstaaten zu überbrücken  – die vergan-
genen Monate hätten deren Konsensbereitschaft 
gezeigt. João Nuno Mendes betonte, dass Europas 
Wirtschafts- und Sozialmodell eine zentrale Rolle 
bei der Krisenbewältigung spiele und die  EU eine 
leitende Position im Technologiebereich einneh-
men müsse. Dies gelte insbesondere im Kontext 
des grünen Wandels. Die nationalen Aufbau- und 

Resilienzpläne der EU-Mitgliedstaaten müssten 
Hand in Hand gehen mit dem europäischen Green 
Deal.

Harold James erklärte, dass sich die aktuelle Krise 
der  EU von früheren unterscheide: Anstelle von 
Trennlinien und starken Differenzen zwischen den 
Mitgliedstaaten gebe es in der Corona-Krise ent-
scheidende gemeinsame Schritte, um diese Krise 
zu lösen. James hob hervor, dass vor allem die tech-
nologische Transformation zudem Chancen biete, 
längerfristige strukturelle Probleme in der  EU zu 
lösen. Yu Jie skizzierte, wie und in welchen Berei-
chen der globalen Governance die Europäische 
Union eine größere Rolle übernehmen könnte. Sie 
verwies hierbei vor allem auf das Thema globale 
Gesundheit und in diesem Kontext auf Europas En-
gagement im Rahmen internationaler Impfstoffal-
lianzen, aber auch auf die europäische Rolle im 
Bereich digitaler Technologien und als Standard-
setzer in Handelsfragen. Jana Puglierin betonte zu-
nächst die zentrale Bedeutung der Einigung über 
den europäischen Aufbauplan, welche die Resili-
enz der  EU unterstreiche. Ein nach innen starkes 
Europa sei gleichzeitig auch zentrale Grundlage für 
seine Souveränität nach außen. Mit Verweis auf re-
gionale Konflikte in Europas Nachbarschaft unter-
strich sie die Notwendigkeit, die EU-Außenpolitik 
weiterzuentwickeln. Umfragen zeigten zudem, dass 
die Menschen sich ein stärkeres Europa wünschten.

In der Diskussion betonte Clemens Fuest (ifo  In-
stitut München), dass Next Generation  EU ein 
stark positives Signal europäischer Solidarität sei. 
Mit Blick auf die Aufbau- und Resilienzpläne kä-
men aber genuin europäische grenzüberschrei-
tende Leuchtturm-Projekte noch zu kurz. Hieran 
anknüpfend stellte er einen konkreten Vorschlag 
im Bereich Innovation und Mobilität zum Thema 
autonomes Fahren vor. Wolfgang Merz (Vorsit-
zender des Wirtschaftspolitischen Ausschusses 
der  EU) hob hervor, dass die Corona-Krise den 
Kern einer neuen Form der ökonomischen Gover-
nance in der  EU schaffe. Nun müsse die ARF zü-
gig implementiert werden und die Mitgliedstaaten 
müssten eine gute Balance zwischen wachstums-
fördernden Reformen und Investitionen finden. 
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Zukunftsthemen wie Digitalisierung, Klima, For-
schung und Innovation sollten durch europäische 
Projekte beziehungsweise Flagship-Initiativen in 
den Fokus genommen werden.

Ausblick: Europa muss 
entschlossen handeln, 
um gemeinsame 
Herausforderungen zu 
bewältigen

In ihren Schlussworten zur Veranstaltung ho-
ben Daniel Gros (CEPS) und Jakob von Weizsäcker 
(BMF) übergreifende Erkenntnisse aus den Fach-
sessions hervor. In ihrem Ausblick unterstrichen 
sie die zentralen Herausforderungen und Auf-
gaben, welche die  EU nun entschieden angehen 
müsse. Daniel Gros konstatierte in seinem Resü-
mee einen starken Konsens darüber, dass die  EU 
in den diskutierten Politikbereichen mehr als bis-
her handeln sollte, die Integration der EU vertieft 

und die soziale und ökonomische Kohäsion in der 
Union gestärkt werden müsse. Mit Blick auf kon-
krete in den drei Fachsessions entwickelten Vor-
schläge betonte er, dass sich an eine solche Vision 
immer die Frage anschließe, wie sie sich letztlich 
in konkrete politische Handlung übersetzen lasse. 
Jakob von Weizsäcker betonte in seinen Schluss-
worten, dass aktuell die Corona-Krise im Fokus der 
Diskussion stehe und Europa eine starke politische 
Antwort auf diese Krise gebe. Zugleich sei es wich-
tig, mit einer vorwärtsgerichteten Perspektive die 
Weichen für Europas Zukunft zu stellen. Relevant 
sei zunächst der zielgerichtete Einsatz der durch 
Next Generation  EU bereitgestellten Mittel durch 
die Mitgliedstaaten. Es brauche aber auch eine in-
stitutionelle Weiterentwicklung der  EU. Europa 
müsse sich zentralen Herausforderungen in Be-
reichen wie der Pandemieprävention, dem Klima-
wandel und der Digitalisierung stellen. Angesichts 
der Komplexität dieser Themen sowie ihrer grenz
überschreitenden, globalen Dimension müsse Eu-
ropa entschiedene Arbeit leisten, um diese Heraus-
forderungen zu bewältigen.
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Die Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen 
Unrechts und ihr Beitrag zum 
Kampf gegen Antisemitismus

Im Jahr 1966 erklärte Theodor W. Adorno in seinem 
Vortrag „Erziehung nach Auschwitz“1 Folgendes:

„Die Forderung, daß Auschwitz nicht noch ein-
mal sei, ist die allererste an Erziehung. Sie geht so 
sehr jeglicher anderen voran, daß ich weder glaube, 
sie begründen zu müssen noch zu sollen. Ich kann 
nicht verstehen, dass man mit ihr bis heute so we-
nig sich abgegeben hat. Sie zu begründen hätte et-
was Ungeheuerliches angesichts des Ungeheuerli-
chen, das sich zutrug. Daß man aber die Forderung, 
und was sie an Fragen aufwirft, so wenig sich be-
wußt macht, zeigt, daß das Ungeheuerliche nicht in 

1  http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20210111 
Theodor W. Adorno: Erziehung nach Auschwitz. (1966) In: 
ders.: Erziehung zur Mündigkeit, Vorträge und Gespräche 
mit Hellmuth Becker 1959 – 1969. Herausgegeben von Gerd 
Kadelbach. Frankfurt am Main 1970, S. 92–109.

die Menschen eingedrungen ist, Symptom dessen, 
daß die Möglichkeit der Wiederholung, was den 
Bewußtseins- und Unbewußtseinsstand der Men-
schen anlangt, fortbesteht.“

Die Aussage Adornos liegt nun 55 Jahre zurück, aber 
sie ist unvermindert gültig. Vor allem ist sie über-
aus aktuell. Dass die Ungeheuerlichkeit – mit Ador-
nos Worten  – „nicht in die Menschen eingedrun-
gen ist“, dafür gibt es vor und besonders nach den 
Ereignissen in Halle am 9.  Oktober  2019 zahlrei-
che Belege. So ist die Anzahl antisemitischer Straf-
taten im vergangenen Jahr drastisch gestiegen: Ins-
gesamt wurden mehr als 2.000 Vorfälle registriert. 
Fast die Hälfte der Taten findet mittlerweile im In-
ternet statt. Anonym und deshalb bislang mit ge-
ringem Entdeckungsrisiko lassen Antisemiten dort 
ihrem Judenhass in Verschwörungstheorien und 
Vernichtungsfantasien freien Lauf.

Wir alle sind aufgerufen und aufgefordert, uns 
diesen Tendenzen entgegenzustellen und zu prü-
fen, was dagegen unternommen werden kann. Mit 
dem Aufbau des Themenportals nimmt das BMF, in 

Das Archivierungsprojekt der Wiedergut
machung und seine Bedeutung im Kampf 
gegen den Antisemitismus

	● Die Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts befindet sich im Wandel und umfasst 
zunehmend auch Folgeaufgaben.

	● Das gesamte Dokumentenerbe der Akten aus der Wiedergutmachung soll digital in einem 
Themenportal zugänglich gemacht werden.

	●  Dieses „Themenportal Wiedergutmachung“ stellt künftig millionenfache individuelle Schilde-
rungen der Verfolgung bereit. Diese können als Beweise im Kampf gegen Holocaust-Leugnung, 
Antisemitismus und Fremdenhass dienen.

	● Dadurch erhält die Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts eine zukunftsgerich-
tete Bedeutung im Kampf gegen den Antisemitismus.

http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20201211
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dessen Zuständigkeit seit fast 70 Jahren die Wieder-
gutmachung und Entschädigung von NS-Unrecht 
liegen, auch diese Aufgabe wahr.

Bisher wurden im Rahmen der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts über 76 Mrd. € auf 
der Grundlage gesetzlicher und außergesetzlicher 
Regelungen an die Opfer von NS-Unrecht weltweit 
gezahlt. Im Jahr 2021 wird mehr als 1 Mrd. € für die 
Belange von Betroffenen an ihrem Lebensabend 
eingesetzt werden. Es handelt sich damit um eine 
der am längsten bestehenden Aufgaben der Politik 
in Deutschland.

Gleichwohl ist nach diesem langen Zeitraum ein 
Ende der direkten Leistungen an Überlebende des 
Holocaust, des Porajmos und des NS-Terrors ab-
sehbar. Mit der Frage der Zukunftsaufgaben der 
Wiedergutmachung hat sich das BMF daher in 
den vergangenen fünf Jahren intensiv auseinan-
dergesetzt. Es wurde schnell klar, dass eine mora-
lische Verpflichtung keinen Endzeitpunkt hat, wie 
etwa der Zeitpunkt der letzten Zahlung an ein Op-
fer. Wie Bundeskanzler Konrad Adenauer im Sep-
tember  1951 vor dem Deutschen Bundestag un-
terstrich, besteht neben der materiellen vor allem 
auch eine moralische Verpflichtung Deutschlands 
zur Wiedergutmachung.

Der Begriff Holocaust 
basiert auf dem altgriechischen holókaustos 
und bedeutet „vollständig verbrannt“. Unter 
Holocaust wird heutzutage der nationalsozia-
listische Völkermord an den europäischen Ju-
den verstanden.

Porajmos, 
auch Porrajmos oder Pharrajimos, ist ein Wort 
aus dem Romani. Es bezeichnet den Völker-
mord an den europäischen Sinti und Roma in 
der Zeit des Nationalsozialismus (NS).

Die Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts weist unweigerlich auf das angerich-
tete Unheil, die Gräuel und die Vergehen hin. Die 
Verknüpfung mit dem Unrecht, das an Jüdinnen 
und Juden, Sinti und Roma und anderen Verfolg-
ten des NS-Regimes verübt wurde, ginge verloren, 
sollte die Wiedergutmachung „auslaufen“. In ei-
nem gewissen Sinne drohten danach nationalso-
zialistisches Unrecht und Wiedergutmachung als 
beendet und damit als abgeschlossenes Kapitel der 
Geschichte betrachtet zu werden. Überspitzt for-
muliert könnte sogar die Frage gestellt werden, ob 
denn die unglaublichen Verbrechen unter der na-
tionalsozialistischen Herrschaft dann als im Wort-
sinn „wiedergutgemacht“ zu verstehen seien – eine 
unmögliche Vorstellung! Überdies werden gegen-
wärtig Rufe nach einem Schlussstrich lauter. In 
Bürgerschreiben, Petitionen und Anfragen an die 
zuständige Abteilung im BMF ist häufiger zu le-
sen: „Das ist nun schon so lange her“ und „Was hat 
denn die heutige Generation noch damit zu tun?“ 
oder „Wann hört das denn endlich auf?“. Dessen 
ungeachtet war die Verwaltung selbst bis vor zehn 
Jahren davon ausgegangen, dass die Wiedergut-
machung eine endliche Aufgabe sei, die mit dem 
Ableben des letzten Opfers enden werde. Ange-
sichts der aktuellen Entwicklungen ist es allerdings 
wichtiger denn je, auf die Geschehnisse der NS-Zeit 
hinzuweisen, auf die „Ungeheuerlichkeit“, die eben 
„noch nicht in die Menschen eingedrungen ist“. 
Doch auch aus anderen Erwägungen ist es wichtig, 
die Wiedergutmachung nicht abzuschließen, son-
dern die Folgeaufgaben anzunehmen. So ist mit 
der Wiedergutmachung die Verpflichtung verbun-
den, die Stimmen der Opfer zu erhalten und damit 
nicht nur das Gedenken an sie selbst, sondern auch 
das Vermächtnis ihres Lebens und Überlebens dau-
erhaft fortzuführen.

Aber was kann die Zukunft der Wiedergutma-
chung sein, wenn in absehbarer Zeit Entschädi-
gungsrenten oder die Versorgung von Opfern der 
Shoa mit Pflegeleistungen in der häuslichen Wohn
umgebung entfallen werden? Um diese Frage zu 
beantworten, stieß das BMF im Jahr  2017 die so-
genannte Transformation der Wiedergutmachung 
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an mit dem Ziel, die Zukunftsaufgaben der Wie-
dergutmachung zu identifizieren und zu erarbeiten 
und damit die Wiedergutmachung als dauerhafte 
Folgeaufgabe ihrer selbst zu gestalten.

Die Shoa, 
auch Schoah oder Shoah, steht im Hebräi-
schen für „die Katastrophe, das große Un-
glück/Unheil“ und wird synonym zum Begriff 
Holocaust verwendet.

Informationslücken schließen

Obgleich sie ein bedeutender Bestandteil der Ge-
schichte der deutschen Demokratie ist, hat die Wie-
dergutmachung nationalsozialistischen Unrechts 
in der öffentlichen Wahrnehmung bislang immer 
eher ein Schattendasein geführt. Dies lag vor allem 
auch an der schwierigen Anfangsphase der Wieder-
gutmachung mit all ihren Problemen und Unzu-
länglichkeiten. Ein Beispiel dafür ist die sehr späte 
Anerkennung der Verfolgung von Sinti und Roma 
erst in den 1980er-Jahren und die bis dahin ausge
bliebene Zahlung entsprechender Wiedergutma-
chungsleistungen. Viel zu spät wurde dies erkannt 
und korrigiert. Heute gilt es, die großen Wissens-
lücken zu schließen. Es ist unerlässlich, die Ereig-
nisse nach dem Jahr 1945 zu verstehen. Dazu zählt 
vor allem, wie die junge Demokratie der Bundes-
republik mit den Folgen von Krieg und Verfol-
gung umgegangen ist und welche Lehren aus den 
Menschheitsverbrechen im Nationalsozialismus 
gezogen wurden und immer noch werden. Wie dies 
kommenden Generationen sinnvoll und nachhal-
tig vermittelt werden kann, ist eine wichtige Auf-
gabe der Zukunft. Deutschland hat umfangreiche 
Aufarbeitung in Bezug auf das NS-Unrechtsregime 
geleistet, das von 1933 bis 1945 dauerte. Das ist gut 
und richtig. Wenn allerdings heute eine Umfrage zu 
dem Thema veranstaltet würde, wie es um das Wis-
sen über die Wiedergutmachung bestellt ist, ergäbe 
sich wohl ein ernüchterndes Bild. Denn die We-
nigsten wissen über die Geschichte der deutschen 
Wiedergutmachung Bescheid beziehungsweise sie 

sind sich nicht bewusst, dass diese Aufgabe über-
haupt noch existiert. Doch die Bundesrepublik 
wird außenpolitisch noch in Jahrzehnten mit den 
Verbrechen des NS-Staats in Verbindung gebracht 
werden und immer ein besonderes und beson-
ders verantwortungsvolles Verhältnis zu Israel ha-
ben, Gleichzeitig sind aber bestimmte innen- und 
gesellschaftspolitische Themen und deren öffent-
liche Behandlung ohne Bezug zur fortgesetzten 
Verantwortung aus den Verbrechen vor 1945 nicht 
vermittelbar. Das Wissen über und das Interesse am 
Holocaust und der Wiedergutmachung auch nach 
70  Jahren weiterhin aufrechterhalten zu können, 
stellt deshalb eine große Herausforderung dar. Zu-
dem wachsen in Deutschland mittlerweile Gene-
rationen heran, die wegen ihres Alters oder eines 
Migrationshintergrunds teilweise keinen unmittel-
baren Bezug zur NS-Zeit in Deutschland haben. Die 
Wiedergutmachung als Ausdruck der Übernahme 
von Verantwortung kann als wichtige moralische 
und positiv besetzte Brücke dienen, da sie einen 
dauerhaften gesellschaftlichen Bezugsrahmen her-
stellt und im Gegensatz zu anderen – rein erinne-
rungspolitischen  – Bezügen auch eine kollektive, 
unmittelbare Bindungskraft entfaltet.

Bezug zu innen- und gesellschaftspoliti-
schen Themen und deren öffentlicher Be-
handlung zur fortgesetzten Verantwortung 
aus den Verbrechen vor 1945 
Als Beispiele können hier u. a. die intensiven 
Debatten um Sterbehilfe sowie den Umgang 
mit Ergebnissen und Folgerungen aus der 
Pränataldiagnostik dienen. Diese wurden und 
werden vor dem Hintergrund der von den 
Nationalsozialisten betriebenen Ausgrenzung 
und Vernichtung von in ihren Augen „lebens-
unwertem Leben“, in Deutschland mit großer 
Sorgfalt geführt. Auch wurde im Rahmen der 
sogenannten Flüchtlingskrise in kontrovers 
geführten Debatten häufig auf die besondere 
deutsche Verantwortung für Menschen ver-
wiesen, die vor Gewalt und Krieg flüchten.
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Zugang ermöglichen: 
das Themenportal 
Wiedergutmachung

Aus der Wiedergutmachungs- und Entschädi-
gungspolitik der Bundesrepublik ergibt sich ein 
auch weltweit einzigartiger, über Jahrzehnte ge-
wachsener Akten-, Unterlagen- und Dokumenten-
bestand, der staatliches Handeln umfänglich do-
kumentiert. Dieses „Dokumentenerbe“ wird noch 
bedeutender durch die hunderttausend- und mil-
lionenfach vorhandenen Einzelfallakten der Men-
schen, die im Verwaltungsverfahren ihr Verfol-
gungsschicksal wie auch ihre Familiengeschichte 
mit Angabe von Daten, Orten, Namen, Täterinnen 
und Tätern, weiteren Opfern und mehr geschildert 
haben.

Das Themenportal Wiedergutmachung 
ist ein vom BMF initiiertes Projekt, das künf-
tig einen zentralen digitalen Zugang zum Do-
kumentenerbe der Wiedergutmachungsak-
ten ermöglicht.

Diese Unterlagen sind nicht allein für die wissen-
schaftliche Forschung von höchster Bedeutung, 
sondern auch für die Angehörigen und Nachkom-
men der Opfer und Überlebenden. Jährlich gibt es 
mehrere zehntausend Suchanfragen aus aller Welt 
zu diesen und ähnlichen Quellen bei Archiven und 
der Verwaltung im In- und Ausland. Diese Nach-
frage steigt absehbar. Denn im Gegensatz zur soge-
nannten zweiten Generation, den Kindern der Ver-
folgten, ist bei der dritten und vierten Generation 
der Nachkommen ein sehr großes Interesse am 
Schicksal ihrer Vorfahren zu verzeichnen. Dies gilt 
weltweit und insbesondere für Israel, die Vereinig-
ten Staaten und die Staaten Osteuropas.

Seit den ersten Regelungen in Verfahren, die als 
sehr bürokratisch kritisiert wurden, mussten die 
Betroffenen immer wieder Antragsunterlagen und 
-vorgänge ausfüllen. Jenseits von aller Bürokratie 
finden sich in diesen Zeitdokumenten zahlreiche 

Informationen über die individuellen Verfolgungs-
schicksale. Diese sind für die Angehörigen von 
größter Wichtigkeit. Wie Gespräche mit internati-
onalen Partnern  – etwa der israelischen Gedenk- 
und Forschungsstätte Yad Vashem  – zeigten, sind 
diese millionenfachen autobiografischen Schilde-
rungen des Erlebens der eigenen Verfolgung von 
größtem Wert und stellen eine einzigartige und 
bislang kaum beachtete Form der Massenüberlie-
ferung historischer Ereignisse dar. Dies umso mehr, 
da die Akten in einzigartiger Weise die Geschichte 
der Zeit vor und nach dem Jahr 1945 erzählen und 
damit Verbrechen und Aufarbeitung/Wiedergut-
machung in direktem Zusammenhang dargestellt 
werden.

Yad Vashem 
in Jerusalem ist die weltweit bedeutendste 
Gedenkstätte des Holocausts, die an die nati-
onalsozialistische Judenvernichtung erinnert 
und sie wissenschaftlich dokumentiert.

Noch gibt es derzeit keine Möglichkeit, aus dem In- 
oder Ausland zentral auf alle Unterlagen zuzugrei-
fen. Die betreffenden Dokumente sind auf das Bun-
desarchiv, verschiedene Landesarchive und weitere 
Stellen im In- und Ausland verteilt beziehungs-
weise liegen teilweise noch in den Behörden.

Vor diesem Hintergrund besteht ein vordringli-
ches Ziel darin, einen einheitlichen digitalen Zu-
gang zu allen relevanten Akten, Dokumenten und 
Unterlagen über Entschädigungen und Wieder-
gutmachungen einzurichten. Hieran wurde in den 
zurückliegenden drei Jahren mit großem Einsatz 
verschiedenster nationaler und internationaler 
Partner gearbeitet. Die ersten Umsetzungsschritte 
sind bereits erfolgt.

Für verschiedenste Projekte im Rahmen politi-
scher und schulischer Bildung kann eine Zugriffs-
möglichkeit auf die Primärquellen der Wieder-
gutmachung eine vielversprechende neue und 
differenzierte Grundlage darstellen. Denn dies sind 
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detaillierte Darstellungen des selbst Erlebten in 
Schriftform. Sie sind damit gleichsam verschrift-
lichte Gespräche mit Zeitzeugen. Für die Vermitt-
lung aller oben beschriebenen Hintergründe und 
Zusammenhänge und für entsprechende Projekte 
gegen Antisemitismus bieten sie zudem neue Mög-
lichkeiten des Zugangs. So können anhand ver-
schiedenster Dokumente Biografien und Schicksale 
vor, während und nach der Verfolgung nachge-
zeichnet werden: Wer waren die Verfolgten? Was 
wurde ihnen von wem an welchen Orten angetan? 
Was geschah nach dem Jahr 1945? In welchen Ver-
hältnissen lebten sie? Wo lebten sie nach der Be-
freiung zehn, 20, 30, 40  Jahre später? Welche Ent-
schädigungsmöglichkeiten gab es nach dem Krieg 
und welche später? Wann erfuhren sie von wem auf 
welche Weise davon? Welche Entscheidungen wur-
den aus welchen Gründen im Verfahren getroffen? 
Waren diese positiv oder negativ?

An dieser Stelle lassen sich zahllose weitere Frage-
stellungen anschließen. Dies aber ist keine Aufgabe 
des BMF, sondern eine Aufgabe für die Forschung 
und alle Interessierten. Es wird hier allerdings be-
reits deutlich, welche Art von Angebot entstehen 
kann, ist doch von insgesamt mehr als 100 km Ak-
tenmaterial die Rede. Die technischen Möglich-
keiten, diese bedeutenden Massenüberlieferungen 
auszuwerten, sollten in den nächsten Jahren und 
Jahrzehnten besser und effizienter werden. Dies 
gilt dann möglicherweise auch für diejenigen Un-
terlagen, die derzeit aufgrund besonderer Rechte 
im Rahmen von Daten- und/oder Persönlichkeits-
schutz noch nicht frei zugänglich sind.

Die Besonderheit dieser Akten besteht zudem da-
rin, dass sie im Rahmen äußerst bürokratischer 
und damit sachlich-kritischer Verwaltungs- und 
Prüfverfahren jeweils einer staatlichen Begutach-
tung und einer detaillierten, nachverfolgbaren und 
begründeten Entscheidungsfindung unterworfen 
waren und noch sind. In zahlreichen Antragsver-
fahren wurden eidesstattliche Versicherungen ein-
geholt, gegengeprüft, es wurden Gutachten ange-
fordert und Angaben verifiziert oder falsifiziert. Es 
gab Widersprüche, Gerichtsverfahren bis hin zu 

höchstrichterlichen Rechtsprechungen vor Ver-
waltungs- oder Sozialgerichten auf Landes- und 
Bundesebene. Entscheidungen im Verfahren ha-
ben sich, anhand der Akten nachweisbar noch nach 
Jahrzehnten, bewahrheitet oder als falsch heraus-
gestellt. Politische Entscheidungen wurden auf-
grund verschiedener positiver und negativer An-
wendungsfälle im Verwaltungsverfahren getroffen 
und sind deshalb Bestandteil von Theorie und Pra-
xis. Neben den Einzelfallakten bilden die Doku-
mente damit eine breite Überlieferung der poli-
tischen und verwaltungsinternen Diskussionen, 
Rahmenbedingungen und Entscheidungsgrundla-
gen, die erstmals eine vollständige Aktengrundlage 
bieten werden.

Den Gegenbeweis antreten

Im Zeitraum  2020/21 hat Deutschland die Präsi-
dentschaft der International Holocaust Remem-
brance Alliance (IHRA) übernommen, einer zwi-
schenstaatlichen Einrichtung, die Regierungen und 
Fachleute zusammenbringt mit dem Ziel, die Auf-
klärung, die Forschung und das Erinnern an den 
Holocaust weltweit zu fördern und voranzutrei-
ben. Ein Schwerpunktthema der deutschen Präsi-
dentschaft war und ist es, sich mit der Leugnung 
und Verfälschung des Holocaust auseinanderzuset-
zen, die laut der IHRA ebenfalls seit Jahren immer 
größere Ausmaße annehmen. Die Verfälschung des 
Holocaust ist ebenso wie die Leugnung nicht nur 
unmoralisch und strafbar. Sie verhindert auch, dass 
sich Gesellschaften und Individuen intensiv mit 
der Vergangenheit auseinandersetzen und daraus 
für Gegenwart und Zukunft lernen. Die bewusste 
Leugnung oder Verharmlosung des Holocaust ist 
stets Ausdruck von Antisemitismus und berei-
tet auch anderen Formen menschenverachtender 
Ideologie den Boden.

Mit den Akten der Wiedergutmachung soll ein Bei-
trag geleistet werden, der Verdrehung der Fakten 
und der Trivialisierung des Holocaust entgegenzu-
treten. Millionenfach haben Opfer des Holocaust 
bei den Entschädigungsbehörden, bei den Stellen 
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des Auswärtigen Amts überall auf der Welt, bei der 
Holocaust Survivors Rights Authority in Israel oder 
der Conference on Jewish Material Claims Against 
Germany ihre Anträge auf Wiedergutmachung ge-
stellt und mussten sich der Tortur unterziehen, 
ihre Verfolgungsgeschichte im Detail aufzuschrei-
ben und damit nochmals zu durchleben. Dies sind 
heute die millionenfachen Beweise, die zeigen, mit 
welcher Grausamkeit und Menschverachtung der 
Holocaust tatsächlich stattgefunden hat. Auch vor 
diesem Hintergrund ist die Digitalisierung und 
Vernetzung der Akten von besonderer Bedeutung.

Die Holocaust Survivors Rights Authority 
ist eine Einheit des israelischen Finanzmi-
nisteriums, die sich um Angelegenheiten der 
Verfolgten des Holocaust kümmert, die in Is-
rael leben.

Die Conference on Jewish Material Claims 
Against Germany, 
auch Claims Conference oder Jewish Claims 
Conference (JCC), ist ein Zusammenschluss 
internationaler jüdischer Organisationen. Sie 
vertritt seit ihrer Gründung 1951 Entschädi-
gungsansprüche jüdischer Opfer des Natio-
nalsozialismus und Holocaust-Überlebender. 
Die Organisation mit Sitz in New York City 
unterhält in Frankfurt am Main, Wien und 
Tel Aviv Repräsentanzen.

Freilich wird ein solcher Gesamtzugang gegen 
diejenigen, die ihre eigenen Wahrheiten verbrei-
ten, gegen alle, die Antisemitismus propagieren 
und den Holocaust leugnen, direkt nichts ausrich-
ten können. Es besteht aber die begründete Hoff-
nung, dass bei konsequentem Einsatz im Rahmen 
von Bildungsarbeit und gesellschaftlicher Wahr-
nehmung und Auseinandersetzung der Nährboden 
verringert werden kann, auf der sich solcherlei Ge-
dankengut verbreitet.

Der Zugang zu diesem weltweit einzigartigen Ge-
samtbestand geprüften und verifizierten Beweisma-
terials bietet vielfältige Anwendungsmöglichkeiten 

für Präventionsarbeit, für Bildung und Aufklärung. 
Wenn ein möglicher Nebeneffekt des Themenpor-
tals Wiedergutmachung die Stärkung der gesell-
schaftlichen Abwehrkräfte gegen Antisemitismus, 
Antiziganismus, Fremdenhass und gegen die Leug-
nung und Verfälschung von Holocaust, Porajmos 
und NS-Terror ist, so ist damit bereits ein wichti-
ger Beitrag im Rahmen dessen geleistet, was das 
BMF als Zukunftsaufgabe der Wiedergutmachung 
versteht.

Antisemitismus 
Fachbegriff für „Judenfeindlichkeit“. Alle For-
men von Judenhass, grundsätzlicher Juden-
feindlichkeit oder Judenverfolgung werde als 
Antisemitismus bezeichnet.

Antiziganismus 
Fachbegriff für „Zigeunerfeindlichkeit“. Die-
se spezielle Form des Rassismus bezeichnet 
die von Stereotypen, Abneigung und/oder 
Feindschaft geprägten Vorbehalte gegen-
über Roma, Sinti, Fahrenden, Jenischen und 
anderen Personen und Gruppen, die von Tei-
len der Gesellschaft als „Zigeuner“ stigmati-
siert werden sowie die durch diese Einstel-
lungen bedingten oder mitbedingten Formen 
gesellschaftlicher und staatlicher Ausgren-
zung, Diskriminierung und Verfolgung bis 
hin zu Vertreibung, Pogromen, Internierung, 
Zwangssterilisierung und staatlich organi-
siertem Völkermord.

Fremdenhass 
ist eine Steigerungsform von Fremdenfeind-
lichkeit. Fremdenfeindlichkeit ist eine Ein-
stellung, bei der Menschen aus anderen Kul-
turkreisen, Religionen oder einer anderen 
Region aggressiv abgelehnt werden. Die un-
terschiedlichen kulturellen, religiösen, sozi-
alen oder sprachlichen Wurzeln werden als 
Bedrohung gesehen. Fremdenfeindlichkeit 
fördert die Ungleichbehandlung von Frem-
den in der Gesellschaft. Fremdenhass gibt 
Fremden keine Chance.
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Zukünftige Generationen und 
Aufgaben

Im Rahmen der Wiedergutmachung beginnen 
Überlegungen, wie wir uns darauf vorbereiten, dass 
es in absehbarer Zeit keine überlebenden Zeitzeu-
ginnen und Zeitzeugen des Holocaust mehr ge-
ben wird. Wie die deutsche Gesellschaft dann mit 
der Vergangenheit umgeht, wird in Bedeutung und 
Form von nachfolgenden Generationen definiert 
und ausgehandelt werden. Diese Generationen, die 
selbst weder zur sogenannten Täter- noch zur so-
genannten Opfergeneration gehören, werden ihren 
eigenen Weg finden, an die Menschheitsverbrechen 
während des Nationalsozialismus zu erinnern und 
sicherzustellen, dass diese nie wieder geschehen 
können. Hierzu trägt auch bei, Wiedergutmachung 

als niemals abschließenden Prozess und normati-
ven Gedanken zu begreifen. Sie wird über die Ge-
neration der Betroffenen hinaus weitergetragen. 
Gleichzeitig könnte der Umgang Deutschlands mit 
der eigenen Vergangenheit ein Anwendungsfall für 
Aufarbeitungsprozesse weltweit sein. Für begange-
nes Unrecht gibt es keine Agenda, die abgearbeitet 
werden kann. Wiedergutmachung für begangene 
Verbrechen sollte als immerwährendes Bemühen 
verstanden werden – und die Wiedergutmachung 
von NS-Unrecht könnte hierfür mit ihrem jahr-
zehntelangen Wirken ein Beispiel sein, im Negati-
ven wie im Positiven.

Die zukünftige Wiedergutmachung soll insofern 
vor allem ein Dialogangebot sein.
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Überblick zur aktuellen Lage
Wirtschaft

	● Als Folge der Corona-Pandemie und der damit verbundenen Eindämmungsmaßnahmen ist das Brutto-
inlandsprodukt (BIP) in Deutschland gemäß dem vorläufigem Jahresergebnis des Statistischen Bundes-
amts im vergangenen Jahr um real 5,0 Prozent geschrumpft. 

	● Im Jahresverlauf folgte dabei auf einen historisch einmaligen Einbruch der Wirtschaftsleistung infolge 
des Ausbruchs der Pandemie im 2. Quartal eine deutliche Erholung im Sommer und Frühherbst. Durch 
die stark steigenden Infektionszahlen und notwendigen Eindämmungsmaßnahmen ist diese Erholung 
im Schlussquartal unterbrochen.

	● Auf Jahressicht waren deutliche Rückgänge sowohl beim privaten Konsum und den Bruttoanlageinvesti-
tionen insgesamt als auch beim Außenhandel (Im- und Exporte) zu verzeichnen. Das wirtschaftliche Ge-
schehen wurde insbesondere von Zuwächsen beim staatlichen Konsum sowie bei den Bruttoanlageinves-
titionen des Staats gestützt.

	● Auch zu Jahresbeginn ist pandemiebedingt weiterhin mit einer gedämpften Entwicklung der 
Wirtschaftstätigkeit zu rechnen, bevor sich die gesamtwirtschaftliche Erholung bei nachlassendem Pan-
demiegeschehen im weiteren Jahresverlauf wieder fortsetzen dürfte. Die Bundesregierung erwartet in 
ihrer Jahresprojektion für 2021 einen Anstieg des realen BIP um 3,0 Prozent.

Finanzen

	● Im Jahr 2020 wurden außerordentliche Anstrengungen unternommen, um die Corona-Pandemie und 
ihre wirtschaftlichen, sozialen und gesellschaftlichen Folgen zu bekämpfen beziehungsweise einzu-
dämmen. Dies erforderte auch ein entschlossenes Handeln im Bereich des Bundeshaushalts. Der Bundes-
haushalt 2020 schloss infolge der Auswirkungen der Corona-Pandemie zum ersten Mal seit sieben Jahren 
mit einem Defizit ab. Die erforderliche Nettokreditaufnahme (NKA) betrug rund 130,5 Mrd. €. Das ist 
ein historischer Höchststand, wenngleich die NKA um rund 87,3 Mrd. € niedriger ausfiel als im Zweiten 
Nachtragshaushalt 2020 erwartet.

	● Die Ausgaben des Bundes (ohne besondere Finanzierungsvorgänge) lagen mit rund 441,8 Mrd. € im vor-
läufigen Ist 2020 um rund 66,7 Mrd. € beziehungsweise 13,1 Prozent unter dem Soll des Zweiten Nach-
trags. Im Vergleich zum Jahr 2019 stiegen die Ausgaben des Bundes um 98,6 Mrd. € beziehungsweise 
28,7 Prozent.

	● Die Einnahmen (ohne Umlaufmünzen und ohne besondere Finanzierungsvorgänge) beliefen sich im 
Jahr 2020 nach vorläufigem Ist auf rund 311,1 Mrd. €. Damit nahm der Bund rund 20,7 Mrd. € bezie-
hungsweise 7,1 Prozent mehr ein als im Soll des Jahres 2020 veranschlagt. Die Einnahmen lagen um rund 
45,4 Mrd. € beziehungsweise 12,7 Prozent unter dem Vorjahresniveau.
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	● Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeindesteuern) sind im Dezember 2020 um 2,1 Prozent ge-
genüber dem Dezember 2019 gesunken. Die konjunkturellen Auswirkungen der Corona-Krise belas-
teten weiterhin das Steueraufkommen. Wie in den vorangegangenen Monaten beeinflussten daneben 
auch die Auswirkungen untergesetzlicher Maßnahmen in Verbindung mit dem Coronavirus die Steuer-
einnahmen. Das Umsatzsteueraufkommen wird weiterhin aufgrund der temporären Absenkung der Um-
satzsteuersätze für das 2. Halbjahr 2020 beeinträchtigt. Allerdings entwickelten sich die Steuereinnahmen 
im Dezember 2020 deutlich besser als erwartet. Im Haushaltsjahr 2020 ist das Steueraufkommen insge-
samt um 7,3 Prozent gegenüber dem Vorjahresniveau gesunken. Die Einnahmen aus den Gemeinschaft-
steuern verringerten sich um 8,6 Prozent; das Aufkommen der Bundessteuern sank um 3,6 Prozent.
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Reales BIP geht infolge der 
Pandemie im Jahr 2020 um 
5,0 Prozent zurück

Die Corona-Pandemie hat im Jahr  2020 für ei-
nen starken Einbruch der Wirtschaftsleistung in 
Deutschland gesorgt. Nach ersten vorläufigen Be-
rechnungen des Statistischen Bundesamts vom 
14.  Januar  2021 ist das preisbereinigte Bruttoin-
landsprodukt (BIP) um 5,0 Prozent gegenüber dem 
Vorjahr gesunken (2019: +0,6  Prozent). Im Jahres-
verlauf ergab sich infolge der einsetzenden Pande-
mie im 1.  Quartal bereits ein spürbarer Rückgang 
des BIP (-1,9  Prozent gegenüber dem Vorquartal). 
Im Zuge der ergriffenen Eindämmungsmaßnah-
men und der parallelen Behinderungen der Lie-
ferketten im internationalen Umfeld kam es dann 
im 2. Quartal zu einem historisch einmaligen Ein-
bruch der Wirtschaftsleistung in nahezu allen Sek-
toren der Wirtschaft (-9,8 Prozent gegenüber dem 
Vorquartal). Mit der schrittweisen Rücknahme der 
Eindämmungsmaßnahmen und angesichts der 
umfangreichen staatlichen Stützungsmaßnahmen 
war im 3. Quartal eine deutliche Erholung zu ver-
zeichnen (+8,5 Prozent gegenüber dem Vorquartal). 
Eine Schnellmeldung zum Bruttoinlandsprodukt 
im 4. Quartal wird das Statistische Bundesamt am 
29.  Januar  2021 veröffentlichen. In diesem Quar-
tal dürfte die Aufwärtsdynamik der gesamtwirt-
schaftlichen Aktivität angesichts des Wiederauf
flammens der Pandemie und der deshalb erneut 
notwendigen Eindämmungsmaßnahmen zum Er-
liegen gekommen sein. Dabei zeigte sich über die 
einzelnen Verwendungs- bzw. Entstehungskompo-
nenten ein differenziertes Bild (vergleiche aktuelle 
Indikatoren unten).

Nach Angaben des Statistischen Bundesamts kam 
es im Jahr  2020 insgesamt zu deutlichen Rück-
gängen fast aller verwendungsseitigen Aggregate 
des BIP. Der private Konsum fiel um 6,0  Prozent 

gegenüber dem Vorjahr. Dies ist im Wesentlichen 
auf die pandemiebedingten Einschränkungen und 
Verhaltensanpassungen zurückzuführen und zeigt 
sich auch in einer stark gestiegenen Sparquote. Die 
Bruttoanlageinvestitionen verzeichneten ein Mi-
nus gegenüber  2019 von 3,5  Prozent. Dabei stütz-
ten die staatlichen Investitionen mit einem Plus 
von 4,5  Prozent. Die hohe wirtschaftliche Unsi-
cherheit dürfte insbesondere die Ausrüstungsin-
vestitionen, die um 12,5 Prozent kräftig zurückgin-
gen, sowie die Exporte negativ beeinflusst haben. 
Demgegenüber konnten die Bauinvestitionen um 
1,5 Prozent. Die Exporte von Waren und Dienstleis-
tungen gingen insgesamt mit 9,9  Prozent gegen-
über dem Vorjahr stärker zurück als die Importe 
(-8,6 Prozent). Hier trugen ausbleibende Auslands-
reisen zum Rückgang der Importe bei. Der staatli-
che Konsum wirkte angesichts des Konjunkturpa-
kets und der Hilfsmaßnahmen stützend und legte 
gegenüber 2019 um 3,4 Prozent kräftig zu.

Auch auf dem Arbeitsmarkt macht sich die Coro-
na-Pandemie deutlich negativ bemerkbar. So lag 
nach vorläufigen Berechnungen die Zahl der Er-
werbstätigen im Jahr  2020 um 477.000  Personen 
oder 1,1 Prozent niedriger als 2019. Die Arbeitslo-
sigkeit stieg im Jahresdurchschnitt um 429.000 Per-
sonen, die Arbeitslosenquote um 0,9  Prozent-
punkte auf 5,9 Prozent an. Ein weiterer Anstieg der 
Arbeitslosigkeit konnte insbesondere durch das In-
strument der Kurzarbeit vermieden werden. Die 
Zahl der Personen in Kurzarbeit hatte im April mit 
knapp 6 Millionen Menschen ihren Höhepunkt er-
reicht. Im Oktober 2020 bezogen nach vorläufigen 
hochgerechneten Daten der Bundesagentur für Ar-
beit 1,99 Millionen Menschen Kurzarbeitergeld aus 
konjunkturellen Gründen.

In diesem Jahr ist angesichts des Infektionsge-
schehens und der Eindämmungsmaßnahmen zu-
nächst mit einer weiterhin erheblich gedämpften 

Konjunkturentwicklung 
aus finanzpolitischer Sicht
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Gesamtwirtschaft/
Einkommen¹

2019 Veränderung in % gegenüber

Mrd. €  
bzw. Index

gegenüber 
Vorjahr in %

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr 

1.Q 20 2.Q 20 3.Q 20 1.Q 20 2.Q 20 3.Q 20

Bruttoinlandsprodukt

Vorjahrespreisbasis (verkettet) 107,0 +0,6 -1,9 -9,8 +8,5 -1,7 -11,3 -3,9

Jeweilige Preise 3.449 +2,8 -1,4 -9,3 +7,6 +0,7 -9,2 -3,1

Einkommen

Volkseinkommen 2.564 +2,2 -0,5 -9,3 +7,2 +1,0 -8,6 -2,8

Arbeitnehmerentgelte 1.846 +4,2 +0,4 -5,0 +3,9 +3,0 -3,2 -0,7

Unternehmens- und Vermö-
genseinkommen

718 -2,7 -2,9 -20,7 +17,9 -3,4 -23,5 -7,8

Verfügbare Einkommen der 
privaten Haushalte

1.970 +3,0 -0,4 -1,0 +3,1 +2,7 -0,9 +0,7 

Bruttolöhne und -gehälter 1.522 +4,1 +0,3 +0,3 -6,7 +3,5 +3,2 -4,4

Sparen der privaten Haushalte 220 +2,2 +9,1 +71,3 -21,0 +17,0 +95,2 +47,7 

Außenhandel/Umsätze/
Produktion/ 

Auftragseingänge

2019 Veränderung in % gegenüber

Mrd. €  
bzw. 

Index
gegenüber 

Vorjahr in %

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr²

Okt 20 Nov 20
Zweimonats-
durchschnitt Okt 20 Nov 20

Zweimonats-
durchschnitt

In jeweiligen Preisen

Außenhandel (Mrd. €)

Waren-Exporte 1.328 +0,8 +0,9 +2,2 +3,2 -6,4 -1,3 -3,9

Waren-Importe 1.104 +1,4 +0,4 +4,7 +2,8 -5,8 -0,1 -3,0

In konstanten Preisen 

Produktion im Produzierenden 
Gewerbe (Index 2015 = 100)

102,5 -3,1 +3,4 +0,9 +5,0 -2,7 -2,6 -2,6

Industrie³ 101,7 -4,1 +3,6 +1,2 +5,4 -4,1 -3,6 -3,8

Bauhauptgewerbe 112,7 +3,5 +1,7 +1,4 +3,4 +3,5 +3,0 +3,3 

Umsätze im Produzierenden 
Gewerbe (Index 2015 = 100)

Industrie³ 103,5 +1,5 +3,2 +1,1 +4,6 -3,2 -2,3 -2,8

Inland 99,9 -2,3 +3,5 +1,5 +4,8 -2,6 -2,1 -2,3

Ausland 107,0 -1,3 +2,8 +0,9 +4,3 -3,9 -2,6 -3,2

Auftragseingang  
(Index 2015 = 100)

Industrie³ 101,7 -5,8 +3,3 +2,3 +4,9 +2,3 +6,3 +4,3 

Inland 97,0 -6,2 +3,1 +1,6 +5,3 +4,7 +5,5 +5,1 

Ausland 105,2 -5,5 +3,3 +2,9 +4,7 +0,7 +6,9 +3,8 

Bauhauptgewerbe 126,0 +3,1 +0,1 . +5,7 +2,0 . +1,3 

Umsätze im Handel  
(Index 2015 = 100)

Einzelhandel  
(ohne Kfz, mit Tankstellen)

110,8 +3,2 +2,8 +1,1 +2,6 +8,9 +5,0 +6,9 

Handel mit Kfz 116,0 +3,6 -0,1 . -0,1 +5,3 . +6,7 

Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten
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Wirtschaftstätigkeit zu rechnen. Bei rückläufigen 
Infektionszahlen, zunehmender Impfung der Be-
völkerung und Aufhebung der beschränkenden 
Maßnahmen dürfte sich die unterbrochene wirt-
schaftliche Erholung im weiteren Jahresverlauf 
wieder fortsetzen. Insgesamt rechnet die Bundesre-
gierung in ihrer am 27. Januar veröffentlichen Jah-
resprojektion für dieses Jahr mit einem Anstieg des 
Bruttoinlandsprodukts um 3,0  Prozent gegenüber 
dem Vorjahr.

Die Folgen des wirtschaftlichen Einbruchs sowie 
der steuerlichen Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Auswirkungen der Pandemie beeinflussten auch 
die Steuereinnahmen. Diese gingen für Bund, Län-
der und Gemeinden (ohne Gemeindesteuern) im 
Haushaltsjahr  2020 um 53,5  Mrd. € oder 7,3  Pro-
zent merklich auf 682,3  Mrd. € zurück. Insbeson-
dere die Einnahmen aus den Steuern vom Umsatz 

verringerten sich signifikant aufgrund des Ein-
bruchs der privaten Konsumausgaben im vergan-
genen Jahr sowie der Reduzierung der Umsatzsteu-
ersätze im 2. Halbjahr 2020.

Außenhandel setzt Erholung 
gegen Jahresende fort

Die nominalen Warenexporte lagen im Novem-
ber 2020 saisonbereinigt um 2,2 Prozent über dem 
Vormonatswert, nach einem Anstieg im Oktober 
um 0,9  Prozent. Gegenüber dem Vorjahresmonat 
lagen die Warenausfuhren um 1,3  Prozent niedri-
ger. In EU-Länder wurden im Zeitraum von Januar 
bis November Waren im Wert von 582,8  Mrd. € 
exportiert. Dies entspricht einem Rückgang um 
10,2 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Die Ausfuh-
ren in Drittländer außerhalb der EU sind merklich 
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Arbeitsmarkt

2019 Veränderung in Tausend gegenüber

Personen 
Mio.

gegenüber 
Vorjahr in %

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr 

Okt 20 Nov 20 Dez 20 Okt 20 Nov 20 Dez 20

Arbeitslose  
(nationale Abgrenzung nach BA)

2,27 -3,1 -39 -40 -37 +556 +519 +480 

Erwerbstätige, Inland 45,27 +0,9 +15 -3 . -721 -734 .

Sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte 

33,54 +1,7 +59 . . -109 . .

Preisindizes 
2015 = 100

2019 Veränderung in % gegenüber

Index
gegenüber 

Vorjahr in %

Vorperiode Vorjahr 

Okt 20 Nov 20 Dez 20 Okt 20 Nov 20 Dez 20

Importpreise 101,7 -0,9 +0,3 +0,5 . -3,9 -3,8 .

Erzeugerpreise gewerbliche Produkte 104,8 +1,1 +0,1 +0,2 . -0,7 -0,5 .

Verbraucherpreise 105,3 +1,4 +0,1 -0,8 +0,5 -0,2 -0,3 -0,3

ifo Geschäftsklima 
Deutschland

Saisonbereinigte Salden

Mai 20 Jun 20 Jul 20 Aug 20 Sep 20 Okt 20 Nov 20 Dez 20

Klima -24,3 -11,5 -2,7 +2,0 +3,7 +2,3 -1,3 +1,2 

Geschäftslage -20,0 -14,4 -7,3 +0,4 +3,4 +6,0 +5,1 +8,2 

Geschäftserwartungen -28,5 -8,6 +2,0 +3,5 +4,0 -1,4 -7,5 -5,5

1  Stand: Januar 2021.
2  Produktion arbeitstäglich, Umsatz, Auftragseingang Industrie kalenderbereinigt, Auftragseingang Bauhauptgewerbe saisonbereinigt.
3  Ohne Energie.
Quellen: Statistisches Bundesamt, Bundesagentur für Arbeit, Deutsche Bundesbank, ifo Institut, eigene Berechnungen

noch: Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten
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um 10,3 Prozent gesunken. In den Euroraum wurde 
11,5  Prozent weniger exportiert. Ausfuhren in 
EU-Länder außerhalb des Euroraums waren um 
7,0 Prozent rückläufig.

Die nominalen Warenimporte lagen im November 
saisonbereinigt um 4,7 Prozent höher im Vergleich 
zum Vormonat. Gegenüber dem Vorjahresmonat 
gingen die Importe nur um 0,1  Prozent zurück. 
Von Januar bis November wurden Waren im Wert 
von 501,3  Mrd. € aus EU-Ländern importiert, was 
einem Rückgang von 8,8  Prozent gegenüber dem 
Vorjahr entspricht. Im Vergleich zum Vorjahr san-
ken die Importe aus Ländern des Euroraums am 
stärksten (-10,0 Prozent). Einfuhren aus dem Euro-
raum hingegen fielen um 6,2 Prozent. Aus Drittlän-
dern außerhalb der EU wurde 7,2 Prozent weniger 
importiert. 

Die Bilanz des Warenhandels (Warenhandel nach 
Ursprungswerten, mit Ergänzungen zum Außen-
handel) lag im Zeitraum Januar bis November mit 
177,9  Mrd. € um 31,1  Mrd. € merklich unter dem 
Vorjahresniveau. Der Leistungsbilanzüberschuss 
betrug 208,5 Mrd. € und damit 11,0 Mrd. € weniger 
als im Vorjahreszeitraum.

Insgesamt setzt sich die Erholung des Außenhan-
dels nach den tiefen Einbrüchen im Frühjahr im 
November weiter fort. So konnten die nominalen 
Warenexporte das siebte Mal in Folge zulegen, fie-
len jedoch noch 4,7  Prozent niedriger aus als im 
Februar  2020, dem letzten Monat vor den pande-
miebedingten Einschränkungen. Im Zweimonats-
vergleich ergibt sich ein Anstieg der nominalen Ex-
porte um 3,2  Prozent gegenüber der Vorperiode. 
Auch die nominalen Importe erholten sich und la-
gen nur noch um 0,6 Prozent niedriger als im Fe
bruar  2020. Nach ausgewählten Ländern zeigten 
sich im November insbesondere Zuwächse beim 
Handel mit der Volksrepublik China. So lagen die 
Exporte im Vorjahresvergleich um 14,3  Prozent 
und die Importe um 5,4 Prozent höher. Gegenüber 
den Vereinigten Staaten gingen die Exporte gegen-
über dem Vorjahresmonat um 3,1 Prozent und die 
Importe um 1,5 Prozent zurück.

Die Stimmungsindikatoren zum Außenhandel 
deuten auf eine Fortsetzung der Aufwärtsbewe-
gung hin. So haben sich laut dem ifo  Institut die 
Exporterwartungen im Dezember leicht und im 
Januar noch einmal merklich verbessert und sind 
per saldo wieder optimistisch ausgerichtet. Auch 
die Auslandsaufträge konnten im November weiter 
zulegen. Die außenwirtschaftlichen Risiken bleiben 
angesichts der globalen Pandemieentwicklung je-
doch weiterhin sehr hoch.

Industrieproduktion 
nähert sich weiter dem 
Vorkrisenniveau an

Die preisbereinigte Produktion im Produzierenden 
Gewerbe ist im November  2020 gegenüber dem 
Vormonat um saisonbereinigt 0,9  Prozent gestie-
gen (nach +3,4  Prozent im Oktober). Im Vergleich 
zum November  2019 lag die Produktion damit 
noch um 2,6 Prozent niedriger und gegenüber dem 
letzten Vorkrisenmonat Februar 2020 um 3,8 Pro-
zent niedriger. Auch die Industrieproduktion er-
höhte sich im November und übertraf das Vormo-
natsniveau um saisonbereinigt 1,2  Prozent. Dabei 
nahm die Produktion von Vorleistungsgütern um 
2,4 Prozent und die Produktion von Investitionsgü-
tern um 1,3 Prozent gegenüber dem Vormonat zu. 
Die Produktion von Konsumgütern ging dagegen 
um 1,7  Prozent zurück. Der Umsatz im Verarbei-
tenden Gewerbe lag im November saisonbereinigt 
um 1,1 Prozent höher als im Oktober (Oktober ge-
genüber September revidiert +3,2 Prozent). Gegen-
über dem Vorkrisenmonat Februar 2020 ergab sich 
ein saisonbereinigter Rückgang von 3,6 Prozent.

Die Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe 
sind im November saisonbereinigt um 2,3 Prozent 
gegenüber dem Vormonat gestiegen (Oktober re-
vidiert +3,3  Prozent). Ohne Berücksichtigung von 
Großaufträgen lag der Auftragseingang dabei sai-
sonbereinigt um 1,6 Prozent höher als im Vormo-
nat. Die Aufträge aus dem Inland stiegen gegenüber 
dem Vormonat saisonbereinigt um 1,6 Prozent, aus 
dem Ausland um 2,9  Prozent (davon Euroraum 
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+6,1 Prozent und restliches Ausland +0,9 Prozent). 
Im Vergleich zum Februar 2020 fiel der Auftragsein-
gang im November saisonbereinigt um 4,0 Prozent 
höher aus.

Insgesamt hat sich die Aufwärtsbewegung in der 
Industrie in Richtung des Vorkrisenniveaus auch 
im November fortgesetzt, wenngleich mit etwas 
geringerer Dynamik als im Oktober 2020. Im Zwei-
monatsdurchschnitt beträgt das Plus bei der Pro-
duktion im Verarbeitenden Gewerbe gegenüber 
der Vorperiode 5,4 Prozent, was für eine deutliche 
Zuwachsrate im 4.  Quartal  2020 spricht. Auch die 
Auftragseingänge haben im November mit leicht 
abgeschwächter Dynamik weiter zugelegt. Der Vo-
lumenindex liegt hier bereits über Vorkrisenniveau, 
insbesondere spürbar bei Auftragseingängen aus 
dem Ausland. Die Industrie dürfte die Entwicklung 
der Wirtschaftsleistung im 4. Quartal 2020 deutlich 
gestützt haben. Dafür spricht neben den verfügba-
ren Zahlen für Oktober und November auch, dass 
laut dem Statistischem Bundesamt die Lkw-Fahr-
leistung auf Autobahnen, die mit der Industrieent-
wicklung zusammenhängt, im Dezember nochmals 
um 4,4 Prozent gegenüber dem Vormonat zugelegt 
hat. Laut dem ifo Institut haben sich im Dezember 
die Produktionserwartungen der deutschen Indus-
trie für die kommenden Monate gegenüber dem 
Vormonat derweil etwas eingetrübt, während sich 
das ifo Geschäftsklima im Verarbeitenden Gewerbe 
seit November trotz leichter Eintrübung am aktu-
ellen Rand insgesamt verbessert hat.

Konsumklima sinkt im Januar 
weiter

Die realen Einzelhandelsumsätze (ohne Kfz) lagen 
im November 2019 um saisonbereinigt 1,9 Prozent 
höher als im Vormonat. Im Vorjahresvergleich ver-
zeichneten sie einen Anstieg von 5,6  Prozent. Im 
Vergleich zum Vorkrisenmonat Februar  2020 la-
gen die Einzelhandelsumsätze um 8,4 Prozent hö-
her. Innerhalb der Branche ergeben sich dabei in-
folge der Pandemie weiterhin starke Unterschiede 
in der Entwicklung. Während z.  B. der Internet- 
und Versandhandel im November ein Umsatzplus 

gegenüber dem Vorjahresmonat von 31,8  Pro-
zent zu verzeichnen hatte, lag der Umsatz im Han-
del mit Textilien, Bekleidung, Schuhen und Leder-
waren 20,0  Prozent unterhalb des Niveaus zum 
Vorjahreszeitpunkt.

Das Konsumklima ist laut dem Konsumklimain-
dex der Gesellschaft für Konsumforschung (GfK) 
im Januar auf -7,5 Punkte gefallen (-0,7 Punkte ge-
genüber dem Vormonat). Damit hat es im Zuge der 
pandemischen Lage und Verschärfung der Ein-
dämmungsmaßnahmen einen weiteren Dämp-
fer hinnehmen müssen, nachdem es bereits in den 
letzten beiden Monaten deutlich zurückgegangen 
war. Für den Monat Februar prognostiziert die GfK 
einen weiteren erheblichen Rückgang des Kon-
sumklimas um 8,1 Punkte.

Arbeitslosenzahlen 
zum Jahresende stabil – 
Kurzarbeitsanzeigen steigen

Die Zahl der als arbeitslos registrierten Personen lag 
im Dezember nach Ursprungswerten bei 2,707 Mil-
lionen. Das waren rund 8.000  Personen mehr als 
im Vormonat und rund 480.000  Personen mehr 
als im Vorjahresmonat. Saisonbereinigt nahm die 
Arbeitslosenzahl gegenüber dem Vormonat um 
37.000  Personen ab. Die saisonbereinigte Arbeits-
losenquote lag wie im Vormonat bei 6,1  Prozent; 
gegenüber dem Vorjahresmonat stieg die Arbeits-
losenquote um 1,0 Prozentpunkte. Nach dem Kon-
zept der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) 
waren im November wie im Oktober saisonberei-
nigt 1,98 Millionen Personen erwerbslos. Dies ent-
spricht einer saisonbereinigten Erwerbslosenquote 
von 4,5 Prozent.

Erwerbstätig waren im November nach Inlands-
konzept und Ursprungswerten 44,9 Millionen Per-
sonen, ein Minus von 1,6 Prozent gegenüber dem 
Vorjahresmonat. Saisonbereinigt nahm die Er-
werbstätigenzahl um 3.000  Personen gegenüber 
dem Vormonat ab. Die sozialversicherungspflich-
tige Beschäftigung lag nach der Hochrechnung 

86



A
kt

ue
lle

 W
irt

sc
ha

ft
s-

 u
nd

 F
in

an
zl

ag
e

87

Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage
Konjunkturentwicklung aus finanzpolitischer Sicht

Monatsbericht des BMF 
Januar 2021

BIP-Wachstum und ifo Geschäftsklima Deutschland
Salden in %

Im April 2018 löste das ifo Geschäftsklima Deutschland den bisherigen Index für die Gewerbliche Wirtschaft ab. 
Quellen: Statistisches Bundesamt, ifo Institut, eigene Berechnungen
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der Bundesagentur für Arbeit (BA) im Oktober 
bei 33,86 Millionen Personen (‑0,3 Prozent gegen-
über Vorjahr). Nach vorläufigen Hochrechnun-
gen der  BA erhielten im Oktober 1,99  Millionen 
Beschäftigte Kurzarbeitergeld (Kurzarbeiterquote 
über alle Branchen hinweg bei 5,9  Prozent). Der 
durchschnittliche Arbeitsausfall lag bei 37 Prozent. 
Anzeigen auf Kurzarbeit wurden im Dezember (bis 
28.  Dezember) für 666.000  Personen gestellt, ein 
leichtes Plus gegenüber November (628.000 Perso-
nen) und ein deutlicheres Plus gegenüber Oktober 
(148.000 Personen).

Insgesamt blieb die Entwicklung am Arbeitsmarkt 
somit zum Jahresende gegenüber dem Sommer 
und Frühherbst stabil. Wie schon im Vormonat gin-
gen allerdings erneut wesentlich mehr Anzeigen 
auf Kurzarbeit bei der BA ein als noch im Sommer 
und Frühherbst. Nach Angaben der BA betraf dies 
im Dezember größtenteils Beschäftigte im Han-
del und in der Gastronomie, aber auch personen-
nahe Dienstleistungen wie Friseurbetriebe. Bei den 
Frühindikatoren war das umfragebasierte ifo  Be-
schäftigungsbarometer im Dezember gegenüber 
dem Vormonat vor allem wegen rückläufiger Ein-
stellungspläne im Dienstleistungssektor zurück-
gegangen. Im Januar ist nun ein weiterer leichter 
Rückgang zu verzeichnen, der diesmal maßgeblich 
auf negative Signale aus dem (Einzel-)Handel zu-
rückzuführen ist. Das Arbeitsmarktbarometer des 
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
der Bundesagentur für Arbeit (IAB) war im Dezem-
ber noch leicht gestiegen, bevor es dann im Januar 
einen Rückgang hinnehmen musste. Es verbleibt 
dabei aber noch im leicht positiven Bereich und 
deutet daraufhin, dass der Arbeitsmarkt den pan-
demiebedingten Belastungen zu Jahresbeginn ins-
gesamt gesehen standhalten dürfte.

Inflationsrate im Dezember 
unverändert leicht negativ

Die Inflationsrate (Veränderung des Verbraucher-
preisindex gegenüber dem Vorjahresmonat) lag 
nach Berechnungen des Statistischen Bundesamts 
im Dezember  2020 wie schon im Vormonat bei 
‑0,3 Prozent (nach je -0,2 Prozent im Oktober und 
September). Gegenüber dem Vormonat entspricht 
dies einer Steigerung des Verbraucherpreisniveaus 
um 0,5 Prozent. Im Jahresdurchschnitt 2020 lag die 
Inflationsrate gegenüber 2019 bei 0,5 Prozent.

Die Erzeugerpreise gewerblicher Produkte verrin-
gerten sich im November  2020 im Vergleich zum 
Vorjahresmonat um 0,5  Prozent (+0,2  Prozent ge-
genüber Vormonat). Ohne Berücksichtigung 
der Energiepreise stiegen die Erzeugerpreise um 
0,3 Prozent über das Niveau des Vorjahresmonats. 
Die Preise importierter Güter lagen im Novem-
ber um 3,8 Prozent unter dem Vorjahresniveau. Im 
Vormonatsvergleich stiegen sie um 0,5 Prozent. Ein 
maßgeblicher Treiber der Entwicklung waren die 
Einfuhrpreise für Energie, welche 27,8 Prozent un-
ter Vorjahresniveau lagen (Erdöl dabei -35,1  Pro-
zent). Der Einfuhrpreisindex ohne Energie ging im 
November um 0,8 Prozent gegenüber dem Vorjah-
resmonat zurück.

Die Inflationsrate in Deutschland blieb auch zum 
Jahresende vor allem angesichts der zeitweiligen 
Umsatzsteuersatzsenkung und des Basiseffekts 
durch den Einbruch der Energiepreise zum Jahres-
anfang 2020 im leicht negativen Bereich. Aufgrund 
der im Jahresverlauf  2020 wieder deutlich gestie-
genen Energiepreise sowie dem Ende der befris-
teten Absenkung der Umsatzsteuersätze sind für 
die ersten Monate  2021 für sich genommen wie-
der höhere Inflationsraten zu erwarten. Die Kern-
inflationsrate (ohne Energie- und Nahrungsmittel-
preise) ist im Dezember mit 0,3 Prozent gegenüber 
den in den Vormonaten zu verzeichnenden Raten 
(je 0,5 Prozent von September bis November) etwas 
zurückgegangen. Gegenüber dem 1. Halbjahr hatte 
sich auch hier ein dämpfender Effekt durch die Ab-
senkung der Umsatzsteuersätze ergeben, der mit 
dem Jahreswechsel wegfallen dürfte.
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Steuereinnahmen im Dezember 2020

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemein-
desteuern) sind im Dezember  2020 um 2,1  Pro-
zent gegenüber dem Dezember 2019 gesunken. Die 
konjunkturellen Auswirkungen der Corona-Krise 
belasteten weiterhin das Steueraufkommen. Wie in 
den vorangegangenen Monaten beeinflussten da-
neben auch die Auswirkungen untergesetzlicher 
Maßnahmen in Verbindung mit dem Coronavi-
rus die Steuereinnahmen. Das Umsatzsteuerauf-
kommen wird weiterhin aufgrund der temporären 
Absenkung der Umsatzsteuersätze für das 2. Halb-
jahr  2020 beeinträchtigt. Allerdings entwickelten 
sich die Steuereinnahmen im Dezember 2020 deut-
lich besser als erwartet. Beträchtliche Zuwächse 
waren bei den nicht veranlagten Steuern vom Er-
trag und bei der Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge zu verzeichnen. Die Einnah-
men aus den Gemeinschaftsteuern lagen insge-
samt um 3,1 Prozent unter dem Niveau des Vorjah-
resmonats. Bei den Bundessteuern ergab sich im 
Dezember ein Einnahmezuwachs um 0,7  Prozent. 
Die Einnahmen aus den Ländersteuern wiesen auf-
grund einer starken Zunahme der Einnahmen aus 
der Erbschaftsteuer einen Anstieg um 9,1  Prozent 
auf.

EU-Eigenmittel

Im Berichtsmonat Dezember 2020 stiegen die Zah-
lungen von EU-Eigenmitteln inklusive der Zölle 
um rund 2,0 Mrd. € auf rund 3,5 Mrd. € gegenüber 
1,5  Mrd. € im Dezember  2019. Die Europäische 
Union (EU) hatte im Oktober 2020 für das Jahr 2020 
einen Berichtigungshaushalt angenommen. Dieser 
wurde nunmehr rückwirkend für alle bisherigen 
Monate des vergangenen Jahres im November und 
Dezember  2020 abgerechnet, was zu einer Spitze 
der monatlichen Zahlungen führte. Die monatli-
chen Anforderungen der EU schwanken aufgrund 
des jeweiligen Finanzierungsbedarfs der Europä
ischen Union. Sie orientieren sich grundsätzlich an 
dem gültigen Jahreshaushalt der EU des betreffen-
den Jahres.

Gesamtüberblick im 
Haushaltsjahr 2020

Im Haushaltsjahr  2020 ist das Steueraufkommen 
insgesamt um 7,3 Prozent gegenüber dem Vorjah-
resniveau gesunken. Die Einnahmen aus den Ge-
meinschaftsteuern verringerten sich um 8,6  Pro-
zent; das Aufkommen der Bundessteuern sank um 
3,6  Prozent. Die Ländersteuern verzeichneten ei-
nen Einnahmezuwachs um 7,4 Prozent.

Verteilung auf Bund, Länder 
und Gemeinden

Die Steuereinnahmen des Bundes nach Verrechnung 
von Bundesergänzungszuweisungen verzeichne-
ten im Dezember 2020 einen Rückgang um 9,3 Pro-
zent gegenüber dem Ergebnis im Dezember 2019. Die 
Einnahmen des Bundes aus den Gemeinschaftsteu-
ern verringerten sich um 6,6  Prozent. Unter ande-
rem aufgrund der Änderung des Finanzausgleichsge-
setzes durch das Zweite Corona-Steuerhilfegesetz hat 
sich der Anteil des Bundes an den Steuern vom Um-
satz zugunsten von Ländern und Gemeinden gegen-
über dem Vorjahr beträchtlich verringert. Damit sol-
len die Steuermindereinnahmen der Länder durch 
den aus dem Lohnsteueraufkommen gezahlten ein-
maligen Kinderbonus sowie durch die temporäre 
Steuersatzsenkung bei der Umsatzsteuer kompen-
siert werden. Zudem wurden aufgrund des Gesetzes 
zur Anpassung der Ergänzungszuweisungen des Bun-
des nach § 11 Absatz 4 des Finanzausgleichsgesetzes 
und zur Beteiligung des Bundes an den flüchtlings-
bezogenen Kosten der Länder vom 3. Dezember 2020 
rund 153 Mio. € vom Bund an die Länder gezahlt. Da 
sich das Aufkommen der Steuern vom Umsatz zu-
dem durch die Umsatzsteuersatzsenkung auch ins-
gesamt verringerte, sanken die Einnahmen des Bun-
des aus dem Aufkommen der Steuern vom Umsatz 
um 25,3 Prozent gegenüber dem Dezember 2019. Ne-
ben den Steuern vom Umsatz trugen des Weiteren 
die gegenüber dem Vorjahreszeitraum deutlich er-
höhten EU-Eigenmittelabführungen zu dem starken 



Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage
Steuereinnahmen im Dezember 2020

Monatsbericht des BMF 
Januar 2021

Rückgang der Steuereinnahmen des Bundes bei. Zu-
dem waren höhere Bundesergänzungszuweisungen 
gegenüber dem Vorjahresmonat Dezember  2019 zu 
leisten. Die Einnahmen aus Bundessteuern stiegen 
leicht um 0,7 Prozent. 

Die Länder verbuchten im Dezember  2020 ei-
nen leichten Anstieg ihrer Steuereinnahmen um 
0,2  Prozent. Im Vergleich zum Vorjahresmonat 
stiegen die Einnahmen der Länder aus den Steuern 

vom Umsatz aufgrund der oben dargestellten Zah-
lungen des Bundes an die Länder um 1,9 Prozent. 
Der Wegfall der erhöhten Gewerbesteuerumlage 
minderte hingegen die Steuereinnahmen der Län-
der. Die Ländereinnahmen aus den Gemeinschaft-
steuern insgesamt verringerten sich um 0,9  Pro-
zent. Demgegenüber war bei den Ländersteuern ein 
deutliches Plus von 9,1 Prozent zu verzeichnen. Die 
Einnahmen der Gemeinden aus ihrem Anteil an 
den Gemeinschaftsteuern stiegen um 3,0 Prozent.
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2020

Dezember

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 
Dezember

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Schätzungen 

für 20204

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. € in % in Mio. € in % in Mio. € in %

Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer² 26.655  -0,9 209.286  -4,7 208.350  -5,1

Veranlagte Einkommensteuer 16.508  -2,1 58.982  -7,4 58.050  -8,9

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 2.857 +35,9 21.498  -8,5 19.950  -15,1

Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräuße-
rungserträge (einschließlich ehemaligem 
Zinsabschlag)

745 +64,9 6.763 +31,4 6.450 +25,3

Körperschaftsteuer 8.077 +2,3 24.268  -24,2 21.100  -34,1

Steuern vom Umsatz 19.227  -9,7 219.484  -9,8 218.750  -10,1

Gewerbesteuerumlage 810  -17,5 3.799  -19,2 3.762  -20,0

Erhöhte Gewerbesteuerumlage 21  -97,3 156  -95,4 0 X

Gemeinschaftsteuern insgesamt 74.901  -3,1 544.236  -8,6 536.412  -9,9

Bundessteuern

Energiesteuer 7.829  -7,5 37.635  -7,5 37.700  -7,3

Tabaksteuer 1.996 +36,3 14.651 +2,8 14.360 +0,7

Alkoholsteuer 365 +70,1 2.238 +5,7 2.050  -3,2

Versicherungsteuer 717 +7,2 14.553 +3,0 14.520 +2,7

Stromsteuer 570  -3,5 6.561  -1,9 6.550  -2,1

Kraftfahrzeugsteuer 689 +10,3 9.526 +1,6 9.500 +1,4

Luftverkehrsteuer 32  -73,2 292  -75,3 270  -77,2

Solidaritätszuschlag 3.025 +0,8 18.676  -4,9 18.400  -6,3

Übrige Bundessteuern 180 +26,8 1.500 +2,3 1.442  -1,7

Bundessteuern insgesamt 15.405 +0,7 105.632  -3,6 104.792  -4,3

Ländersteuern

Erbschaftsteuer 815 +23,3 8.600 +23,1 8.500 +21,7

Grunderwerbsteuer 1.515 +1,6 16.055 +1,7 15.700  -0,6

Rennwett- und Lotteriesteuer 205 +24,6 2.044 +3,5 2.000 +1,3

Biersteuer 46 +1,5 566  -8,2 540  -12,5

Übrige Ländersteuern 42 +2,5 510 +5,7 510 +5,8

Ländersteuern insgesamt 2.623 +9,1 27.775 +7,4 27.250 +5,4

Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹ 
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Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer

Das Bruttoaufkommen der Lohnsteuer verringerte 
sich im Dezember 2020 um 0,3 Prozent gegenüber 
dem Dezember 2019. Das aus dem Lohnsteuerauf-
kommen gezahlte Kindergeld stieg um 4,0 Prozent. 
Somit ergab sich ein leicht rückläufiges kassen-
mäßiges Lohnsteueraufkommen von 0,9  Prozent 
im Vergleich zum Dezember  2019. Im Haushalts-
jahr  2020 lag das kassenmäßige Lohnsteuerauf-
kommen um 4,7  Prozent unter dem Niveau des 
Vorjahres.

Körperschaftsteuer

Im aufkommensstarken Vorauszahlungsmonat De-
zember stieg das Körperschaftsteueraufkommen 
brutto um 2,3 Prozent. Die Verbesserung des Saldos 
aus Nachzahlungen und Erstattungen überstieg 
den Rückgang der Vorauszahlungen. Unter ande-
rem ergab sich ein beträchtlicher Einnahmeanstieg 
aus der Veranlagung der Jahre vor 2017. Die Inves-
titionszulage hatte – aufgrund ihres geringen Volu-
mens – nahezu keinen Einfluss auf das Aufkommen, 
sodass das kassenmäßige Erstattungsvolumen aus 
dem Körperschaftsteueraufkommen ebenfalls um 
2,3 Prozent stieg. Im Haushaltsjahr 2020 verringerte 
sich das kassenmäßige Körperschaftsteueraufkom-
men um 24,2 Prozent gegenüber dem Vorjahr.

2020

Dezember

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 
Dezember

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Schätzungen 

für 20204

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. € in % in Mio. € in % in Mio. € in %

EU-Eigenmittel

Zölle 400 +4,8 4.703  -7,5 4.650  -8,6

Mehrwertsteuer-Eigenmittel 204 +69,1 2.473  -1,9 2.480  -1,6

BNE-Eigenmittel 2.876 +184,9 25.616 +9,9 25.620 +9,9

EU-Eigenmittel insgesamt 3.480 +130,1 32.791 +6,0 32.750 +5,9

Bund³ 42.066  -9,3 283.115  -14,0 278.730  -15,3

Länder³ 40.370 +0,2 316.331  -2,5 311.849  -3,9

EU 3.480 +130,1 32.791 +6,0 32.750 +5,9

Gemeindeanteil an der Einkommen- und 
Umsatzsteuer

7.413 +3,0 50.107  -2,5 49.775  -3,1

Steueraufkommen insgesamt (ohne Ge-
meindesteuern)

93.329  -2,1 682.345  -7,3 673.104  -8,5

1  Methodik: Kassenmäßige Verbuchung der Einzelsteuer insgesamt und Aufteilung auf die Ebenen entsprechend den gesetzlich 
festgelegten Anteilen. Aus kassentechnischen Gründen können die tatsächlich von den einzelnen Gebietskörperschaften im 
laufenden Monat vereinnahmten Steuerbeträge von den Sollgrößen abweichen.

2  Nach Abzug der Kindergelderstattung durch das Bundeszentralamt für Steuern.
3  Nach Ergänzungszuweisungen; Abweichung zu Tabelle „Einnahmen des Bundes“ ist methodisch bedingt (vergleiche Fußnote 1).
4  Ergebnis Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ vom November 2020.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

noch: Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹
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Veranlagte Einkommensteuer

Das Aufkommen aus veranlagter Einkommen-
steuer brutto hatte im Vorauszahlungsmonat De-
zember einen Rückgang von 3,2 Prozent gegenüber 
dem Dezember  2019 zu verzeichnen. Die Voraus-
zahlungen gingen leicht zurück, während sich der 
Saldo aus Nachzahlungen und Erstattungen kaum 
veränderte. Insgesamt entwickelte sich das Brut-
toaufkommen im Haushaltsjahr  2020 rückläu-
fig. Nach Abzug der Arbeitnehmererstattungen 
(-28,6 Prozent gegenüber dem Dezember 2019) und 
der nur noch unbedeutenden Investitions- und Ei-
genheimzulagen ergab sich per saldo im Dezem-
ber  2020 ein Rückgang des kassenmäßigen Steu-
eraufkommens aus veranlagter Einkommensteuer 
von 2,1  Prozent. Im Haushaltsjahr  2020 verrin-
gerte sich das kassenmäßige Aufkommen der ver-
anlagten Einkommensteuer deutlich, nämlich um 
7,4 Prozent.

Nicht veranlagte Steuern vom 
Ertrag

Im Dezember 2020 lag das Bruttoaufkommen der 
nicht veranlagten Steuern vom Ertrag um 38,4 Pro-
zent über der Vorjahresbasis. Die aus dem Aufkom-
men geleisteten Erstattungen durch das Bundes-
zentralamt für Steuern lagen bei rund 165 Mio. €. 
Insgesamt ergibt sich ein Anstieg des Kassenauf-
kommens der nicht veranlagten Steuern vom Ertrag 
um 35,9  Prozent gegenüber dem Dezember  2019. 
Aufgrund der Corona-Pandemie verschoben sich 
die Hauptversammlungstermine von Kapitalge-
sellschaften und damit auch die auf den Hauptver-
sammlungen beschlossenen Dividendenausschüt-
tungen. Im Haushaltsjahr 2020 verringerte sich das 
kassenmäßige Aufkommen der nicht veranlagten 
Steuern vom Ertrag um 8,5 Prozent gegenüber dem 
Vorjahr.

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge

Das Aufkommen aus der Abgeltungsteuer auf 
Zins- und Veräußerungserträge verzeichnete im 
Vergleich zum Dezember  2019 einen Anstieg um 
64,9  Prozent. Im bisherigen Jahresverlauf wa-
ren beträchtliche Schwankungen in den monatli-
chen Einnahmen zu beobachten, da viele Anleger 
offensichtlich aufgrund der wirtschaftlichen Ent-
wicklung Gewinne aus der Anlage von Wertpapie-
ren realisierten. Insgesamt stieg das kassenmäßige 
Aufkommen der Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge im Haushaltsjahr  2020 um 
31,4 Prozent gegenüber dem Vorjahr.

Steuern vom Umsatz

Das Aufkommen der Steuern vom Umsatz ver-
zeichnete im Dezember 2020 einen Rückgang von 
9,7  Prozent gegenüber dem Dezember  2019; wo-
bei sich das Aufkommen aus der Binnenumsatz-
steuer um 7,8 Prozent und die Einnahmen aus der 
Einfuhrumsatzsteuer um 16,0  Prozent jeweils ge-
genüber dem Dezember  2019 verringerten. Dies 
resultierte vor allem aus der temporären Umsatz-
steuersatzsenkung für das 2.  Halbjahr  2020. Im 
Haushaltsjahr  2020 sank das kassenmäßige Auf-
kommen der Steuern vom Umsatz um 9,8 Prozent 
gegenüber dem Vorjahr.
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Bundessteuern

Das Aufkommen aus den Bundessteuern lag im De-
zember 2020 um 0,7 Prozent über dem Steuerauf-
kommen des Vorjahresmonats. Bei verschiedenen 
Steuerarten führten die steuerlichen Maßnahmen, 
um die Liquidität der Unternehmen zu verbessern, 
zu einem Einnahmerückgang. Ein höheres Steu-
eraufkommen gegenüber dem Dezember  2019 
war bei der Versicherungsteuer (+7,2 Prozent), der 
Kraftfahrzeugsteuer (+10,3  Prozent), der Alkohol-
steuer (+70,1  Prozent) sowie bei der Tabaksteuer 
(+36,3  Prozent) zu beobachten. Bei Letzterer wur-
den rund 230 Mio. € Tabaksteueraufkommen vom 
November in den Folgemonat Dezember gebucht. 
Rückgänge zeigten die Energiesteuer (-7,5 Prozent) 
sowie die Stromsteuer (-3,5  Prozent). Infolge der 
Pandemie ist der weltweite Luftverkehr seit dem 
Frühjahr  2020 nahezu zum Erliegen gekommen. 
Daneben trugen auch noch Steuerstundungen zum 
Einbruch der Luftverkehrsteuer um 73,2  Prozent 
gegenüber dem Dezember  2019 bei. Die Einnah-
men aus dem Solidaritätszuschlag stiegen leicht 
um 0,8 Prozent infolge des Anstiegs seiner Bemes-
sungsgrundlagen. Die Veränderungen bei den übri-
gen Steuerarten hatten betragsmäßig nur geringen 
Einfluss auf das Gesamtergebnis der Bundessteu-
ern. Im Haushaltsjahr  2020 sank das Aufkommen 
aus den Bundessteuern um 3,6 Prozent gegenüber 
dem Vorjahr.

Ländersteuern

Das Aufkommen der Ländersteuern lag im Dezem-
ber  2020 um 9,1  Prozent über dem Ergebnis vom 
Dezember  2019. Ursächlich hierfür waren haupt-
sächlich deutlich höhere Einnahmen aus der Erb-
schaftsteuer (+23,3  Prozent). Auch die Biersteuer 
(+1,5  Prozent), die Rennwett- und Lotteriesteuer 
(+24,6  Prozent), die Grunderwerbsteuer (+1,6  Pro-
zent) sowie die Feuerschutzsteuer (+2,4  Prozent) 
entwickelten sich positiv. Im Haushaltsjahr  2020 
stiegen die Einnahmen der Länder aus den Länder-
steuern um 7,4 Prozent gegenüber dem Vorjahr.
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Aufgrund der Auswirkungen der COVID-19-Pan-
demie fällt der Finanzierungssaldo der Länder-
gesamtheit deutlich schlechter aus als im ent-
sprechenden Vorjahreszeitraum; Ende November 
betrug der Finanzierungssaldo -36,9 Mrd. € und lag 
damit um rund 5 Mrd. € über dem Vormonat.

Die Ausgaben der Länder wuchsen im Vergleich 
zum Vorjahr deutlich, und zwar um 16,3  Prozent. 
Der Anstieg ist wie in den Vormonaten vor allem 
auf pandemiebedingte höhere Ausgaben zurückzu-
führen. Die Zuweisungen an Gemeinden erhöhten 
sich um 14,3 Prozent gegenüber dem Vorjahr und 
sind u. a. auf den Ausgleich der Gewerbesteuermin-
dereinnahmen zurückzuführen.

Die Einnahmen stiegen leicht um 4,2 Prozent. Die-
ser Anstieg ist wie in den Vormonaten auf den 

Zuwachs der Zuweisungen von Verwaltungen zu-
rückzuführen, in denen sich vor allem die vom 
Bund geleisteten Zahlungen an die Länder im 
Rahmen der Corona-Hilfspakete und die Zahlun-
gen aus den eingerichteten Sondervermögen der 
Länder widerspiegeln. Die Steuereinahmen sind 
weiterhin rückläufig. Sie verringerten sich bezo-
gen auf die Ländergesamtheit um 5,3  Prozent ge-
genüber dem Vorjahreszeitraum. Bei den einzel-
nen Ländern sind sie aufgrund der Umstellung des 
Bund-Länder-Finanzausgleichs nicht mit dem Vor-
jahr vergleichbar.

Die Einnahmen und Ausgaben der Länder bis ein-
schließlich November sind im statistischen An-
hang der Online-Version des Monatsberichts 
(www.bmf-monatsbericht.de) aufgeführt.

Entwicklung der Länderhaushalte bis 
einschließlich November 2020

Entwicklung der Länderhaushalte bis November 2020, Länder insgesamt
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in %

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis November 2020, Flächenländer 
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in %

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis Novemver 2020, Stadtstaaten
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in %

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Die Kreditaufnahme des Bundes umfasst die Kre-
ditaufnahme für die Verschuldung des Bundes 
(Haushalt und Sondervermögen) und die Kredit-
aufnahme für die Refinanzierung der Sonderver-
mögen des Bundes zur Durchleitung von Krediten 
an öffentliche Anstalten des Bundes.

Entwicklung der 
Kreditaufnahme des Bundes

Der Bund hatte am 31.  Dezember  2019 Kredite 
in Höhe von 1.078,3  Mrd. € aufgenommen. Die-
ser Bestand erhöhte sich zum 31.  Dezember  2020 
auf  1272,0 Mrd.  €. Der mit 193,7  Mrd. € deutliche 
Anstieg der Kreditaufnahme geht auf die Finan-
zierungsbedürfnisse des Bundes für den Haushalt 
und die Sondervermögen zurück, aber auch auf die 
Bedarfe für Refinanzierungen derjenigen Sonder-
vermögen, die dazu dienen, Kredite an Bundesan-
stalten des öffentlichen Rechts weiterzuleiten. Den 
wirtschaftlichen Hintergrund der gestiegenen Kre-
ditaufnahme bilden die Maßnahmen, welche die 
Bundesregierung zur Bekämpfung der wirtschaft-
lichen Folgen der COVID-19-Pandemie beschlos-
sen hat. Diese sehen sowohl eine gestiegene Net-
tokreditaufnahme des Bundeshaushalts als auch 
umfangreiche Refinanzierungsaufgaben des Wirt-
schaftsstabilisierungsfonds (WSF) vor.

Der Anstieg der Kreditaufnahme gegenüber dem 
31.  Dezember  2019 resultiert aus neuen Aufnah-
men im Volumen von 441,5 Mrd. € bei Fälligkeiten 
im Volumen von 247,7 Mrd. €. Im Jahr 2020 wur-
den für die Verzinsung aller auch in früheren Jah-
ren aufgenommenen bestehenden Kredite saldiert 
4,2 Mrd. € aufgewendet.

Im Dezember wurden insgesamt 8,5 Mrd. € an kon-
ventionellen Bundeswertpapieren emittiert. Diese 
verteilten sich auf 2  Mrd. € Bundesobligationen, 
3 Mrd. € Bundesschatzanweisungen und 3,5 Mrd. € 

Unverzinsliche Schatzanweisungen des Bundes. Im 
Dezember erfolgten keine Emissionen in Grünen 
oder inflationsindexierten Bundeswertpapieren.

Die Eigenbestände des Bundes erhöhten sich im 
Dezember um 0,9 Mrd. €. Konkret handelte es sich 
dabei um Verkäufe in Höhe von 3,4 Mrd. € am Se-
kundärmarkt, denen Käufe von 2,9  Mrd. € und 
die Erhöhung von Eigenbeständen um 1,4  Mrd. € 
durch bei Emissionen zurückbehaltene Emissions-
anteile und einen geringfügigen Anteil von Tilgun-
gen der Eigenbestände gegenüberstanden. Damit 
erhöhte sich der Eigenbestand zum 31.  Dezem-
ber 2020 auf insgesamt 183,0 Mrd. €.

Am 31.  Dezember  2020 entfielen 94,7  Prozent der 
Kreditaufnahmen auf die Verschuldung des Bun-
des (Haushalt und Sondervermögen) und 5,3 Pro-
zent auf die Refinanzierung der Sondervermögen 
für durchgeleitete Kredite an Bundesanstalten des 
öffentlichen Rechts.

Entwicklung der Verschuldung 
des Bundes (Haushalt und 
Sondervermögen)

Im Dezember  2020 wurden für den Bund (Haus-
halt und Sondervermögen) insgesamt 5,1  Mrd. € 
an Krediten aufgenommen. Gleichzeitig wurden 
23,5  Mrd. € fällige Kredite getilgt. Für die Verzin
sung der Verschuldung des Bundes (Haushalt und 
Sondervermögen) ergab sich im Dezember saldiert 
ein Einnahmeüberschuss in Höhe von 0,1 Mrd. €.

Am 31.  Dezember  2020 betrug die Verschuldung 
des Bundes (Haushalt und Sondervermögen) insge-
samt 1.204,0 Mrd. €. Damit erhöhte sie sich gegen-
über dem 31. Dezember 2019 um 150,7 Mrd. €. Der 
größte Teil der Erhöhung entfiel mit 151,9  Mrd. € 

Kreditaufnahme des Bundes und seiner 
Sondervermögen
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auf den Bundeshaushalt, dessen Verschuldung auf 
1.163,3 Mrd. € anstieg.

Bis zum 31. Dezember 2020 stieg die Verschuldung 
des Finanzmarktstabilisierungsfonds (FMS) für 
Kredite für Aufwendungen gemäß § 9 Abs. 1 Stabi-
lisierungsfondsgesetz (StFG) in geringem Umfang 
um  91  Mio.  €. Beim Investitions- und Tilgungs-
fonds (ITF) verringerte sich die Verschuldung seit 
Jahresbeginn infolge des nach den gesetzlichen 
Vorgaben beim ITF vereinnahmten Bundesbank-
mehrgewinns um  3,2  Mrd.  €. Seine Verschuldung 
sank damit auf  16,0  Mrd.  €. Die Kreditermächti-
gungen des WSF für Kredite für Rekapitalisierungs-
maßnahmen gemäß §  22  StFG wurden bis zum 
31. Dezember 2020 in Höhe von 1,8 Mrd. € in An-
spruch genommen.

Entwicklung der Refinan
zierung der Sondervermögen 
zur Durchleitung von Krediten 
an öffentliche Anstalten des 
Bundes

Im Jahr 2019 begann der FMS gemäß § 9 Abs. 5 StFG, 
Kredite zur Refinanzierung von an Bundesanstal-
ten des öffentlichen Rechts durchzuleitende Dar-
lehen aufzunehmen. Seit Jahresbeginn 2020 wur-
den durch den FMS Kredite zur Refinanzierung von 
Darlehen an die FMS Wertmanagement (FMS-WM) 
in Höhe von 5,6  Mrd. € aufgenommen und 
0,6 Mrd. € getilgt. Per 31. Dezember 2020 betrug der 
Bestand an solchen Krediten insgesamt 30 Mrd. €. 
Seit Juli  2020 nimmt in ähnlicher Weise der WSF 
Kredite für die Gewährung von Darlehen an die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau gemäß §  23  StFG 
auf. Per 31.  Dezember  2020 bestand ein Volumen 
von 38  Mrd. € an solchen Krediten. Seit Jahresbe-
ginn stieg der Bestand der Refinanzierungen der 
Sondervermögen zur Durchleitung von Krediten 
an Anstalten des öffentlichen Rechts somit insge-
samt um 43 Mrd. € auf 68 Mrd. €.

Die gleichzeitige Kreditaufnahme und Dar-
lehensvergabe von FMS und WSF dient der 

Kostenersparnis. Dabei ist die Aufnahme von Kre-
diten zur Durchleitung an die FMS-WM für die 
Verschuldung des Bundes neutral, da sie dort sonst 
notwendige eigene Refinanzierungen ersetzt.

Weitere Einzelheiten für den Monat Dezem-
ber  2020 können folgenden Tabellen entnommen 
werden:

	● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes,

	● Entwicklung der Verschuldung des Bundes-
haushalts und der Sondervermögen,

	● Entwicklung der Refinanzierung der Sonder-
vermögen zur Durchleitung von Krediten an 
öffentliche Anstalten des Bundes,

	● Entwicklung von Umlaufvolumen und Eigen-
bestände an Bundeswertpapieren.

Im statistischen Anhang der Online-Version des 
Monatsberichts sind zusätzlich die drei erstge-
nannten Tabellen mit Daten für den Zeitraum von 
Januar bis Dezember  2020, die nach Restlaufzeit-
klassen gruppierte Kreditaufnahme des Bundes so-
wie die monatliche Historie zur Kreditaufnahme, 
dem Bedarf der Kreditaufnahme, Tilgungen und 
Zinsen für die Kreditaufnahme enthalten.

Die Abbildung „Kreditaufnahme des Bundes – Be-
stand und laufendes Jahr“ zeigt die Verteilung der 
Kreditaufnahme auf die Finanzierungsinstru-
mente, sowohl für die Aufnahme im laufenden Jahr 
bis Ende Dezember  2020 als auch für den gesam-
ten Bestand per 31.  Dezember  2020. Den größten 
Anteil der Kreditaufnahme im laufenden Jahr ma-
chen mit 182,4  Mrd. € beziehungsweise 41,3  Pro-
zent die (teils unterjährig fälligen) Unverzinslichen 
Schatzanweisungen des Bundes aus, gefolgt von 
den 10-jährigen Bundesanleihen mit 120,7  Mrd. € 
beziehungsweise 27,3 Prozent. Zu diesem Segment 
werden hier auch die im Jahr 2020 erstmals bege-
bene 7-jährige und die 15-jährigen Bundesanleihe 
gezählt. Bezogen auf den gesamten Bestand entfällt 
auf dieses Laufzeitsegment mit 549,5  Mrd. € oder 
43,2  Prozent der größte Anteil. Zweitwichtigstes 
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Kreditaufnahme des Bundes - Bestand und laufendes Jahr
in Mio. €

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Kreditaufnahme des Bundes von Januar bis Dezember 2020 Kreditaufnahme des Bundes - Bestand per 31. Dezember 2020

Instrument im Bestand sind die 30-jährigen Bun-
desanleihen, die mit 252,4 Mrd. € einen Beitrag von 
19,8  Prozent ausmachen. Per 31.  Dezember  2020 
waren über 99 Prozent des Bestands der Kreditauf-
nahmen des Bundes in Form von Inhaberschuld-
verschreibungen verbrieft, bei denen die konkreten 
Gläubiger dem Bund nicht bekannt sind.

Details zu den geplanten Emissionen und den 
Tilgungen von Bundeswertpapieren können in 
den Pressemitteilungen zum Emissionskalender 

nachgelesen werden.1 Auf der Internetseite der 
Bundesrepublik Deutschland  – Finanzagen-
tur GmbH werden zudem nach jeder Auktion 
von Bundeswertpapieren die Auktionsergebnisse 
veröffentlicht.2

1  http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017047

2  http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017046
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes im Dezember 2020 
in Mio. €

Stichtag/Periode

Bestand
Aufnahme  
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand

Bestands
änderung 

(Saldo) Zinsen

30. November 
2020  Dezember  Dezember 

31. Dezember 
2020 Dezember Dezember 

Insgesamt 1.288.444 7.659 -24.119 1.271.984 -16.460 140

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.181.918 2.533 -21.144 1.163.306 -18.611 40

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Aufwendungen  
gemäß § 9 Abs. 1 StFG)

22.733 1.250 -1.208 22.774 42 35

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Abwicklungsanstalten 
gemäß § 9 Abs. 5 StFG)

30.000 600 -600 30.000 - 10

Investitions- und Tilgungsfonds 16.035 875 -866 16.043 8 4

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für Rekapitalisierungsmaß-
nahmen gemäß § 22 StFG)

1.727 402 -301 1.828 101 -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gemäß § 23 StFG)

36.032 2.000 - 38.032 2.000 52

Gliederung nach Instrumentenarten

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.208.847 8.339 -24.032 1.193.154 -15.693 218

30-jährige Bundesanleihen 252.247 147 - 252.394 147 65

10-jährige Bundesanleihen 549.493 23 - 549.517 23 -2

Bundesobligationen 177.232 2.328 - 179.560 2.328 85

Bundesschatzanweisungen 107.872 2.671 -12.000 98.543 -9.329 41

Unverzinsliche 
Schatzanweisungen des Bundes

122.003 3.170 -12.032 113.141 -8.862 30

Inflationsindexierte 
Bundeswertpapiere

58.304 -25 - 58.279 -25 -7

30-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

9.347 - - 9.347 - -

10-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

48.957 -25 _ 48.932 -25 -7

Grüne Bundeswertpapiere 10.531 -655 - 9.876 -655 -24

10-jährige Grüne Bundesanleihen 6.365 25 - 6.390 25 1

Grüne Bundesobligationen 4.166 -680 - 3.486 -680 -26

Sonstige Bundeswertpapiere - - - - - -

Schuldscheindarlehen 6.290 - -88 6.202 -88 -27

Sonstige Kredite und Buchschulden 4.474 - - 4.474 - -21

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Verschuldung des Bundeshaushalts und der Sondervermögen im Dezember 2020 
in Mio. €

Stichtag/Periode

Bestand
Aufnahme  
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand

Bestands
änderung 

(Saldo) Zinsen

30. November 
2020 Dezember  Dezember 

31. Dezember 
2020 Dezember Dezember 

Insgesamt 1.222.412 5.059 -23.519 1.203.952 -18.460 79

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.181.918 2.533 -21.144 1.163.306 -18.611 40

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Aufwendungen  
gemäß § 9 Abs. 1 StFG)

22.733 1.250 -1.208 22.774 42 35

Investitions- und Tilgungsfonds 16.035 875 -866 16.043 8 4

Wirtschaftsstabilisierungsfonds (Kredite 
für Rekapitalisierungsmaßnahmen 
gemäß § 22 StFG)

1.727 402 -301 1.828 101 -

Gliederung nach Instrumentenarten

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.142.815 5.739 -23.432 1.125.122 -17.693 157

30-jährige Bundesanleihen 252.247 147 - 252.394 147 65

10-jährige Bundesanleihen 531.993 23 - 532.017 23 -2

Bundesobligationen 154.332 1.328 - 155.660 1.328 49

Bundesschatzanweisungen 87.872 1.071 -11.400 77.543 -10.329 15

Unverzinsliche Schatzanweisungen 
des Bundes

116.371 3.170 -12.032 107.509 -8.862 30

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 58.304 -25 - 58.279 -25 -7

30-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

9.347 - - 9.347 - -

10-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

48.957 -25 - 48.932 -25 -7

Grüne Bundeswertpapiere 10.531 -655 - 9.876 -655 -24

10-jährige Grüne Bundesanleihen 6.365 25 - 6.390 25 1

Grüne Bundesobligationen 4.166 -680 - 3.486 -680 -26

Sonstige Bundeswertpapiere - - - - - -

Schuldscheindarlehen 6.290 - -88 6.202 -88 -27

Sonstige Kredite und Buchschulden 4.474 - - 4.474 - -21

nachrichtlich:

Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung 
inflationsindexierter Bundeswertpapiere¹

3.583 3.692 109 -

Rücklagen gemäß Schlusszahlungsfinanzie-
rungsgesetz (SchlussFinG)²

3.554 3.554 - -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Die Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung enthalten die seit Laufzeitbeginn bis zum Stichtag entstandenen inflationsbeding-

ten Erhöhungsbeträge auf die ursprünglichen Emissionsbeträge. 
2  Die Rücklage enthält dagegen nur jene Erhöhungsbeträge, die sich jeweils zum Kupontermin am 15. April eines jeden Jahres  

(§ 4 Abs. 1 SchlussFinG) sowie an den Aufstockungsterminen eines inflationsindexierten Wertpapiers (§ 4 Abs. 2 SchlussFinG) ergeben. 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Stichtag/Periode

Bestand
Aufnahme  
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand

Bestandsänderung 
(Saldo) Zinsen

30. November 
2020 Dezember  Dezember 

31. Dezember 
2020 Dezember Dezember 

Insgesamt 66.032 2.600 -600 68.032 2.000 61

Gliederung nach Verwendung

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Abwicklungsanstalten 
gemäß § 9 Abs. 5 StFG)¹

30.000 600 -600 30.000 - 10

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gemäß § 23 StFG)²

36.032 2.000 - 38.032 2.000 52

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich. 
1  Das BMF ist nach § 9 Abs. 5 StFG ermächtigt, für den Finanzmarktstabilisierungsfonds Kredite bis zu 60 Mrd. € aufzunehmen, damit 

nach § 8 Abs. 10 StFG der Finanzmarktstabilisierungsfonds an Abwicklungsanstalten Darlehen zur Refinanzierung der von diesen 
übernommenen Vermögensgegenständen gewähren kann. Diese Kreditaufnahme ist für die Verschuldung insgesamt neutral, weil sie 
die bei Abwicklungsanstalten sonst notwendige Kreditaufnahme am Markt ersetzt. Sie erhöht jedoch die Verschuldung in Bundes-
wertpapieren.

2  Das BMF ist nach § 24 Abs. 1 in Verbindung mit § 23 StFG ermächtigt, für den WSF zum Zwecke der Darlehensgewährung Kredite 
in Höhe von bis zu 100 Mrd. € aufzunehmen. Nach § 23 StFG kann der WSF der KfW Darlehen zur Refinanzierung der ihr von der 
Bundesregierung als Reaktion auf die sogenannte Corona-Krise zugewiesenen Sonderprogramme gewähren. 

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Entwicklung der Refinanzierung der Sondervermögen zur Durchleitung von Krediten an öffentliche Anstalten 
des Bundes im Dezember 2020 
in Mio. €
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Die Rentenmarktentwicklung 
im Jahr 2020

Die Corona-Pandemie als vorherrschendes Nach-
richtenthema  2020 zeigte bereits zu Jahresbe-
ginn ihren Einfluss auf die Finanzmärkte. In-
vestoren schichteten ihre Mittel in als sicher 
wahrgenommene Anlagen um. Die Renditen von 

Bundeswertpapieren sanken über alle Laufzeiten 
auf historische Tiefststände. Entsprechend ver-
zeichneten die globalen Aktienindizes von Jah-
resbeginn bis Mitte März gravierende Kursrück-
schläge von bis zu einem Drittel.

Um die wirtschaftlichen Folgen der Pandemie ein-
zudämmen, beschloss die Bundesregierung gegen 

102

Entwicklung von Umlaufvolumen und Eigenbestände an Bundeswertpapieren im Dezember 2020 
in Mio. €

Stichtag/Periode

Bestand Zunahme Abnahme Bestand
Bestandsänderung 

(Saldo)

30. November 2020 Dezember Dezember 
31. Dezember 

2020 Dezember 

Umlaufvolumen insgesamt 1.459.200 8.500 -24.000 1.443.700 -15.500

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.385.500 8.500 -24.000 1.370.000 -15.500

30-jährige Bundesanleihen 303.000 - - 303.000 -

10-jährige Bundesanleihen 635.500 - - 635.500 -

Bundesobligationen 208.500 2.000 - 210.500 2.000

Bundesschatzanweisungen 116.500 3.000 -12.000 107.500 -9.000

Unverzinsliche Schatzanweisungen des 
Bundes (inklusive Kassenemissionen)

122.000 3.500 -12.000 113.500 -8.500

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 62.200 - - 62.200 -

30-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

9.800 - - 9.800 -

10-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

52.400 - - 52.400 -

Grüne Bundeswertpapiere 11.500 - - 11.500 -

10-jährige Grüne Bundesanleihen 6.500 - - 6.500 -

Grüne Bundesobligationen 5.000 - - 5.000 -

Sonstige Bundeswertpapiere - - - - -

Eigenbestände -182.121 - - -182.982 -861

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

31. Dezember 2019 9. März 2020 31. Dezember 2020

 2 Jahre -0,59 -1,01 -0,71

 5 Jahre -0,46 -0,99 -0,74

10 Jahre -0,19 -0,84 -0,58

30 Jahre 0,36 -0,48 -0,17

Quelle: Thomson Reuters

Entwicklung der Renditen von Bundeswertpapieren nach Laufzeiten

Tagesschlussrenditen in % p. a.
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Ende des 1. Quartals Hilfspakete, die im Laufe des 
Jahres  2020 nachjustiert und erweitert wurden. 
Mit den umfangreichsten Finanzhilfen in der Ge-
schichte der Bundesrepublik wurde und wird Be-
schäftigten, Selbstständigen und Unternehmen 
durch die Krise geholfen, das Gesundheitssystem 
gestärkt und die Wirtschaft stabilisiert. Vergleich-
bare Maßnahmen erfolgten weltweit. Regierungen 
leiteten fiskalische Schritte in die Wege, kreierten 
Sonderkreditprogramme oder gewährten finanzi-
elle Zuschüsse. Parallel dazu traten alle bedeuten-
den Zentralbanken den wirtschaftlichen Folgen der 
Pandemie mit liquiditätsschaffenden Maßnahmen 
entgegen. Aufgrund der raschen Reaktionen von 

Regierungen und Zentralbanken setzte an den glo-
balen Rentenmärkten noch im März eine korrigie-
rende Gegenbewegung ein.

Ab dem 2. Quartal verlief das Jahr 2020 an den inter-
nationalen Rentenmärkten dann vergleichsweise 
ruhig. Die Renditen in den bedeutenden Wäh-
rungsräumen entwickelten sich weitgehend in der 
Tendenz seitwärts und ohne allzu große Schwan-
kungen. US-Treasury-Renditen zeigten dagegen  – 
vor allem durch den Anstieg im 4.  Quartal  – eine 
Aufwärtstendenz, verzeichnen per saldo auf Jah-
ressicht dennoch den deutlichsten Rückgang: rund 
100 Basispunkte im 10-jährigen Laufzeitsegment.

Entwicklung der Renditen 10-jähriger Staatsanleihen im Jahr 2020
Rendite in % p. a.

Quelle: Thomson Reuters

-1,0

-0,5

0,0

0,5

1,0

1,5

2,0

31.12.2019 31.03.2020 30.06.2020 30.09.2020 31.12.2020

 USA  Vereinigtes Königreich  Japan  Deutschland



Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage
Kreditaufnahme des Bundes und seiner Sondervermögen

Monatsbericht des BMF 
Januar 2021

Der stabile Verlauf der internationalen Wertpa-
pierrenditen lässt sich zu großen Teilen auf die 
umfangreichen und im Rahmen der Erwartungen 
ergriffenen geldpolitischen Maßnahmen zurück-
führen. Die Europäische Zentralbank unterstützte 
den Geschäftsbankensektor durch eine erwei-
terte Kreditversorgung und sorgte durch das Pan-
demie-Notfallankaufprogramm (Pandemic Emer-
gency Purchase Programme, PEPP) für zusätzliche 
Nachfrage im Unternehmens- und Staatsanleihe-
markt, um deren günstige Finanzierungsbedingun-
gen zu sichern. Die US-Notenbank Fed gewährte 
mit demselben Ziel Banken neue Kredite und Un-
ternehmen Notfallhilfen, sie kaufte Anleihen von 
Unternehmen, Bundesstaaten, Counties und Städ-
ten an und senkte zudem zweimal den Leitzins.

Rückblickend barg das Jahr  2020 ein erhebli-
ches Maß an Unsicherheit. Die Corona-Pandemie 
sorgte unterjährig für enorme Schwankungen in 
den ökonomischen Kennzahlen sowie stark wech-
selnde, teils sehr skeptische Wirtschaftsaussichten. 

Zusätzlich belastete im 4. Quartal die Unsicherheit 
über den Ausgang der US-Präsidentschaftswahl die 
Märkte – selbst über den Wahltag am 3. November 
hinaus durch das mediale und juristische Gesche-
hen im Nachgang. Weitere Ungewissheit brachte 
nach dem Austritt des Vereinigten Königreichs aus 
der Europäischen Union (EU) zum 31. Januar 2020 
die verhandlungsintensive Übergangsphase mit 
sich. Am 24.  Dezember  2020 konnten schließlich 
die langfristigen Beziehungen zwischen dem Verei-
nigten Königreich und der EU geregelt werden.

All das konnte die stabile und grundsätzlich posi-
tive Stimmung an den Rentenmärkten nicht ein
trüben. Vielmehr verlief das außergewöhnliche und 
turbulente Jahr  2020 an den Staatsanleihemärk-
ten – von einer Phase hoher Volatilität im März ab-
gesehen  – vergleichsweise ruhig und reibungslos. 
10-jährige Bundesanleihen bewegten sich ab dem 
2.  Quartal in einem engen Renditeband um etwa 
-0,5  Prozent und rentierten zum Jahresende rund 
40 Basispunkte niedriger als zu Jahresbeginn.
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Entwicklung der Renditen 10-jähriger Staatsanleihen im Jahr 2020

Tagesschlussrenditen in % p. a.

31. Dezember 2019  31. Dezember 2020

USA 1,92 0,91

Vereinigtes Königreich 0,82 0,20

Japan -0,02 0,02

Deutschland -0,19 -0,58

Quelle: Thomson Reuters
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Termine
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Finanz- und wirtschaftspolitische Termine

Datum Veranstaltung

15./16. Februar 2021 Eurogruppe und ECOFIN-Rat, Brüssel/virtuell

26./27. Februar 2021 Treffen der G20-Finanzministerinnen und -Finanzminister und -Notenbankgouverneurinnen 
und -Notenbankgouverneure, virtuell

15./16. März 2021 Eurogruppe und ECOFIN-Rat, Brüssel/virtuell

7./8. April 2021 Treffen der G20-Finanzministerinnen und -Finanzminister und -Notenbankgouverneurinnen 
und -Notenbankgouverneure in Washington, D.C.

9. bis 11. April 2021 Frühjahrstagung von IWF und Weltbank in Washington, D.C.

16./17. April 2021 Eurogruppe und informeller ECOFIN-Rat in Portugal

17./18. Mai 2021 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Brüssel

Aufgrund der Corona Pandemie stehen Termin und Format der Treffen erst kurz vorher fest.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Terminplan für die Aufstellung und Beratung des Bundeshaushalts 2022 
und des Finanzplans bis 2025

Datum Verfahrensschritte

17. März 2021 Eckwertebeschluss des Kabinetts zum Bundeshaushalt 2022 und Finanzplan bis 2025

10. bis 12. Mai 2021 Steuerschätzung

Juni 2021 Kabinettsbeschluss zum Entwurf des Bundeshaushalts 2022 und Finanzplans bis 2025

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Publikationen

Veröffentlichungskalender¹ der Monatsberichte inklusive der finanzwirtschaftlichen Daten

Publikationen des BMF

Monatsbericht Ausgabe Berichtszeitraum Veröffentlichungszeitpunkt

Februar 2021 Januar 2021 19. Februar 2021

März 2021 Februar 2021 19. März 2021

April 2021 März 2021 22. April 2021

Mai 2021 April 2021 20. Mai 2021

Juni 2021 Mai 2021 22. Juni 2021

Juli 2021 Juni 2021 22. Juli 2021

August 2021 Juli 2021 20. August 2021

September 2021 August 2021 21. September 2021

Oktober 2021 September 2021 21. Oktober 2021

November 2021 Oktober 2021 19. November 2021

Dezember 2021 November 2021 21. Dezember 2021

1  Nach Special Data Dissemination Standard Plus (SDDS Plus) des IWF, siehe http://dsbb.imf.org
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Das BMF hat folgende Publikationen herausgegeben: 

Deutscher Aufbau- und Resilienzplan (DARP)

Sonderpostwertzeichen Jahresprogramm 2021

Publikationen des BMF können kostenfrei bestellt werden beim:

Bundesministerium der Finanzen

Wilhelmstraße 97

10117 Berlin

Zentraler Bestellservice:

Telefon: 03018 272 2721

Telefax: 03018 10 272 2721

E-Mail: publikationen@bundesregierung.de

Internet:

http://www.bundesfinanzministerium.de

http://www.bmf-monatsbericht.de

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes von Januar bis Dezember 2020 

Entwicklung der Verschuldung des Bundeshaushalts und der Sondervermögen von Januar bis 
Dezember 2020

Entwicklung der Refinanzierung der Sondervermögen zur Durchleitung von Krediten an 
öffentliche Anstalten des Bundes von Januar bis Dezember 2020

Kreditaufnahme des Bundes

Gewährleistungen

Kennziffern für Special Data Dissemination Standard (SDDS) - Haushalt Bund

Kennziffern für Special Data Dissemination Standard (SDDS) – Kreditaufnahme des Bundes

Bundeshaushalt Gesamtübersicht 2015 bis 2020

Ausgaben des Bundes nach volkswirtschaftlichen Arten

Haushaltsquerschnitt

Gesamtübersicht über die Entwicklung des Bundeshaushalts 1969 bis 2020

Entwicklung des öffentlichen Gesamthaushalts

Steueraufkommen nach Steuergruppen

Entwicklung der Steuer- und Abgabenquoten

Entwicklung der Staatsquote

Schulden der öffentlichen Haushalte

Entwicklung der Finanzierungssalden der öffentlichen Haushalte

Internationaler Vergleich der öffentlichen Haushaltssalden

Das nachfolgende Angebot „Statistiken und Dokumentationen“ ist nur online verfügbar im BMF-
Monatsbericht als eMagazin unter www.bmf-monatsbericht.de. Der BMF-Monatsbericht als eMagazin 
bietet darüber hinaus zahlreiche weitere Funktionen und Vorteile, u. a. interaktive Grafiken.
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Übersichten zur 
finanzwirtschaftlichen Entwicklung

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-01-entwicklung-kreditaufnahme-bund.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-entwicklung-verschuldung-bundeshaushalt-und-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-entwicklung-verschuldung-bundeshaushalt-und-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-03-entwicklung-refinanzierung-der-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-03-entwicklung-refinanzierung-der-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-04-kreditaufnahme-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-05-gewaehrleistungen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-06-kennziffern-fuer-sdds-central-government-operations.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-07-kennziffern-fuer-sdds-central-government-debt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-08-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-09-ausgaben-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-10-haushaltsquerschnitt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-11-gesamtuebersicht-entwicklung-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-12-entwicklung-des-oeffentlichen-gesamthaushalts.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-13-steueraufkommen-nach-steuergruppen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-14-entwicklung-der-steuer-und-abgabequoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-15-entwicklung-der-staatsquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-16-schulden-der-oeffentlichen-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-17-entwicklung-der-finanzierungssalden.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-18-internationaler-vergleich.html
http://www.bmf-monatsbericht.de/
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Staatsschuldenquote im internationalen Vergleich

Steuerquoten im internationalen Vergleich

Abgabenquoten im internationalen Vergleich

Staatsquoten im internationalen Vergleich

Entwicklung der EU-Haushalte 2020 bis 2021

Entwicklung der Länderhaushalte Soll/Ist

Vergleich der Finanzierungssalden je Einwohner 2019/2020

Die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben und der Kassenlage des Bundes und der Länder 
bis November 2020

Die Einnahmen, Ausgaben und Kassenlage der Länder bis November 2020

Produktionslücken, Budgetsemielastizität und Konjunkturkomponenten

Produktionspotenzial und -lücken

Beiträge der Produktionsfaktoren und des technischen Fortschritts zum preisbereinigten 
Potenzialwachstum

Bruttoinlandsprodukt

Bevölkerung und Arbeitsmarkt

Kapitalstock und Investitionen

Solow-Residuen und Totale Faktorproduktivität

Preise und Löhne

﻿

Übersichten zur 
Entwicklung der Länderhaushalte

Gesamtwirtschaftliches Produktionspotenzial 
und Konjunkturkomponenten des Bundes

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-19-staatsschuldenquoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-20-steuerquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-21-abgabenquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-22-staatsquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-23-entwicklung-der-eu-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-01-entwicklung-der-laenderhaushalte-soll-ist.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-02-abb-vergleich-finanzierungsdefizite.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-03-entwicklung-einnahmen-ausgaben-und-kassenlage-bund-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-03-entwicklung-einnahmen-ausgaben-und-kassenlage-bund-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-04-einnahmen-ausgaben-und-kassenlage-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-01-produktionsluecken-budgetsemielastizitaet-konjunkturkomponenten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-02-produktionspotenzial-und-luecken.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-04-bruttoinlandsprodukt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-05-bevoelkerung-und-arbeitsmarkt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-06-kapitalstock-und-investitionen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-07-solow-residuen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-08-preise-und-loehne.html
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Kennzahlen zur 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
Wirtschaftswachstum und Beschäftigung

Preisentwicklung

Außenwirtschaft

Einkommensverteilung

Reales Bruttoinlandsprodukt im internationalen Vergleich

Harmonisierte Verbraucherpreise im internationalen Vergleich

Harmonisierte Arbeitslosenquote im internationalen Vergleich

Reales Bruttoinlandsprodukt, Verbraucherpreise und Leistungsbilanz in ausgewählten 
Schwellenländern

Übersicht Weltfinanzmärkte

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu BIP, Verbraucherpreisen 
und Arbeitslosenquote

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu Haushaltssalden,  
Staatsschuldenquote und Leistungsbilanzsaldo

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-01-wirtschaftswachstum-und-beschaeftigung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-02-preisentwicklung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-03-aussenwirtschaft.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-04-einkommensverteilung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-05-reales-bruttoinlandsprodukt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-06-harmonisierte-verbraucherpreise.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-07-harmonisierte-arbeitslosenquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-08-reales-bip-verbraucherpreise-leistungsbilanz-ausgewaehlten-schwellenlaendern.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-08-reales-bip-verbraucherpreise-leistungsbilanz-ausgewaehlten-schwellenlaendern.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-09-uebersicht-weltfinanzmaerkte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-10-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-1.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-10-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-1.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-11-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-2.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-11-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-2.html
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Zeichenerklärung für Tabellen

Zeichen Erklärung

– nichts vorhanden

0 weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle, jedoch mehr als nichts

· Zahlenwert unbekannt

X Wert nicht sinnvoll

Onlineversion des Monatsberichts

Der BMF-Monatsbericht ist auch im Internet verfügbar als eMagazin mit vielen Extra-Funktionen: Die 
Inhalte sind in mobiler Ansicht auch unterwegs praktisch abrufbar, digitale Infografiken sind interaktiv 
bearbeitbar, eine einfache Menüführung sorgt für schnelle Übersicht und Datenfreunde erhalten Zugang zu 
einem umfangreichen Statistikbereich.
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